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1.  Die Energiewende als politischer Prozess 

Mit dem Reaktorunfall in Fukushima erhielten die Forderungen nach einer 
Wende in der Energiepolitik eine neue, bis dahin nicht dagewesene Schub-
kraft. Die bereits seit dem Beginn der Proteste der Anti-Kernkraftbewegung in 
den 1970er Jahren höchst umstrittene Vorstellung, man könne langfristig fos-
sile Energieträger durch die Kernenergie ersetzen oder ergänzen, erwies sich 
nicht länger als politisch durchsetzbar. Dem entsprechend annoncierte Bun-
deskanzlerin Merkel in den Wahlkämpfen des Frühjahres 2011 den baldigen 
Ausstieg aus der Kernenergie. Dieser am 6. Juni 2011 vom Bundeskabinett be-
schlossene Schritt soll schrittweise bis zum Jahr 2022 vollzogen sein. Obgleich 
die Entscheidung der Bundesregierung vordergründig betrachtet einen seit 
langer Zeit schwelenden politischen Konflikt beendete, verschärfte sie das 
Problem, die ökonomisch hoch entwickelte deutsche Gesellschaft hinreichend 
und verlässlich mit Energie zu versorgen. Als rohstoffarmes Land verfügt 
Deutschland bislang nicht einmal über genügend einheimische, fossile Ener-
gieträger wie Kohle, Gas und Erdöl, um den aktuellen Energiebedarf der pri-
vaten Haushalte und der Wirtschaft zu decken. Es befriedigt einen großen Teil 
seines Energiebedarfs durch Importe aus Gesellschaften mit autoritären oder 
instabilen politischen Regimen, unter anderem aus Russland, Kasachstan, Li-
byen, Nigeria und dem Irak (Weltenergierat Deutschland 2018: 110). Ein dau-
erhafter Rückgriff auf Energieimporte aus diesen Staaten belastet die deut-
schen Verbraucher mit den für die Kooperation mit derartigen Regimen typi-
schen politischen Risiken und kommt aus diesem Grunde als dauerhafte ener-
giepolitische Option kaum in Frage. Die mit einer Fortführung der traditionel-
len Energiewirtschaft verbundenen ökologischen Folgewirkungen, die sich vor 
allem am Klimawandel festmachen lassen, verschärfen diese Problemlage und 
machen die Suche nach alternativen Energien und deren forcierte Nutzung zu 
einer dringlichen politischen Aufgabe.1 Diesem Umstand verdankt die aktuelle 
Protestbewegung für einen Wandel in der Klimapolitik ihr Entstehen. 

Seit ihrem Ausstiegsbeschluss im Jahr 2011 setzt die Bundesregierung ver-
stärkt auf den Ausbau regenerativer Energien und gab dieser Strategie in der 

                                                

1 https://www.unendlich-viel-energie.de/themen/gute-gruende/1-effektiver-klima-
schutz, Zugriff am 15.4.2019 

https://www.unendlich-viel-energie.de/themen/gute-gruende/1-effektiver-klimaschutz
https://www.unendlich-viel-energie.de/themen/gute-gruende/1-effektiver-klimaschutz
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Fortschreibung des im Jahr 2000 verabschiedeten Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) eine neue gesetzliche Grundlage.2 Die letzte, im Juni 2016 beschlos-
sene Novellierung gibt für die Energiewende das Ziel vor, durch eine Steige-
rung des Anteils regenerativer Energien die Emission von Schadstoffen deut-
lich zu verringern. Bis zum Jahr 2025 soll der Anteil alternativer Energien an 
der Versorgung auf 40 bis 45 Prozent der Gesamtkapazität gesteigert werden. 
Für das Jahr 2035 wird eine Quote von 55 bis 60 Prozent angestrebt, und im 
Jahr 2050 soll ein Anteil von mindestens 80 Prozent erreicht werden (EEG-Ge-
setz §1, Abs. 2).  

Das Erreichen dieser Ziele macht den forcierten Ausbau von Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien erforderlich. Zu den wichtigsten Energieträ-
gern entwickelten sich in den letzten Jahren die Nutzung der Sonnenenergie, 
der Windenergie, der Wasserkraft, der Erdwärme und die Verarbeitung von 
Biomasse. Nach Angaben des Umweltbundesamtes stieg der Anteil der erneu-
erbaren Energien am Bruttoendenergieverbrauch im Zeitraum 2004 bis 2018 
von 6,2 auf 16,7 Prozent. Beim Stromverbrauch ist sogar ein Anstieg von 3,4 
auf 37,9 Prozent zu verzeichnen.3 Von den alternativen Energieträgern spielte 
2018 die Nutzung der Windenergie (18,6 %) die weitaus größte Rolle für die 
Stromversorgung, gefolgt von der Photovoltaik und den Biokraftstoffen (je-
weils 7,7 %, Umweltbundesamt 2019: 18). Die Daten über den Ausbau von 
Windenergieanlagen unterstreichen ebenfalls die exponierte Rolle dieses Trä-
gers im Gesamtkontext der Energiewende. Während im Jahr 2000 bundesweit 
9.953 Anlagen existierten, hatte sich deren Zahl im Jahr 2015 auf 25.980 na-
hezu verdreifacht, was einem jahresdurchschnittlichen Zuwachs um 1.294 An-
lagen entspricht.4  

Im Vergleich mit anderen alternativen Energieträgern löst der Ausbau der 
Windenergie stärkere Debatten aus (Bock 2018; Grefe 2017). Wie empirische 
Studien zeigen, steht die Öffentlichkeit dieser Entwicklung ambivalent gegen-
über. Auf der einen Seite findet das Ziel der Energiewende eine breite Unter-
stützung, auf der anderen Seite lösen Entscheidungen über die Standorte 
neuer Windenergieanlagen regelmäßig Kritik und Proteste aus. Wie bei ande-
ren großen Infrastruktureinrichtungen richtet sich diese vornehmlich gegen 

                                                

2 https://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Dos-
sier/eeg.html?cms_docId=73930, Zugriff am 15.4.2019. 

3 https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-ener-
gien/erneuerbare-energien-in-zahlen#statusquo, Zugriff am 15.4.2019. 

4 https://www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/deutschland/windenergieanla-
gen-deutschland. 

https://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Dossier/eeg.html?cms_docId=73930
https://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Dossier/eeg.html?cms_docId=73930
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/erneuerbare-energien-in-zahlen%23statusquo
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-energien/erneuerbare-energien-in-zahlen%23statusquo
https://www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/deutschland/windenergieanlagen-deutschland
https://www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/deutschland/windenergieanlagen-deutschland
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die durch den Bau und Betrieb der Anlagen erwarteten Beeinträchtigungen, 
zum Beispiel gegen die massiven Eingriffe in das Landschaftsbild, gegen die im 
Umfeld der Anlagen entstehende Beeinträchtigung der Wohnqualität sowie 
gegen die von den Anlagen ausgehende Lärm-, Schall- und Strahlenbelastung. 
Auf Grund dieser Effekte erweist sich der Ausbau der Onshore-Anlagen poli-
tisch als besonders umstritten. Die Offshore-Produktion von Windenergie 
stößt vor allem deshalb auf Vorbehalte, weil das aus ihr resultierende An-
schlussproblem des Baus von Stromtrassen ebenfalls mit negativen ökologi-
schen Folgewirkungen verbunden ist.  

Ungeachtet des hohen Stellenwertes der Energiewende auf der politi-
schen Agenda der Bundesrepublik manifestieren sich die spezifischen Vorbe-
halte gegen die mit dem Ausbau der Windenergie erforderlichen Standortent-
scheidungen in zahlreichen öffentlichen Protestaktionen. Nicht allein die Fol-
gen der Standortentscheidungen für die Lebensqualität der im Umfeld der An-
lagen lebenden Menschen, sondern auch die Art der politischen Entschei-
dungsprozesse fungiert als Auslösefaktor politischer Konflikte. Mängel der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung werden dabei ebenso kritisiert wie ein als zu groß ein-
geschätzter Einfluss der Öko-Lobby und der Investoren (Grefe 2017; Hoeft, 
Messinger-Zimmer und Zilles 2017). So waren in Deutschland nach Berichten 
der Wochenzeitschrift „Die Zeit“ im Jahr 2017 630 Bürgerinitiativen im Protest 
gegen Windenergieanlagen aktiv (Grefe 2017).  

Da über die Einstellungen der Bevölkerung zur den Zielen und Instrumen-
ten der Energiewende im Allgemeinen und zum Ausbau der Windenergie im 
Besonderen bereits mehrere empirische Studien vorliegen (z.B. Andor, Fron-
del und Sinne 2015; Bertsch u.a. 2016; Dobers u.a. 2015; Hübner 2012; Jobert, 
Laborgne und Mimler 2007; Kress und Landwehr 2012; Schubert, Meyer und 
Moest 2015; Ruddat und Sonnberger 2015; Sonnberger und Ruddat 2016; 
Zoellner, Schweizer-Ries und Wemheuer 2008), steht die Unterstützung der 
Energiewende im Allgemeinen nicht im Vordergrund dieser Studie. Auch wenn 
dieser Aspekt nicht völlig ausgeblendet bleiben kann, geht es hier in erster 
Linie um eine Analyse der Politics-Aspekte einer Neuausrichtung der Energie-
politik, vor allem um die Einstellungen der Bundesbürger zu den bei der Ent-
scheidungen über den Bau und Betrieb von Windenergieanlagen ablaufenden 
Prozessen und um die in diesem Kontext zu beobachten politischen Aktivitä-
ten. Wie zahlreiche Beispiele belegen, treffen politische und wirtschaftliche 
Entscheidungsträger in Deutschland bei der Planung und Durchführung von 
Infrastrukturprojekten auf eine in Befürworter und Gegner gespaltene Öffent-
lichkeit (Geis 2005; Ewen u.a. 2013; Devine-Wright 2014; Gabriel 2014; Hoeft, 
Messinger-Zimmer und Zilles 2017; Ohlhorst 2018). Wenn die angestrebten 
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Ziele erreicht werden und die zu diesem Zweck eingesetzten Mittel sich als 
durchführbar erweisen sollen, muss die Politik um die Zustimmung der Öffent-
lichkeit werben und Akzeptanz für die ablaufenden Prozesse und die an den 
Entscheidungen beteiligten Akteure generieren. Wie in vielen anderen Berei-
chen der Politik liegt bei der Realisierung der Energiewende eine Konstellation 
vor, die Sniderman, Brody and Tetlock (1991: 52 ff.) als „Principle-Policy-
Puzzle“ beschreiben. Häufig stoßen im Grundsatz breit akzeptierte Ziele auf 
Widerstände, wenn ihre konkreten Implikationen sichtbar werden. Dies ist 
eine geradezu klassische Situation bei Standortentscheidungen über Wind-
energieanlagen. Die Umsetzung dieser Entscheidungen erweist sich beson-
ders dann als schwierig, wenn nicht allein die geplante und zu realisierende 
politische Maßnahme auf öffentliche Kritik stößt, sondern wenn Vorbehalte 
gegen die politischen Prozesse und die an ihnen beteiligten Akteure existie-
ren. 

Die im Folgenden präsentierten Befunde entstammen einem in den Jahren 
2013 bis 2016 am Forschungsinstitut für Öffentliche Verwaltung Speyer ge-
meinsam mit anderen Einrichtungen5 durchgeführten, durch das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung finanzierten Forschungsprojekt „Dezent-
rale Beteiligung an der Planung und Finanzierung der Transformation des 
Energiesystems“. Dessen Ziel bestand darin, in einem interdisziplinären An-
satz zu untersuchen, welche Governance-Strukturen sich als geeignet erwei-
sen, die im Zuge der Energiewende erforderlichen dezentralen Entscheidun-
gen über die Erzeugung und Verteilung regenerativer Energien optimal zu or-
ganisieren. In diesem Projektverbund hatte die am FÖV Speyer eingerichtete 
Forschergruppe die Aufgabe, die Einstellungen der Öffentlichkeit zum Bau und 
Betrieb von Windenergieanlagen und dezentraler Stromnetze sowie die Be-
reitschaft zur Mitwirkung an der Planung und Umsetzung entsprechender Ent-
scheidungen empirisch zu untersuchen. Dieser Bericht beschäftigt sich ledig-
lich mit den Einstellungen zu dem politisch brisanteren Vorhaben, dem Aus-
bau der Windenergie. 

                                                

5  TU Berlin (Fachgebiet Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik), Universität Greifswald 
(Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Finanz- und Steuerrecht), Becker Büttner Held Con-
sulting AG. 
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2.  Untersuchungsdesign 

Die in dieser Studie vorgestellten  Ergebnisse basieren auf zwei Datenquellen. 
In einer ersten, bundesweit repräsentativen Erhebung führte das von der Uni-
versität Bamberg betriebene Umfrageinstitut BACES zwischen dem 17. No-
vember 2014 und dem 3. Februar 2015 telefonisch 1321 Interviews von durch-
schnittlich 26 minütiger Dauer durch. Die Grundgesamtheit umfasste volljäh-
rige Personen in Haushalten mit dem Hauptwohnsitz in Deutschland und mit 
Telefonanschlüssen. Die Bruttostichprobe bestand aus einer Zufallsstichprobe 
von Festnetz- und Mobilfunkanschlüssen, die nach dem Gabler-Häder-Verfah-
ren von GESIS gezogen wurden.  

Die zweite, hier detaillierter ausgewertete und präsentierte Befragung be-
zog 4.509 Personen ein und wurde vom 30. September 2015 bis zum 18. De-
zember 2015 vom Institut Aproxima durchgeführt. Die Telefoninterviews dau-
erten im Schnitt 28 Minuten. Da diese Umfrage darauf zielte, die Bedeutung 
unterschiedlicher Grade der Betroffenheit von Windenergie zu untersuchen, 
kam bei der Auswahl der Befragten ein komplexes Stichprobendesign zur An-
wendung. Zu diesem Zweck war es zunächst erforderlich, aus mehreren Da-
tenbanken Informationen über den Grad der Betroffenheit bundesdeutscher 
Gemeinden von Windenergieanlagen zusammenzustellen. Als für die Mes-
sung dieses Merkmals maßgebliches Kriterium fungierte die produzierte Leis-
tung (kW/km2) der in einer Gemeinde vorhandenen Windenergieanlagen. 
Nach dem Grad ihrer Betroffenheit (geringe, mittlere oder starke Betroffen-
heit) wurden die Gemeinden zu Terzilen zusammengefasst. Im ersten Schritt 
erfolgte nach dem Zufallsprinzip die Auswahl der zu untersuchenden Gemein-
den aus den drei Gruppen. In den ausgewählten Gemeinden kam im zweiten 
Schritt das ADM-Auswahlverfahren für Telefonumfragen zur Auswahl der 
Haushalte mit Telefonanschlüssen zum Einsatz. Die Auswahl der zu befragen-
den Person in den Haushalten erfolgte durch die „Last Birthday“-Methode. 
Befragt wurden Personen, die zum Zeitpunkt der Datenerhebung mindestens 
von 18 Jahre alt waren. In den drei Gemeindegruppen wurden jeweils etwa 
1.500 Interviews durchgeführt (geringe Betroffenheit: 1.506; mittlere Betrof-
fenheit: 1.503; starke Betroffenheit: 1.500).  

Bei der Differenzierung nach Graden der objektiven Betroffenheit durch 
die Präsenz, Dichte und Leistung von Windenergieanlagen handelt es sich um 
einen der wichtigsten Aspekte dieser Studie. Neben der Gegenüberstellung 
der Befunde aus der repräsentativen Bevölkerungsbefragung und der Ge-
meindestudie gilt unser Interesse deshalb der Analyse der aus der unter-
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schiedlichen Betroffenheit resultierenden Einstellungs- und Verhaltensunter-
schiede. Der Grad der Betroffenheit geht in sämtliche multivariate Analysen 
als potenzieller Erklärungsfaktor ein. Des Weiteren betreffen einige Auswer-
tungen nur solche Gemeinden, in denen Einrichtungen zur Erzeugung regene-
rativer Energien bestehen. Dadurch ergibt sich eine Reduzierung der Zahl der 
Befragten auf 4.234. Schließlich wird es in denjenigen Teilen der Untersu-
chung, in der es um die Wahrnehmung und Bewertung von Beteiligungsange-
boten geht, notwendig, die Stichprobe auf die Teilpopulation von Befragten 
einzugrenzen, in deren Umfeld Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchgeführt wurden. Für diese Auswertungen verringert sich der Stichpro-
benumfang der Gemeindestudie von auf 2.650 Fälle. 

3.  Die Einstellungen der Bundesbürger zur Wichtigkeit der 
Energiewende 

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges waren nicht nur der Stellenwert und 
die materielle Gestaltung der Energiepolitik bemerkenswerten Veränderun-
gen unterworfen. Auch in den Einstellungen der Bevölkerung dürfte sich ein 
deutlicher Wandel zur Rolle und Ausrichtung der Energiepolitik vollzogen ha-
ben. In der Phase des Wiederaufbaus der deutschen Wirtschaft und in der da-
ran anschließenden Zeit des Wirtschaftswunders waren der technische Fort-
schritt und das Wachstum der Wirtschaft in der Öffentlichkeit und in den ge-
sellschaftlichen Führungsgruppen als politische Ziele weitgehend unumstrit-
ten (z.B. Steinmann, Büscher und Pfister 1979; Struempel und Scholz-Ligma 
1988: 26 ff.). Dem entsprechend galt eine sichere und kostengünstige Versor-
gung mit Energie als eine notwendige Voraussetzung des wirtschaftlichen 
Wachstums und Wohlergehens. Vermutlich wurde die Gestaltung der Ener-
giepolitik in erster Linie als eine technische Frage behandelt, bei der es im 
Sinne eines Valenzissues um eine Optimierung der Ziel-Mittel-Relation, aber 
nicht um eine auf der Zielebene strittige Frage, also ein Positionsissue, ging 
(Zur Unterscheidung zwischen Positions- und Valenzissues: Roller 1994).  

Der in den 1960er Jahren in den hoch entwickelten Industriegesellschaften 
der westlichen Hemisphäre einsetzende Wandel der gesellschaftlichen und 
politischen Wertvorstellungen der Menschen (zusammenfassend: Meule-
mann 1996; van Deth und Scarbrough 1995; Welzel 2009; Dalton 2014: 87 ff.) 
brachte unter anderem eine veränderte Einstellung zum technischen und 
wirtschaftlichen Fortschritt mit sich. Kritiker der negativen Folgen eines 
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scheinbar ungezügelten wirtschaftlichen Wachstums für die natürliche Um-
welt und für die Lebensqualität der Menschen verschafften sich in den öffent-
lichen Debatten über die Entwicklung der modernen Gesellschaften immer 
stärker Gehör (Nas 1995). Das Entstehen einer Risikogesellschaft wurde zu ei-
nem wichtigen Thema in der Wissenschaft und in der Öffentlichkeit (Beck 
1986). Der durch den Wertwandel hervorgerufene Konflikt zwischen den Be-
fürwortern des Wachstums- und des Lebensqualitätsparadigmas (Raschke 
1980) manifestierte sich besonders zugespitzt auf dem Felde der Energiepoli-
tik, nämlich in der Auseinandersetzung über die Nutzung und den Ausbau der 
Kernenergie (Kepplinger 1990; Meyer 2018). Während Befürworter einer tra-
ditionellen Wachstums- und Prosperitätspolitik in ihr eine notwendige Vor-
aussetzung des sozioökonomischen Fortschritts sahen, stellte die Gegenseite 
die von ihr ausgehenden Gefährdungen in den Vordergrund und organisierte 
massive Protestaktionen gegen eine Nutzung der Kernenergie (Dalton und 
Küchler 1990; Kriesi 1995). In der Diskussion über die Ziele, Instrumente und 
Organisation der Energiepolitik geht es seither nicht mehr ausschließlich um 
wirtschaftliche Funktionalität, sondern auch um die ökologischen Folgewir-
kungen. Die Energiepolitik veränderte ihren Charakter als politisches Thema 
und entwickelte sich zunehmend zu einem wertebasierten Positionsissue. Das 
Ziel einer preisgünstigen und sicheren Versorgung der Volkswirtschaft mit 
Energie hatte zwar Bestand, jedoch wurden bereits in den 1970er Jahren hef-
tige politische Kontroversen um die geeigneten Energieträger ausgefochten. 

Der in Deutschland seit dem Reaktorunfall in Fukushima (2011) eingelei-
tete Ausstieg aus der Erzeugung von Kernenergie beseitigte die zuvor be-
schriebene Konfliktlage keineswegs, sondern intensivierte die Auseinander-
setzung mit den ökologischen Aspekten der Energiepolitik und gab ihr zugleich 
eine neue inhaltliche Stoßrichtung. Die Nutzung fossiler Brennstoffe gilt als 
eine der maßgeblichen Ursache des sich beschleunigenden Klimawandels 
(u.a.: Quaschning 2018; Schmidt u.a. 2018). Dieser Zusammenhang rückte in 
den vergangenen Jahren auf Grund der sich wiederholenden Hitzeperioden, 
Unwetter und Überschwemmungen auch immer stärker in das Bewusstsein 
der Öffentlichkeit. Wie die in der achten Welle des European Social Survey 
erhobenen Daten zeigen, waren im Jahr 2016 fast zwei Drittel der Bundesbür-
ger (63 %) davon überzeugt, gegenwärtig finde ein Klimawandel statt. Dieser 
Wert liegt um acht Prozentpunkte über dem europäischen Durchschnitt. Un-
gefähr die Hälfte der Befragten (45 %) äußerten sich besorgt oder sehr besorgt 
über den Klimawandel (Durchschnitt aller Länder: 26 %), führten ihn haupt-
sächlich oder ausschließlich auf menschliches Verhalten zurück (56 %, Durch-
schnitt aller Länder: 44 %). Mehr als drei Viertel (79 %) bewerteten diese Ent-
wicklung negativ (Durchschnitt aller Länder: 69 %). 86 Prozent der befragten 
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Bundesbürger (Durchschnitt aller Länder: 76 %) sehen im Übergang zu erneu-
erbaren Energien einen Weg zur Abschwächung des Klimawandels (Daten ta-
bellarisch nicht ausgewiesen). Wie diese Daten unterstreichen, erweist sich 
die deutsche Bevölkerung im europäischen Vergleich besonders sensibel für 
den Klimawandel und bringt ihn in Zusammenhang mit der Art der Erzeugung 
und Nutzung von Energie. Dem entsprechend entwickelte sich das Thema 
Energiewende, insbesondere Umstieg von fossilen auf regenerative Energien, 
zu einem der wichtigsten Punkte auf der politischen Agenda der Bundesre-
publik. Gegenwärtig findet es seinen Ausdruck in einer breiten Protestbewe-
gung für eine Wende in der Klimapolitik.  

In unseren Umfragen kamen zur Messung der Bedeutsamkeit der Energie-
wende zwei Erhebungsvarianten zum Einsatz. Während die bundesweite Re-
präsentativbefragung eine offene Frage nach der Bedeutsamkeit der Energie-
wende und eine Rating-Frage nach der persönlichen Einschätzung der Wich-
tigkeit der Energiewende enthielt, wurde in die Gemeindestudie nur die Ra-
ting Frage aufgenommen. In der Repräsentativbefragung wurden zusätzlich 
Informationen über die Bewertung verschiedener, alternativer und traditio-
neller, Energieträger durch die Bevölkerung gesammelt. Jedes dieser Erhe-
bungsverfahren weist spezifische Vorzüge und Nachteile auf, so dass sich aus 
der Zusammenschau der Daten einen relativ schlüssiger Gesamteindruck 
ergibt.  

Die offene Frage nach dem gegenwärtig wichtigsten politischen Problem 
in Deutschland führte zu dem Ergebnis, dass ein knappes Fünftel (20 %) der 
Befragten die Energiewende und den Klimaschutz als die aktuell wichtigste 
politische Frage einstufte. Knapp dahinter rangierte die Einwanderung (18 %). 
Im Vergleich mit diesen beiden Top-Themen wiesen die Befragten allen ande-
ren Problemen eine weitaus geringere Bedeutung zu. Die folgenden Positio-
nen auf der politischen Agenda nahmen mit einem großen Abstand zur Ener-
giewende und  zur Einwanderung die Themen Arbeitsmarkt (7 %), Bildung 
(6 %) und soziale Ungleichheit (5 %) ein. Bei einer Zusammenfassung mehre-
rer sachlich zusammengehöriger Einzelthemen ziehen die Probleme Wirt-
schaft/Steuern/Eurokrise (7 %) sowie die klassischen wohlfahrtsstaatlichen 
Themen Renten, Gesundheit und Wohnen (6 %) mit den zuvor genannten 
gleich, ohne auch nur annähernd die Bedeutsamkeit der Energiewende und 
der Migration zu erreichen (vgl. Abbildung 1). In Gemeinden, in denen Wind-
kraftanlagen betrieben werden, weist die Bevölkerung dem Thema Energie-
wende/Klimaschutz nur eine geringfügig größere Bedeutung zu (22 %) als in 
Gemeinden, in denen keine Anlagen existieren (19 %). 
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Abbildung 1: Die Position der Energiewende auf der politischen Agenda 
der Bundesbürger, 2014/2015 

 

Quelle: FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015, (N 1321). Die Daten sind 
demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile.  

Fragewortlaut: „Was ist Ihrer Meinung nach gegenwärtig das wichtigste Problem, das in 
Deutschland gelöst werden muss?“ 

Die Antworten auf die geschlossene Frage nach der persönlichen Bedeutsam-
keit der Energiewende unterstreichen ebenfalls die Wichtigkeit dieses The-
mas. In der Repräsentativbefragung stuften 37 Prozent der Befragten die 
Energiewende als sehr wichtig ein, 40 Prozent bezeichneten sie als wichtig. In 
der Gemeindestudie lagen die betreffenden Anteile bei 27 (sehr wichtig) bzw. 
31 Prozent (wichtig). Dagegen äußerten in der Repräsentativbefragung nur 
fünf Prozent der Befragten die Meinung, die Energiewende sei eher oder völlig 
unwichtig. In der Gemeindestudie waren es zehn Prozent (Tabelle 1). Der Um-
stand, dass die entsprechenden Anteile in der Gemeindestudie niedriger la-
gen, mag auf den ersten Blick überraschen, denn diese Befragung richtete sich 
speziell an von Windenergieanlagen unmittelbar betroffene Personen. Mit 
großer Wahrscheinlichkeit ist dieser Rückgang der Salienz der Energiewende 
auf den bereits einsetzenden Zustrom von Flüchtlingen zurückzuführen, der 
die Flüchtlingspolitik seit dem Sommer 2015 zur wichtigsten innenpolitischen 
Streitfrage in Deutschland avancieren ließ. 
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Tabelle 1: Einschätzung der Bedeutsamkeit der Energiewende in deut-
schen Gemeinden, 2014/2015 

 

 Repräsentativerhebung Gemeindestudie 

  Anteil N Anteil N 

völlig unwichtig 2 28 4 164 

eher unwichtig 3 41 7 332 

mittelmäßig wichtig 19 244 29 1301 

eher wichtig 40 523 31 1409 

sehr wichtig 37 483 27 1210 

k. A., w. n.   0 2 2 93 

Mittelwert 3,05 2,72 

N 100 1321 100 4509 

Quellen: FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015, FÖV Gemeindestudie 2015. 
Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile und Mittelwerte. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: “Wie wichtig ist für Sie persönlich die Energiewende? 
Sehr wichtig (4), eher wichtig (3), mittelmäßig wichtig (2), eher unwichtig (1) oder völlig 
unwichtig (0)“  

Die Bewertung der Bedeutsamkeit der Energiewende sagt nicht unbedingt et-
was über das Ausmaß der Unterstützung dieses Anliegens aus. Gerade die ver-
gleichsweise geringe Polarisierung der Einstellungen bei den Bewohnern stark 
betroffener Gemeinden könnte darauf hinweisen, dass die Energiewende so-
wohl für deren Befürworter als auch für deren Gegner ein wichtiges Anliegen 
darstellt. Allerdings geben die Präferenzen der Bevölkerung für die Nutzung 
verschiedener Energiequellen erste Hinweise auf die Konnotation der Aussa-
gen über die Wichtigkeit der Energiewende. Wie  Abbildung 2 zeigt, setzt nur 
noch eine kleine Minderheit der Befragten auf traditionelle Energieträger wie 
die Kohle oder die Kernkraft (je 13 %). Eine sehr breite Mehrheit wünscht die 
verstärkte Nutzung der natürlichen Ressourcen Sonne (84 %), Wasser (75 %) 
und Wind (72 %). Zwischen den fossilen und den regenerativen Energien ran-
gieren die Biomasse (47 %) und das Erdgas (42 %). Die breite Mehrheit der 
Bevölkerung wünscht somit eine Neuausrichtung der Energiepolitik auf den 
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Einsatz regenerativer Energien und eine billigt die von der Politik vollzogene 
Abkehr von fossilen Energien und der Kernenergie. 

Abbildung 2: Gewünschte Bedeutsamkeit verschiedener Energiequellen 
in Deutschland, 2014/2015 

 

Quelle: FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015, (N 1321). Die Daten sind 
demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Die Angaben sind Prozentanteile. Die Mittelwerte betragen: Sonne: 3,34 (gül-
tige N 1312), Wasser 3,05 (1307), Wind 2,97 (1313), Biomasse 2,26 (1268), Erdgas 2,25 
(1271), Kernkraft 0,84 (1293), Kohle 1,10 (1288). 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: “Wie wichtig sollten die folgenden Energieträger für 
die Stromerzeugung in ihrer Gemeinde oder Region sein?/ Sonne, Wasser, Wind, Biomasse, 
Erdgas, Kernkraft, Kohle: sehr wichtig (4), eher wichtig (3), mittelmäßig wichtig (2), eher 
unwichtig (1) oder völlig unwichtig (0)?“  

Die Tabelle 2 enthaltenen Daten zum Zusammenhang zwischen der Wichtig-
keit der Energiewende und der Präferenz für traditionelle bzw. neue Energien 
stützen diese Annahme. Je wichtiger den Bundesbürgern eine Neuausrichtung 
der Energiepolitik ist, desto stärker befürworten sie die künftige Nutzung re-
generativer Energien und desto stärker lehnen sie das Festhalten an traditio-
nellen Energien als Grundlage der Energiepolitik ab. Besonders enge Zusam-
menhänge bestehen zwischen der generellen Einstellung zur Energiewende 
und der Präferenz für Sonne, Wind und Kernkraft. Dagegen ist das Votum für 
die Nutzung von Wasser, Biomasse und Erdgas weniger eng mit der Einstufung 
der Energiewende als dringliches politisches Ziel verbunden. Dem entspre-
chend korreliert die der Energiewende zugewiesene Bedeutung deutlich ne-

5

5

14

16

44

45

55

8

8

29

31

28

30

29

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 100

Kohle

Kernkraft

Erdgas

Biomasse

Wind

Wasser

Sonne

Nennungen "sehr wichtig" und "wichtig"

E
n

er
g

ie
tr

ä
g

er



12 

 

 

gativ mit der Präferenz für eine Nutzung der Kohle und insbesondere der Kern-
kraft für die künftige Energieversorgung. Die Präferenz für diejenigen Energie-
träger, die in besonderem Maße für eine traditionelle und eine neue Ausrich-
tung der Energiepolitik stehen, korreliert am stärksten mit der wahrgenom-
menen Dringlichkeit der Energiewende. Wie diese Einstellungsmuster ver-
deutlichen, halten Befürworter und Gegner eines Umstiegs auf regenerative 
Energien das Thema Energiewende nicht in gleichem Maße für bedeutsam. 
Vielmehr weisen vor allem die Befürworter einer verstärkten Nutzung regene-
rativer Energien der Energiewende einen prominenten Platz auf der politi-
schen Agenda der Bundesrepublik zu. Die Antworten auf die Frage nach der 
Bedeutsamkeit können somit zugleich als Hinweise auf die Unterstützung des 
Ziels der Energiewende interpretiert werden. 

Tabelle 2: Gewünschte Energiequellen und allgemeine Einstellung zur 
Energiewende in Deutschland, 2014/2015 

 Künftig gewünschte Energiequelle 

Bedeutung der 
Energiewende 

Wind Sonne Wasser 
Bio-

masse 
Erdgas Kohle 

Kern-
kraft 

völlig unwich-
tig 

1,87 2,04 2,86 1,95 2,65 1,85 2,74 

eher unwichtig 2,97 3,08 3,30 2,21 1,90 1,17 1,33 

mittelmäßig 
wichtig 

2,32 3,10 2,95 2,22 2,07 1,24 1,16 

eher wichtig 3,07 3,31 2,97 2,33 2,33 1,17 ,82 

sehr wichtig 3,25 3,56 3,17 2,29 2,25 ,91 ,56 

 r ,27a ,25a ,06c ,03n. s.  ,03b -,13a -,27a 

N 1313 1312 1307 1268 1271 1288 1293 

Quelle: FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015. Die Daten sind demogra-
fisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben in den Zellen der Tabelle: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (völlig 
unwichtig) bis 4 (sehr wichtig). Signifikanzniveau der F-Tests des Mittelwertvergleichs: a p 
≤ ,001, b p ≤ ,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben wie Abbildungen 1 und 2.  

Die Polarisierung tritt bei einer simultanen Schätzung der Effekte der Präfe-
renz für einzelne Energieträger auf die generelle Einstellung zur Energiewende 
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noch deutlicher zu Tage. Mit Ausnahme der Bewertung des Zukunftspotenzi-
als der Wasserkraft als Energiequelle erweisen sich die Einstellungen zu allen 
Energieträgern als bedeutsame Prädiktoren der Einschätzung der Dringlichkeit 
einer Neuausrichtung der Energiepolitik. Auch bei einer Kontrolle aller übrigen 
Nutzungspräferenzen bleibt die Dominanz der Einstellung zur Windenergie 
und der Kernkraft als Triebkräfte des Votums für eine Energiewende erhalten. 
Auch die Einstellungen zur Sonnenenergie – und in abgeschwächter Form – 
der Kohle weisen in die bereits bekannte Richtung. Dies gilt nicht für die Ein-
stellungen zur Wasserkraft, während die  Präferenz für eine stärkere Nutzung 
von Energie aus Biomasse nicht nur einen schwachen, sondern in der Richtung 
auch unerwartet negativen Effekt für die Orientierung auf die Energiewende 
aufweist. (Tabelle 3).  

Die Gesamtergebnisse der Modellschätzung, die mit 16 Prozent der Vari-
anz in der Einstellung zur Energiewende eine mäßige Güte aufweist, veran-
schaulichen die in den oben beschriebenen Beziehungsmustern angelegten 
Mechanismen. Wenn die Befragten – in einer hypothetischen Bewertungssi-
tuation – keinen der hier genannten Träger als wichtig für die zukünftige Ener-
gieversorgung einschätzen, weisen sie der Energiewende im Durchschnitt auf 
der von Null bis Vier reichenden Ratingskala einen Punktwert von 2,21 zu und 
geben damit ein ambivalentes Urteil über ihre Bedeutsamkeit ab. Eine starke 
Präferenz für den Ausbau der Windenergie lässt diesen Wert auf 2,89 Punkte 
ansteigen. Kommt eine Präferenz für die Sonnenergie hinzu, dann erhöht der 
Wert sich nochmals auf 3,49 Punkte. Erwartungsgemäß zeigt eine starke Prä-
ferenz für die Kernkraft als Energiequelle die gegenteilige Wirkung. Sie 
schwächt die der Energiewende zugewiesene Bedeutsamkeit auf den Skalen-
wert von 1,65 ab. Die Befürwortung der Kohlekraft führt zu einem weiteren 
Absinken auf 1,38 Punkte.6 Die präferierten Energiequellen spielen demnach 
eine maßgebliche Rolle dafür, ob die Menschen die Energiewende für ein 
dringliches oder für ein nachrangiges Anliegen halten. 
  

                                                

6  Diese Schätzwerte der Effekte ergeben sich aus dem Produkt des unstandardisierten 
Regressionskoeffizienten und des numerischen Werts der Nutzungspräferenz. Im 
Falle eine starken Priorisierung der Windenergie („sehr wichtig“ = 4) beläuft sich der 
Effekt auf 4*0,17=0,68; bei Nichtpriorisierung(„völlig unwichtig“ = 0) auf den Wert 0 
(0*0,17=0). Da das Regressionsmodell additive Effekte schätzt, ergibt sich der Ge-
samteffekt aller Schätzer aus der Summe der einzelnen Produkte.  
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Tabelle 3: Der Einfluss der präferierten Energiequellen auf die allgemeine 
Einstellung zur Energiewende in Deutschland, 2014/2015 

 
B β 

Wind 0,17a 0,21 

Sonne 0,15a 0,15 

Wasser -0,01n. s. -0,01 

Biomasse -0,05c -0,06 

Erdgas 0,09a 0,11 

Kohle -0,07b -0,08 

Kernkraft -0,14a -0,18 

Konstante 2,21a 

R2 ,16a 

N 1199 

Quelle: FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015. Die Daten sind demogra-
fisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben in den Zellen: unstandardisierte (B) und standardisierte Regressions-
koeffizienten (β), Signifikanzniveau der T-Tests:   a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Fragewortlaute und Antwortvorgaben wie Tabelle 1 und Abbildung 2.  

Vor dem Hintergrund der vorliegenden Erkenntnisse über die Auswirkungen 
der Nutzung fossiler Brennstoffe stellt die beschriebene Polarisierung in der 
Bewertung verschiedener Energiequellen gleich in mehrfacher Hinsicht eine 
Überraschung dar. Erstens ist die unterschiedliche Stärke der Zusammen-
hänge zwischen der allgemeinen Einschätzung der Energiewende und dem 
Wunsch nach einer verstärkten Nutzung verschiedener alternativer Energie-
quellen (Wind, Sonne, Wasser und Biomasse) nicht ohne weiteres nachvoll-
ziehbar, und zweitens ist es erstaunlich, dass die Unterstützung der Nutzung 
der Kernkraft wesentlich enger mit der Einstellung zur Energiewende verbun-
den ist als die zur Nutzung der Kohlekraft. Offenbar speisen sich die energie-
politischen Präferenzen großer Teile der Bevölkerung nicht unbedingt aus 
sachbezogenen Überlegungen, sondern aus ideologischen Dispositionen und 
Wertorientierungen. Selbst nach dem Beschluss über den Ausstieg aus der 
Nutzung der Kernkraft als Energiequelle prägt die Ablehnung der Kernenergie 
immer noch sehr stark die energiepolitischen Präferenzen zahlreicher Bundes-
bürger und begünstigt die Einstellung zur Dringlichkeit der Energiewende. Für 
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die Einstellung zu der unter klimapolitischen Aspekten problematischeren 
Kohlekraft gilt dies dagegen nur in abgeschwächter Form. 

4.  Die gewünschte Trägerschaft der Energieversorgung 

Seit dem 19. Jahrhundert gehört die Debatte über die Rolle des Markt und des 
Staates im Wirtschaftsleben zu den wichtigsten politischen Streifragen und 
strukturiert bis heute den Parteienwettbewerb (Downs 1957; Lipset und Rok-
kan 1967; Arzheimer 2007; Dalton 2014: 133 ff.). Während der politische Libe-
ralismus auf die Effizienz und Gerechtigkeit einer Regelung des Wirtschaftsle-
bens und einer Allokation knapper Güter durch Märkte vertraut, weist der So-
zialismus dem Staat die entscheidende Rolle bei der Gestaltung des Wirt-
schaftslebens zu. Zwar etablierte sich bei der Organisation des Wirtschaftsle-
bens im Laufe der Zeit in allen modernen Demokratien ein Zusammenspiel von 
Markt und Staat, dies stellt sich aber in der Praxis als variantenreich dar. Wäh-
rend der Staat in den nordeuropäischen Demokratien traditionell eine starke 
und aktive Rolle im Wirtschaftsleben spielt, bilden Großbritannien und die 
Vereinigten Staaten, insbesondere seit den 1980er Jahren, ordnungspolitisch 
den Gegenpol zu Skandinavien. Das angelsächsische Wirtschaftsmodell ist 
marktzentriert und setzt auf ein Minimum an staatlichen Regelungen und In-
terventionen. Wie andere west-mitteleuropäische Staaten nimmt Deutsch-
land eine Zwischenposition zwischen diesen beiden Extrempolen ein (vgl. aus-
führlich: Esping-Anderson 1990; Hall und Gingerich 2009; Schmid 2002; 
Schmidt 1982, 2013). Diese ordnungspolitische Vielfalt findet ihre Entspre-
chung in variierenden Einstellungen der Bevölkerung zur Rolle des Staates im 
Wirtschaftsprozess. Allerdings entsprechen die in den modernen Demokra-
tien vorherrschenden Orientierungen nicht eins zu eins den vorhandenen in-
stitutionellen Arrangements. Zudem unterscheiden sich die ordnungspoliti-
schen Präferenzen und Bewertungen nicht allein zwischen einzelnen Gesell-
schaften, sondern sie fallen auch innerhalb einzelner Gesellschaften unter-
schiedlich aus (z.B. Borre und Scarbrough 1995; Svallfors 2007). 

Auch in der Energieversorgung als einem wichtigen Sektor des Wirtschafts-
lebens spielen sowohl staatliche als auch marktwirtschaftliche Elemente eine 
Rolle. Dies betrifft die Regelungsmechanismen ebenso wie die Verteilung von 
Einfluss auf staatliche und private Akteure sowie die Einstellungen der Öffent-
lichkeit. In Deutschland sind neben den staatlichen und privaten Akteuren tra-
ditionell gemeinwirtschaftliche Träger in die Energieversorgung eingebunden. 
Somit treten in Deutschland der Staat, die Kommunen, öffentliche und private 
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Unternehmen, Genossenschaften und ähnlich verfasste Zusammenschlüsse 
privater Akteure als Träger der Energieversorgung in Erscheinung (Chang und 
Berdiev 2011; Grellet 2010: 15-92; Kuzmeko u.a. 2016; Sack 2018).  

Bei der Frage nach den von der Bevölkerung gewünschten Trägern der 
Stromversorgung ergaben sich zwar in der Repräsentativ- und in der Gemein-
debefragung im Detail unterschiedliche Verteilungen (vgl. Tabelle 4). In ihrer 
Grundstruktur aber stimmen die in beiden Befragungen festgestellten Präfe-
renzen überein. Nur eine Minderheit der Befragten bevorzugt eine von priva-
ten Unternehmen betriebene Stromversorgung (repräsentativ: 7 %, Gemein-
destudie 17 %). Die meisten Bürgerinnen und Bürger möchten die Stromver-
sorgung in der öffentlichen Hand oder in der Regie öffentlicher Unternehmen 
sehen (repräsentativ: 50 %, Gemeindestudie 36 %). Für genossenschaftliche 
oder genossenschaftsähnliche Modelle votierte in der Repräsentativstudie 
und der Gemeindestudie jeweils ein Viertel der Befragten (25 bzw. 27 %).   

Tabelle 4: Gewünschte Träger der Stromversorgung in Deutschland, 
2014/2015 

 
Repräsen-
tativstudie 

Gemeinde-
studie 

private Unternehmen 7 17 

öffentliche Unternehmen, z.B. Kommu-
nen/Stadtwerke 

50 36 

Unternehmen, die den Bürgern der Gemeinde  
oder Region gehören 

27 25 

ist egal 8 16 

w. n. / k. A. 9 6 

N 1321 4509 

Quellen: FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015, FÖV Gemeindestudie 2015. 
Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „In einigen Gemeinden und Regionen liegt die Strom-
versorgung hauptsächlich in den Händen privater Unternehmen, in anderen bei öffentli-
chen Unternehmen und in wieder anderen bei Unternehmen, die den Bürgern der Ge-
meinde oder Region gehören. Wie sollte die Stromversorgung in Ihrer Gemeinde oder Re-
gion erfolgen? Durch…Private Unternehmen, öffentliche Unternehmen, z.B. Kommu-
nen/Stadtwerke, Unternehmen, die den Bürgern der Gemeinde oder Region gehören, ist 
egal.“   
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Die geringe Präferenz der Bundesbürger für privatwirtschaftliche Lösungen in 
der Energieversorgung dürfte sich nicht zuletzt aus den Eigenschaften erge-
ben, die die Befragten den verschiedenen Trägern zuweisen. Mit privaten An-
bietern bringt die Öffentlichkeit sowohl in der Repräsentativbefragung als 
auch in der Gemeindestudie vornehmlich die Attribute der Gewinnorientie-
rung und der wirtschaftlichen Rentabilität in Verbindung. Dagegen stehen Un-
ternehmen, die Bürgern aus der Gemeinde oder Region gehören, vor allem für 
die Transparenz, für eine freie und faire Preisgestaltung sowie für die Chance 
einer bürgerschaftlicher Einflussnahme auf wichtige Geschäftsentscheidun-
gen. Den großen Pluspunkt öffentlicher Unternehmen sehen die Bürger in der 
Versorgungssicherheit (vgl. Tabelle 5). Offenbar prägt dieser letztgenannte 
Faktor stark die Gesamtpräferenz  der Bevölkerung. Anderenfalls wäre es nur 
schwer nachzuvollziehen, dass die Bürgerunternehmen, die in der Gesamtbi-
lanz aller Eigenschaftsbewertungen besser abschneiden als öffentliche Ver-
sorger, im Vergleich mit diesen seltener als bevorzugte Träger der Energiever-
sorgung genannt werden.  
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Tabelle 5: Wahrgenommene Eigenschaften verschiedener Träger der 
Stromversorgung in Deutschland, 2014/2015 

Repräsentativbefragung 
Öffentliche 
Unternehmen 

Private  
Unternehmen 

Regionale  
Bürgerunterneh-
men 

gewinnorientiert 4,25 5,02 3,78 

wirtschaftlich rentabel 3,89 4,40 3,94 

kundenorientiert 3,63 3,49 4,46 

sichere Versorgung 5,05 4,16 4,30 

faire und gerechte Preise 3,37 2,96 4,13 

transparent 3,18 2,61 4,10 

Bürgereinfluss auf wichtige Geschäfts-
entscheidungen 

1,83 1,54 4,00 

N 1132-1242 1037-1110 923-953 

Gemeindebefragung    

gewinnorientiert 4,32 4,79 4,18 

wirtschaftlich rentabel 4,44 4,60 4,36 

kundenorientiert 4,34 4,37 4,57 

sichere Versorgung 4,93 4,70 4,67 

faire und gerechte Preise 4,30 4,30 4,57 

transparent 4,17 3,91 4,46 

Bürgereinfluss auf wichtige Geschäfts-
entscheidungen 

3,65 3,45 4,66 

N 4305-4373 4233-4283 3971-4040 

Quelle:  FÖV Repräsentativumfrage, 2014/2015, FÖV Gemeindestudie 2015. 
Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (trifft überhaupt nicht zu) bis 6 
(trifft voll und ganz zu). 

Fragen und Antwortvorgaben: „Welche der folgenden Eigenschaften sind Ihrer Meinung 
nach für ÖFFENTLICHE Stromversorger typisch?  Bitte verwenden Sie die Skala von 1 bis 7. 
1 bedeutet dabei, dass diese Eigenschaft voll und ganz zutrifft, 7 bedeutet, dass, diese Ei-
genschaft überhaupt nicht zutrifft. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr Urteil abstu-
fen.“ / “Und wie ist das mit PRIVATEN Unternehmen? Bitte verwenden Sie für Ihre Bewer-
tung wieder die Skala von 1 (trifft voll und ganz zu) bis 7 (trifft überhaupt nicht zu). “ / “Wie 
bewerten Sie es, wenn Unternehmen für die Stromversorgung verantwortlich sind, die Bür-
gern der Gemeinde oder Region gehören? Bitte verwenden Sie wieder die Skala von 1 bis 
7 um zu bewerten, ob diese Eigenschaften voll und ganz oder überhaupt nicht zutreffen.“  
Die ursprünglichen Werte wurden auf den Bereich 0 (trifft überhaupt nicht zu) bis 6 (trifft 
voll und ganz zu) rekodiert.  
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Neben den Informationen über die verschiedenen Trägern zugeschriebenen 
Eigenschaften enthält die Gemeindestudie auch Daten über die von der Be-
völkerung gewünschten Eigenschaften von Energieversorgungsunternehmen. 
Wie Tabelle 6 zeigt, rangiert das Ziel der Versorgungssicherheit an der Spitze 
der Prioritätenliste, dicht gefolgt vom Wunsch nach fairen und gerechten Prei-
sen. Die Kundenorientierung der Unternehmen, ihre wirtschaftliche Rentabi-
lität und die Transparenz ihrer Geschäftspolitik folgen auf den nächsten Rän-
gen. Dagegen weisen die Bürger ihren Einflussmöglichkeiten auf wichtige Ge-
schäftsentscheidungen und der Gewinnorientierung der Versorgungsunter-
nehmen die geringste Bedeutung zu, obgleich sie auch diese Ziele mehrheit-
lich als wichtig einstufen.    

Diesem Erwartungsmuster werden private Unternehmen nach der Ein-
schätzung der Bürgerschaft in der Summe am wenigsten gerecht. Besonders 
große Abweichungen zwischen den gewünschten und den zugeschriebenen 
Eigenschaften von Energieversorgern zeigen sich bei Transparenz des Verhal-
tens privatwirtschaftlich organisierter Unternehmen, bei ihrer Preisgestaltung 
und bei ihrer als zu stark gesehenen Gewinnorientierung. Im Widerspruch zu 
dieser Kritik steht allerdings die relativ starke Soll-Ist-Übereinstimmung beim 
Ziel der Rentabilität.  
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Tabelle 6: Ist Soll-Analyse der wahrgenommenen Eigenschaften verschie-
dener Träger der Stromversorgung in deutschen Gemeinden, 
2015 

 
Gewünscht 

Öffentliche 
Unternehmen 

Private Unter-
nehmen 

Regionale 
Bürgerunter-
nehmen 

gewinnorientiert 4,00 0,33 0,79 0,20 

wirtschaftlich 
rentabel 

4,62 -0,17 -0,01 -0,23 

kundenorientiert 4,78 -0,43 -0,20 -0,20 

sichere Versor-
gung 

5,22 -0,27 -0,51 -0,54 

faire und ge-
rechte Preise 

5,10 -0,78 -0,79 -0,51 

transparent 4,62 -0,45 -0,70 -0,14 

Bürgereinfluss 
auf Geschäftsent-
scheidungen 

4,16 -0,52 -0,71 0,50 

Summe der Soll-
Ist Abweichungen  

 2,95 3,71 2,32 

Spearmans rho  ,57 ,07 ,60 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015 (N 4509). Die Daten sind demografisch 
gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (trifft überhaupt nicht zu) bis 6 
(trifft voll und ganz zu) sowie Differenzen zwischen dem Mittelwert der gewünschten und 
der zugewiesenen Eigenschaft. Bei der Berechnung der summierten Soll-Ist-Abweichung 
wurden die Vorzeichen nicht berücksichtigt.  

Fragen und Antwortvorgaben: „Welche der folgenden Eigenschaften sind Ihrer Meinung 
nach für Stromversorger wichtig? Bitte verwenden Sie die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet 
dabei, dass diese Eigenschaft sehr wichtig ist, 7 bedeutet, dass, diese Eigenschaft über-
haupt nicht wichtig ist. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr Urteil abstufen.“ Ant-
wortvorgaben wie in Tabelle 5. Die ursprünglichen Werte wurden auf den Bereich 0 (trifft-
überhaupt nicht zu) bis 6 (trifft voll und ganz zu) rekodiert.  

Für öffentliche Unternehmen und regionale, von Bürgern gesteuerten Versor-
gern fällt der Ist-Soll-Vergleich deutlich positiver und nicht sehr unterschied-
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lich aus. Öffentliche Unternehmen kommen bei der Rentabilität, der Versor-
gungssicherheit und der Gewinnorientierung den Bürgerwünschen besonders 
nahe, weichen dagegen bei der Preisgestaltung recht deutlich von ihnen ab. 
Bürgerunternehmen sehen die Befragten bei der Transparenz, der (geringen) 
Gewinnausrichtung und der Kundenorientierung und er wirtschaftlichen Ren-
tabilität in weitgehender Übereinstimmungen mit ihren Erwartungen, die 
größten Abweichungen zeigen sich bei der Preisgestaltung, aber auch bei der 
Versorgungssicherheit. Erwähnung verdient schließlich die Wahrnehmung, 
dass der Bürgereinfluss auf Geschäftsentscheidungen bei dieser Organisati-
onsform das von den Bürgern erwünschte Maß übertrifft. Auf der anderen 
Seite ist die Gestaltung der Energiepreise ein Bereich, den die Befragten rela-
tiv unabhängig von der Rechtsform der Unternehmen kritisch bewerten. 

Der Ist-Soll-Vergleich der Eigenschaft verschiedener Träger der Energiever-
sorgung liefert eine Erklärung für die Präferenz des größten Teiles der Befrag-
ten für eine staatliche Trägerschaft. Unter den sieben zu bewertenden Merk-
malen weisen die Befragten dem Ziel der Versorgungssicherheit den höchsten 
Stellenwert zu (5,21 auf einer Skala von 0 bis 6). Knapp dahinter rangiert die 
faire Preisgestaltung auf dem zweiten Platz. Bei der Versorgungssicherheit 
ergibt trotz einer insgesamt kritischen Bewertung ein deutlicher Vorteil für 
staatliche Unternehmen, den die von Bürgerunternehmen erwartete größere 
Fairness bei der Preisgestaltung offenbar nicht aufzuwiegen vermag.  Zwar lie-
gen die Unternehmen in Bürgerhand auch bei der Gewinnorientierung und 
der Möglichkeiten der Bürger, wichtige Geschäftsentscheidungen zu beein-
flussen, vor staatlichen Unternehmen, jedoch stufen die Befragten diese At-
tribute im Vergleich mit den anderen als nachrangig ein.    

5.  Die Einstellung zur Verteilung von Entscheidungskompetenzen auf 
Standortentscheidungen 

Das für den deutschen Föderalismus typische System der Politikverflechtung, 
das sich durch ein Zusammenwirken von Bund, Ländern, Kreisen und Gemein-
den bei der Planung, Finanzierung und Durchführung öffentlicher Aufgaben 
auszeichnet (Kropp 2010), bestimmt auch das Feld der Energiepolitik (Wurster 
und Köhler 2016). Unter diesen Rahmenbedingungen beeinflussen Bund, Län-
der, Kreise und Gemeinden die Umsetzung der Energiewende (Czada und 
Radtke 2018) und die Entscheidungen über den Bau und Betrieb von Wind-
energieanlagen (Grellet 2010: 175-275). Typischerweise trifft der Bund die 
grundsätzlichen Entscheidungen über die grundlegenden Veränderungen des 
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Policy-Profils, die Länder und Regionalverbände sind für die großräumige Fest-
legung der Raumnutzung zuständig und entscheiden über die Raumverträg-
lichkeit des Baus einer Anlage. Die konkrete Entscheidung über die Zulassung 
und den Standort einer Anlage fällt auf der regionalen bzw. kommunalen 
Ebene. Die gesetzlichen Grundlagen dieser Entscheidungen erweisen sich als 
überaus komplex und oft schwer durchschaubar. Fachgesetze, die für die 
Raumordnung maßgeblichen Rechtsvorschriften und Regelungen von Verwal-
tungsverfahren greifen ineinander und stehen mitunter auch im Konflikt mit-
einander. Zudem sind an diesen Entscheidungen neben den staatlichen Akt-
euren die Vorhabenträger beteiligt, die später eine Infrastruktureinrichtung 
betreiben (Ewen u.a. 2013: 40-51; Ohlhorst 2018; Ziekow 2018). 

5.1  Vorteilserwartungen und das Problem externer Effekte bei 
Standortentscheidungen 

Insbesondere bei der Entscheidung über den Standort der Anlagen stellt sich 
fast regelmäßig das Problem der externen Effekte. Die aus einer Entscheidung 
resultierenden Vorteile fallen nicht notwendiger dort an, wo die Nachteile auf-
treten. In der Energiepolitik ist dies die typische Konstellation. Die Stromver-
sorgung ist eine gesamtstaatliche Aufgabe, und die für die Deckung des Ener-
giebedarfs maßgeblichen Entscheidungen kommen allen Nachfragern nach 
Energie zu Gute. In der Regel können aber nicht alle zur Produktion und Ver-
teilung von Energie benötigten Anlagen dort errichtet werden, wo die Leistun-
gen konsumiert werden (Devine-Wright 2011, 2014; von Möllendorff und 
Welsch 2017). Dies schafft die für viele Bereiche der Infrastruktur typische 
NIMBY- Situation, in der die Mehrheit der Bevölkerung ein politisches Pro-
gramm oder Ziel zwar generell befürwortet, aber zugleich die Implementation 
eben dieser Politik an einem bestimmten Standort kritisiert und gegen die Vor-
haben protestiert (Hoeft, Messinger-Zimmer und Zilles 2017).  

Im Vergleich mit anderen regenerativen Energien bringt der Betrieb von 
Windenergieanlagen relativ starke Eingriffe in die Lebensbedingungen in den 
Standortgemeinden mit sich. In der Gemeindestudie berichten die Befragten 
in den von diesen Anlagen besonders betroffenen Gemeinden überdurch-
schnittlich stark über verschiedene Arten der Beeinträchtigung: Demnach 
können 75 Prozent die Windanlagen beim Blick aus ihrer Wohnung sehen (we-
nig betroffene Gemeinden: 39 %), 36 Prozent können die von den Anlagen ge-
nerierten Geräusche hören (wenig betroffene Gemeinden: 10 %). In zehn Pro-
zent aller Fälle liegt zudem eine Beschattung der Wohnung vor (wenig be-
troffene Gemeinden: 2 %, Verteilungen sind tabellarisch nicht ausgewiesen). 
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Dies schlägt sich in einer unterschiedlichen Wahrnehmung der von den Anla-
gen ausgehenden Vor- und Nachteile für die Befragten und für ihre Wohnort-
gemeinde nieder.  

Ungefähr die Hälfte der in der Gemeindestudie Befragten schätzt die Ef-
fekte des Betriebs von Windenergieanlagen für ihre eigene Situation, für die 
der Menschen in ihrer Wohngemeinde und für die der Bewohner anderer Ge-
meinden neutral ein (Vor- und Nachteile halten sich die Waage, weder Vor- 
noch Nachteile), weitere 15 bis 17 Prozent machen dazu keine Angaben. Unter 
den Personen, die die eine Bewertung der Vor- und Nachteile vornehmen, 
überwiegen ganz deutlich die positiven Einstellungen. Als nachteilig schätzen 
knapp zehn Prozent der Befragten die Auswirkungen von Windenergieanlagen 
für sich selbst, für die Mitbewohner der Wohngemeinde und für die in ande-
ren Gemeinden lebenden Menschen ein. Eine positive Bewertung geben un-
gefähr doppelt so viele Befragte ab. Der hohe Anteil an Unentschiedenen und 
Antwortverweigerern sowie die nahezu identische Bewertung der individuel-
len und kollektiven Vor- und Nachteile der Windenergieanlagen begründen 
allerdings Zweifel daran, ob die Aussagen der Befragten auf informierten Be-
wertungen beruhen (Tabelle 7). 
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Tabelle 7: Wahrnehmung von Vor- und Nachteilen aus dem Betrieb von 
Windenergieanlagen in deutschen Gemeinden, 2015 

  

Vor-/Nachteile für … 

Befragte 
Gemeindebewoh-

ner 
Bewohner anderer 

Gemeinden  

große Nach-
teile 

3 2 2 

Nachteile 6 7 8 

teils-teils 54 51 47 

Vorteile 17 21 20 

große Vor-
teile 

5 5 6 

keine Anga-
ben 

15 15 17 

Mittelwert 2,18 2,23 2,23 

gültige N 3849 3819 3737 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile.  

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „Haben Sie persönlich durch diese Windräder große 
Vorteile, eher Vorteile, Vor- und Nachteile halten sich die Waage, eher Nachteile, große 
Nachteile, weder Vor- oder Nachteile? „Was glauben Sie, haben die Menschen in IHRER 
Gemeinde durch Windräder große Vorteile eher Vorteile Vor- und Nachteile halten sich die 
Waage eher Nachteile große Nachteile, weder Vor- oder Nachteile?“ „Ergeben sich aus Ih-
rer Sicht durch Windräder in einer Gemeinde oder Region Vorteile oder Nachteile für die 
Menschen benachbarter Gemeinden? Haben diese Menschen große Vorteile, eher Vor-
teile, Vor- und Nachteile halten sich die Waage, eher Nachteile, große Nachteile, weder 
Vor- oder Nachteile?“ Die neutralen Antworten (Vor- und Nachteile) halten sich die Waage 
und weder Vor- noch Nachteile werden zu einer Kategorie zusammengefasst). 

Zwar schätzten in der Gemeindestudie knapp zwei Drittel der Befragten den 
Betrieb von Windenergieanlagen für ihre eigene Situation und für die der 
Menschen in ihrer Wohngemeinde weitgehend neutral ein, jedoch steigt die 
Wahrnehmung individueller und kollektiver Nachteile mit der Betroffenheit 
deutlich an (vgl. Tabelle 8). Während nur acht Prozent der Befragten in den 
wenig betroffenen Gemeinden für sich Nachteile sehen, liegt dieser Anteil bei 
den Bewohnern der von den Anlagen stark betroffenen Standorte bei 21 Pro-
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zent. Ein ähnliches Muster zeigt sich bei der Einschätzung der für die Bewoh-
ner der Gemeinde auftretenden Nachteile und für die Wahrnehmung nachtei-
liger Folgen für die Bewohner der Gemeinden im Umland der Windenergiean-
lagen. Die Wahrnehmung eines individuellen Nutzens und von Vorteilen für 
die Bewohner von Umlandgemeinden nehmen mit wachsender Betroffenheit 
ab, während die wahrgenommenen kollektiven Vorteile für die Gemeindebe-
wohner von der Betroffenheit nicht beeinflusst werden. Somit findet das mit 
den Standortentscheidungen über Windenergieanlagen verbundene Problem 
der externen Effekte seinen Niederschlag in entsprechenden Wahrnehmun-
gen der Bevölkerung. Für die eigene Situation fällt die aus dem Betrieb von 
Windenergieanlagen verbundene Kosten-Nutzen Bilanz in den durch die Anla-
gen stark betroffenen Gemeinden ambivalent aus. Jedoch sehen hier im Un-
terschied zu den weniger betroffenen Gemeinden mehr Menschen Nachteile 
als Vorteile für sich selbst und für die Bewohner der Umlandgemeinden. Für 
die Bürger der Standortgemeinde insgesamt ergeben sich aus der Sicht der 
Befragten aus dem Betrieb dieser Anlagen eher positive als negative Auswir-
kungen, was möglicherweise durch zusätzliche Steuereinnahmen oder andere 
Infrastruktureffekte zustande kommt.  
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Tabelle 8: Wahrnehmung von Vor- und Nachteilen aus dem Betrieb von 
Windenergieanlagen in Gemeinden unterschiedlicher Betrof-
fenheit in Deutschland, 2015 

Wahrgenommene Effekte für .. 

 Befragte 
Bewohner der 

Standortgemeinde 
Bewohner von Umland- 

gemeinden 

 
Betroffenheit durch 

WEA 
Betroffenheit durch 

WEA 
Betroffenheit durch WEA 

 gering mittel groß gering mittel groß gering mittel groß 

Nach-
teile 

8 10 21 8 11 19 9 12 27 

neut-
ral 

64 63 63 62 60 51 56 58 58 

Vor-
teile 

28 27 16 30 30 31 35 30 15 

gültige 
N 

1230 1352 1445 1231 1325 1405 1205 1312 1350 

Cra-
mér’s 
V 

,13a ,10a ,18a 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile. Signifikanzniveau der Chi2-Tests:   a p ≤ ,001, b p ≤ 
,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: wie Tabelle 7. Die positiven, neutralen und negativen 
Einschätzungen wurden jeweils zu einer Kategorie zusammengefasst. 

Auf den ersten Blick ergeben sich aus den Einstellungen aller Befragten zur 
Verteilung von Vor- und Nachteilen aus dem Bau und Betrieb von Windener-
gieanlagen keine Anhaltspunkte für besonders gravierende Akzeptanzprobleme, 
die die bestehende Verteilung von Entscheidungskompetenzen in Frage stel-
len könnten. Anders stellt sich die Sachlage jedoch dar, wenn man die Betrof-
fenheit durch die bereits betriebenen Anlagen in Rechnung stellt. 
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5.2  Die gewünschte Verteilung der Zuständigkeit für 
Standortentscheidungen 

In dem komplexen Entscheidungsgefüge auf dem Feld der Energiepolitik liegt 
die Verantwortung für die Genehmigung einzelner Projekte auf der lokalen 
Ebene. Dies bringt es mit sich, dass die für die Entscheidungen zuständigen 
Standortgemeinden zwar Nachteile aus dem Betrieb von Anlagen in Kauf neh-
men müssen, aber zugleich von deren ökonomischen Erträgen profitieren. In 
den Umlandgemeinden dagegen fallen jedoch ausschließlich Nachteile, aber 
kaum Vorteile an. Diese Effekte hatten sich auch bei einer nach Betroffenheit 
der Gemeinden differenzierenden Auswertung der Nutzenbewertungen ange-
deutet. Insofern stellt sich aus entscheidungstheoretischer Sicht die Frage, ob 
man das Problem der Externalitäten möglicherweise durch eine Neuorganisa-
tion der Kompetenz für die Standortentscheidungen lösen oder zumindest ab-
schwächen könnte. 

Sowohl die Repräsentativbefragung als auch die Gemeindestudie enthielt 
eine geschlossene Frage nach der von der Bevölkerung gewünschten Kompe-
tenz für die Entscheidung über die Zulassung von Windenenergieanlagen. In 
beiden Befragungen votierte eine sehr breite Mehrheit für eine dezentrale 
Entscheidung. Nur knapp jeder Fünfte sprach sich für eine Zuordnung der Ent-
scheidungskompetenz zum Bund oder zu dem Bundesland aus, zu dem die 
Standortgemeinde gehört. Auf der anderen Seite scheint auch die derzeitige 
Verteilung der Befugnisse nicht auf die Zustimmung der Bevölkerungsmehr-
heit zu stoßen. In der Repräsentativbefragung optierten 17 Prozent für eine 
ausschließliche Entscheidungskompetenz der Standortgemeinde, in der Ge-
meindebefragung lag der Anteil mit 26 Prozent etwas höher. In beiden Befra-
gungen entfielen die meisten Nennungen auf eine gemeinsame Standortent-
scheidung durch alle von den Windenergieanlagen betroffenen Gemeinden, 
wobei diese Präferenz in der Repräsentativbefragung (61 %) überraschender-
weise noch stärker ausgeprägt war als in der Gemeindestudie (52 %). Offen 
bleibt allerdings die Frage, wie diese Neuverteilung von Entscheidungskompe-
tenzen institutionell geregelt werden soll und wie sie sich in das existierende 
Entscheidungsgefüge einpassen könnte (Tabelle 9). 
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Tabelle 9: Gewünschte Zuständigkeit für Entscheidungen über den Stand-
ort von Windenergieanlagen in Deutschland, 2014/2015 

  
Repräsentativ-be-

fragung 
Gemeinde-be-

fragung 

nur Gemeinde, in der Windräder ge-
baut werden 

17 26 

alle betroffenen Gemeinden  61 50 

Bundesland, in dem  betroffene Ge-
meinden liegen 

12 13 

Bund  7 8 

w. n. / k. A.  4 4 

 N 1321 4509 

Quellen: FÖV Repräsentativstudie 2014/2015, FÖV Gemeindestudie 2015. 
Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „Wenn Sie an die Vor- und Nachteile denken, die 
auch durch Standortentscheidungen entstehen. Wer sollte dann darüber entscheiden, wo 
Windräder gebaut werden? (1) Nur die Gemeinde sollte entscheiden, in der Windräder ge-
baut werden, (2) alle Gemeinden sollten entscheiden, die von dem Bau von Windrädern 
betroffen sind, (3) das Bundesland sollte entscheiden, in dem die betroffenen Gemeinden 
liegen, (4) der Bund sollte zentral über die Standorte entscheiden.“ Weiß nicht/keine An-
gabe. 

Die Wahrnehmung externer Effekte und daraus abgeleiteter Konsequenzen 
für die Kompetenzverteilung bei Standortentscheidungen zeigt sich relativ 
deutlich bei einer nach dem Betroffenheitsgrad der Gemeinde getrennten 
Auswertung. In den Gemeinden mit einer besonders starken Präsenz von An-
lagen sprechen sich zwei Drittel der Befragten für eine gemeinsame Standor-
tentscheidung aller vom Bau und Betrieb von Windenergieanlagen betroffe-
nen Gemeinden aus, während dieser Anteil in den übrigen Gemeinden knapp 
unter 50 Prozent liegt. Auch die Skepsis gegenüber einer Entscheidungskom-
petenz des Bundes und der Länder wächst mit zunehmender Betroffenheit. 
Über 20 Prozent in wenig oder mäßig betroffenen Gemeinden befürworten 
eine stärkere Zentralisierung von Entscheidungskompetenzen, in stark be-
troffenen Gemeinden sprechen sich dagegen nur halb so viele für eine zent-
rale Lösung aus. 
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Tabelle 10: Gewünschte Zuständigkeit für Entscheidungen über den Stand-
ort von Windenergieanlagen in Deutschland in Gemeinden un-
terschiedlicher Betroffenheit, 2015 

  
Geringe 

Betroffen-
heit 

Mittlere 
Betroffen-

heit 

Starke Be-
troffen-

heit 

nur Gemeinde, in der Windräder ge-
baut werden 

28 29 23 

alle betroffenen Gemeinden  48 49 66 

Bundesland, in dem  betroffene Ge-
meinden liegen 

15 15 5 

Bund  9 7 6 

 gültige N 1439 1453 1443 

Cramér’s V ,23a 

Quellen: FÖV Gemeindestudie 2015. Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile. Signifikanzniveau der Chi2-Tests: a p ≤ ,001 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: wie Tabelle 9. 

5.3  Die gewünschte und die wahrgenommene Verteilung des Einflusses 
lokaler Akteure auf Standortentscheidungen im Rahmen der Energiewende 

Entscheidungen über die politische Gestaltung der Energiewende lassen sich 
lediglich hinsichtlich der formellen Verteilung von Zuständigkeiten, Mitwir-
kungsrechten und Entscheidungskompetenzen gesetzlich regeln. Dieser for-
male Rahmen wird in der Praxis durch zahlreiche Akteure ausgefüllt, die durch 
verschiedenartige Aktivitäten versuchen, ihre Interessen und Ziele durchzu-
setzen. Neben der Politik und der Verwaltung spielen die Träger der Projekte, 
eine wichtige Rolle bei Entscheidungen über die Planung und Errichtung von 
Anlagen zur Erzeugung regenerativer Energien. Darüber hinaus sind Interes-
senverbände, bürgerschaftliche Aktionsgruppen, einzelne Bürger, lokale und 
überlokale Stakeholder und die Massenmedien an den Entscheidungsprozes-
sen beteiligt (vgl. Ewen u.a. 2013: 40 ff.; Ohlhorst 2018).  

Wie sich der von den beteiligten Akteuren ausgeübte Einfluss auf politi-
sche Entscheidungen empirisch valide messen lässt, ist seit den 1950er Jahren 
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Gegenstand wissenschaftlicher Debatten. Mit der Community Power For-
schung entstand in den 1950er Jahren ein Forschungsfeld, das sich mit der 
Verteilung von Macht und Einfluss auf der lokalen Ebene beschäftigte und mit 
der Positions-, der Reputations- und der Entscheidungsmethode verschiedene 
Techniken zur Messung von Einfluss entwickelte. Die Positionstechnik setzt 
Einfluss mit formalen Positionen und Kompetenzen gleich, die Reputations-
technik macht Einfluss an entsprechenden Urteilen von Experten, Bürgern o-
der anderen Akteuren fest, die Entscheidungstechnik erfasst politischen Ein-
fluss über die Fähigkeit von Akteure, in konkreten Streitfällen ihre Position 
durchzusetzen. Da der Einsatz dieser verschiedenen Methoden zu unter-
schiedlichen Erkenntnissen über die Verteilung von Macht führte – was in An-
betracht der Mehrdimensionalität von Macht und Einfluss nicht überrascht – 
sahen einige Forscher eine kombinierte Anwendung aller drei Erhebungsme-
thoden als den Königsweg zu einer verlässlichen Ermittlung von Einflussstruk-
turen. In der Forschungspraxis wurde diese Empfehlung, nicht zuletzt auf 
Grund der mit ihr verbundenen Erhebungskosten, jedoch nur selten befolgt 
(eine Zusammenfassung der Community Power Forschung gibt Polsby 1980).  

Vor dem Hintergrund der Community-Power-Debatte müssen die in den 
folgenden Abschnitten vorgelegten Erkenntnisse über die Verteilung des poli-
tischen Einflusses bei der Entscheidung über Anlagen zur Erzeugung regene-
rativer Energien mit mehreren Einschränkungen versehen werden. Erstens lie-
fern die Daten keine Informationen über die tatsächliche Verteilung von 
Macht und Einfluss, sondern darüber, wie die Bevölkerung die Rolle ausge-
wählter Akteure in den betreffenden Entscheidungsprozessen wahrnahm. Da-
mit ähnelt unser Vorgehen dem der Reputationstechnik. Es bezieht sich aber 
nicht nur auf eine einzige Gemeinde und erstreckt sich auch nicht auf die Be-
wertung des Einflusses aller relevanten Akteure. Da die Befragten in zahlrei-
chen Gemeinden mit jeweils sich unterscheidenden Konstellationen leben, 
dürften sich hinter den globalen Wahrnehmungen der Verteilung von Einfluss 
ganz unterschiedliche lokale Strukturen verbergen. Zum zweiten wurde in der 
Umfrage nicht direkt nach dem Einfluss der verschiedenen Akteure auf Ent-
scheidungen gefragt, sondern nach deren Wichtigkeit im Entscheidungspro-
zess. Eine Mitwirkung an politischen Prozessen ist nicht notwendigerweise 
von Erfolg gekrönt und mündet möglicherweise nicht in eine Durchsetzung der 
ursprünglich verfolgten Ziele ein. Bei einer versuchten und einer erfolgreichen 
Einflussnahme handelt es sich um unterschiedliche Sachverhalte, und es muss 
offen bleiben, auf welche dieser Dimension die Angaben der Befragten über 
die Wichtigkeit von Akteuren im Entscheidungsprozess zielen. Insgesamt in-
formieren die Daten also über die aggregierte Wahrnehmungen von Einfluss, 
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aber nicht über tatsächlich ausgeübten Einfluss auf die in spezifischen Ge-
meinden getroffenen energiepolitischen Entscheidungen. 

Als Grundlage der Analyse der wahrgenommenen und der gewünschten 
Einflussmuster bei Entscheidungen über den Bau von Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie finden lediglich die Daten der Gemeindestudie Verwen-
dung. Für diese Entscheidung war die Überlegung maßgeblich, dass viele der 
in der Repräsentativstudie befragten Personen in Gemeinden leben, in denen 
keine entsprechenden Anlagen existieren und in denen deshalb auch keine 
Standortentscheidungen erfolgen konnten. Bei einer Beschränkung auf die 
verwertbaren Daten würde sich die Fallzahl etwa um die Hälfte verringern. 
Dadurch erhöht sich der Stichprobenfehler und die Aussagen verlieren an In-
formationsgehalt. 

In der Untersuchung der Verteilung des Einflusses verschiedener Akteure 
auf die bei der Implementation der Energiewende anstehenden Entscheidun-
gen sind zwei Dimensionen bedeutsam, die normative und die empirische. Ge-
mäß dem Ideal einer pluralistischen Demokratie sollen alle Personen und 
Gruppen, die von einer Angelegenheit betroffen sind, die Chance haben, an 
der Entscheidung über diese Frage mitzuwirken. Entscheidungen über den 
Ausbau der erneuerbaren Energien betreffen grundsätzlich die gesamte Be-
völkerung in ihrer Rolle als Energieverbraucher. Ein Interesse an diesen Ent-
scheidungen haben zudem die Investoren, wirtschaftliche Interessengruppen 
sowie Umwelt- und Verbraucherverbände. Schließlich sind Politik und Verwal-
tung qua Zuständigkeit an diesen Prozessen beteiligt. Die in den Prozess invol-
vierten Akteure verfolgen unterschiedliche Interessen und versuchen, diese 
im politischen Entscheidungsprozess durchzusetzen. Eine typische Konfliktli-
nie verläuft zwischen den Interessen von Investoren und Wirtschaftsverbän-
den einerseits und Umwelt- und Verbrauchergruppen auf der anderen Seite. 
Während für wirtschaftliche Akteure die Gewinnorientierung sowie die wirt-
schaftliche Stabilität und Prosperität im Vordergrund stehen, betonen Um-
weltverbände und Bürgerinitiativen ökologische Ziele und rechtfertigen ihr 
Streben nach politischem Einfluss durch diese Ziele. Der Idee einer pluralisti-
schen Demokratie ist dann Rechnung getragen, wenn alle beteiligten Akteure 
die gleiche Chance haben, ihre Vorstellungen in den politischen Entschei-
dungsprozess einzubringen und wenn die politischen Entscheidungsträger die 
konkurrierenden Präferenzen gleich behandeln, d. h. sie zur Kenntnis nehmen, 
sie fair gegeneinander abwägen und keine von ihnen systematisch vernach-
lässigen oder diskriminieren.  

Auf den ersten Blick spiegeln die Aussagen der Befragten über die ge-
wünschte Rolle verschiedener Akteure im Prozess der Entscheidung über die 
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lokale Implementation der Energiewende das Ideal der Verteilung politischen 
Einflusses in pluralistischen Demokratien wider. Keinen der in Abbildung 3 auf-
gelisteten Akteure bzw. Akteursgruppen halten die Befragten für völlig ein-
flusslos und keinem sprechen sie eine klar dominierende Rolle zu. Auf einer 
Skala von 0 bis 6 streuen die durchschnittlichen Einfluss-Scores um den Wert 
4,5 und indizieren damit einen moderaten Einfluss aller relevanten Akteure. 
Auch wenn die Streuung zwischen den gewünschten Einflussmaxima und Mi-
nima mit einem Wert von 0,31 klein ist, machen die Bürger einen Unterschied 
in der für die sechs Akteure gewünschten Rolle. Den Einfluss der Grundstücks-
besitzer sowie von Umweltverbänden und Bürgerinitiativen unterstützen die 
Befragten am stärksten, einzelne Bürger, Politik und Verwaltung sowie wirt-
schaftliche Akteure rangieren knapp dahinter (Abbildung 3).  

Bei der wahrgenommenen Verteilung des tatsächlichen Einflusses stellt 
sich die Rangfolge anders dar. An der Spitze liegen Politik und Verwaltung, ge-
folgt von den Wirtschaftsverbänden und Energieversorgern sowie den Grund-
stücksbesitzern. Als deutlich geringer stufen die Befragten den Einfluss von 
Umweltverbänden und Bürgerinitiativen sowie einzelner Bürgern ein. Beim 
Blick auf den Einfluss von Politik und Verwaltung sowie von wirtschaftlichen 
Interessenvertretern korrespondieren die erwünschte und die faktisch wahr-
genommene Rolle dieser Akteure bei der lokalen Implementation der Ener-
giewende. Dagegen bleibt der den einzelnen Bürgern, den Umweltverbänden 
und den Grundstücksbesitzern zugeschriebene Einfluss mehr oder weniger 
weit hinter den normativen Erwartungen zurück. Die Diskrepanz wächst von 
den Grundstücksbesitzern (-,44) über die Umweltverbände und Initiativgrup-
pen (-,59) bis hin zu den einzelne Bürgern (-,61). 

Diese Daten belegen ein mehr oder weniger deutliches Auseinanderklaf-
fen der gewünschten und der faktisch wahrgenommenen Verteilung des Ein-
flusses auf für die Energiewende bedeutsame Akteure. Mit den wirtschaftli-
chen Interessenträgern sowie Politik und Verwaltung üben die beiden Ak-
teursgruppen in der Wahrnehmung der Bürgerschaft den größten Einfluss aus, 
die in normativer Perspektive die unwichtigste Rolle spielen sollten. Die Wahr-
nehmung des Einflusses von Grundstücksbesitzern, besonders aber von Um-
weltverbänden und Bürgerinitiativen bleibt nicht nur relativ deutlich hinter 
dem gewünschten zurück, sondern lässt noch eine zweite Verzerrung erken-
nen. Auf der Skala des gewünschten Einflusses liegen diese beiden Akteurs-
gruppen nahe beieinander (Differenz -,09 Punkte), die Einschätzung ihres tat-
sächlichen Einflusses lässt aber ein mehr als doppelt so großes Gefälle (-,24 
Punkte) erkennen. Am Ende der Rangskala rangieren in einem klaren Abstand 
zu den übrigen Akteuren die einzelnen Bürger der Gemeinde. Anders als die 
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gewünschte erweist sich die faktische Bedeutsamkeit der Rolle der fünf Ak-
teursgruppen als weniger ausbalanciert. In der Wahrnehmung der Befragten 
besteht ein relativ starkes Einflussgefälle zwischen den wirtschaftlichen Akt-
euren, Politik und Verwaltung auf der einen und einzelnen Bürgern sowie den 
Vertretern ökologischer Interessen auf der anderen Seite.  
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Abbildung 3: Gewünschter und wahrgenommener Einfluss verschiedener 
Akteure auf die lokale Umsetzung der Energiewende in 
Deutschland, 2015 

 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Berücksichtigt sind nur Befragte aus 
Standorten von Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien (N 
4234, gültige Fälle 3691 bis 4234). Die Daten sind demografisch ge-
wichtet. 

Erläuterung: Angaben: Mittelwerte. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „An der Entscheidung einer Gemeinde oder Region, 
Strom aus erneuerbaren Energien zu erzeugen, sind immer unterschiedliche Personen oder 
Gruppen beteiligt. Wie wichtig waren folgende Personen oder Gruppen bei der Entschei-
dung für Strom aus erneuerbaren Energien in ihrer Gemeinde oder ihrer Region? Bitte ver-
wenden Sie die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass dieser Akteur sehr wichtig war, 7 bedeu-
tet, dass dieser Akteur völlig unwichtig war. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr 
Urteil abstufen.“ 

„Und wer sollte Ihrer Meinung nach bei der Entscheidung einer Gemeinde oder Region, 
Strom aus erneuerbaren Energien zu erzeugen, eine wichtige Rolle spielen? Bitte verwen-
den Sie die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass dieser Akteur sehr wichtig sein sollte, 7 be-
deutet, dass dieser Akteur völlig unwichtig sein sollte. Mit den Werten dazwischen können 
Sie Ihr Urteil abstufen.“ (1) Politik und Verwaltung, (2) Wirtschaftsverbände, Unternehmen 
und Energieversorger, (3) Umweltverbände und Bürgerinitiativen, (4) Einzelne Bürger der 
Gemeinde, (5) Grundstücksbesitzer, (6) Sonstige, (8) weiß nicht, (9) keine Angabe. Die Mes-
sung des Einflusses wurden auf die Werte 0 (völlig unwichtig) bis 6 (sehr wichtig) rekodiert. 
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Die Auswertung einer offenen Frage nach der gewünschten und tatsächlichen 
Rolle weiterer Akteure vermittelt keine grundlegend neuen Erkenntnisse. Nur 
ein kleiner Teil der Befragten machte hierzu überhaupt Angaben, die meisten 
davon – in der Summe aber nicht einmal fünf Prozent, entfielen auf die Items 
„Gemeinde/Nachbargemeinden/Gemeindebürger“ sowie „Fachleute“ (tabel-
larisch nicht ausgewiesen). 

Das von den Befragten wahrgenommene und als nicht angemessen bewer-
tete Ungleichgewicht zwischen ökonomischen, ökologischen und bürger-
schaftlichen Interessen stellt in einer pluralistischen Demokratie per se eine 
Herausforderung dar, jedenfalls sofern es sich nicht um eine Momentauf-
nahme, sondern um eine dauerhafte Erscheinung handelt. Weitere Probleme 
könnten sich ergeben, wenn diese Wahrnehmungen die generelle Einstellung 
zur Energiewende beeinflussen und die Akzeptanz der Umsetzung eines von 
der Öffentlichkeit breit unterstützten Zieles in Frage stellen. Der Umstand, 
dass sich unsere Aussagen lediglich auf subjektive Wahrnehmungen und Be-
wertungen, aber nicht auf Erkenntnisse über die tatsächlich existierende Ver-
teilung von Einfluss stützen, ist in diesem Zusammenhang unerheblich; denn 
es sind subjektive Wahrnehmungen und Bewertungen, die das menschliche 
Verhalten beeinflussen. 

6.  Die Bürgerbeteiligung an der politischen Umsetzung der 
Energiewende auf der lokalen und regionalen Ebene 

Die von den Bürgerinnen und Bürgern gewünschte und wahrgenommene Rol-
lenverteilung in den Entscheidungen über die lokale Umsetzung der Energie-
wende liefert klare Hinweise auf eine außerordentlich kritische Sicht der bür-
gerschaftlichen Einbindung in diesen Prozess. Nur bei den Umweltverbänden 
und bürgerschaftlichen Aktionsgruppen konstatieren die Befragten eine ähn-
lich große Diskrepanz zwischen der gewünschten und der als Wirklichkeit 
wahrgenommenen Mitwirkung am politischen Entscheidungsprozess. Zu-
gleich dürfte diese Unzufriedenheit als Antriebskraft für die Beteiligung an den 
zahlreichen Protestaktionen gegen die Planung und den Betrieb von Windrä-
dern fungieren (Barth 2018; Devine-Wright 2014; Messinger-Zimmer und Zil-
les 2016; Hoeft, Messinger-Zimmer und Zilles 2017). Im Umkehrschluss könnte 
eine qualitativ verbesserte Kommunikation, Beteiligung und Interessenbe-
rücksichtigung in den lokalen und überlokalen Entscheidungsprozessen eini-
gen Forschern die Akzeptanz der Energiewende und ihrer örtlichen Implikati-
onen fördern (Hildebrandt, Rau und Schweizer-Ries 2018; Newig und Fritsche 
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2009; Peters 2015; Richwien, Versteyl und Banthien 2012; Schweizer-Riess u.a. 
2010). 

Obgleich die Partizipationsforschung in der Politikwissenschaft einen fes-
ten Platz gefunden und zahlreiche Erkenntnisse über Formen, Entwicklung 
und Determinanten der politischen Beteiligung hervorgebracht hat, liegen nur 
relativ wenige empirische, zumeist qualitative, Studien über die Beteiligung 
der Bürger an der Entscheidung über konkrete politische Sachfragen vor. Wei-
tere Forschungslücken bestehen bei der empirischen Erforschung der Ange-
botsseite politischer Beteiligung, bei der Beschäftigung mit den von der politi-
schen Beteiligung ausgehenden Wirkungen auf politische Institutionen und 
Prozesse (z.B. Bowler und Glaser 2008; Drewitz 2012; Rosenberg 2007; Smith 
und Tolbert 2004; Vetter und Hoyer 2016) bei der Analyse ihrer Auswirkungen 
auf die demokratischen Kompetenzen der Bürgerschaft (z.B. Theiss-Morse und 
Hibbing 2005; van Deth 2013). Diese Aussagen gelten auch für Analysen der 
Einbindung der Bürger in die Gestaltung der Energiewende.  

Im Hinblick auf die Forschungslage, auf derzeit geführten normativen De-
batten über die Verbesserung der Qualität der Demokratie durch partizipative 
Innovationen (Cain, Dalton und Scarrow 2008; Geissel und Newton 2012; 
Smith 2009) und auf die bei der Planung und Inbetriebnahme neuer Windrä-
der verstärkt auftretenden Akzeptanzprobleme verdient die Rolle der Bürger-
beteiligung an der politischen Gestaltung der Energiewende besondere Auf-
merksamkeit. Unser Interesse richtet sich dabei nicht nur auf die von den Bür-
gerinnen und Bürgern ausgeführten Aktivitäten, sondern auch auf die Einstel-
lungen zu den existierenden Beteiligungsangeboten und auf die Bewertung 
der Beteiligungspraxis. Da auch diese Aspekte nur für die von der Umsetzung 
der Energiewende betroffenen Gemeinden relevant sind, basieren sich die fol-
genden Ausführungen ausschließlich auf den in der Gemeindestudie erhobe-
nen Daten.     

6.1  Die lokalen Beteiligungsangebote in der Sicht der Bevölkerung 

Trotz ihrer großen Bedeutung als Voraussetzung bürgerschaftlicher Mitwir-
kung wurde die Angebotsseite politischer Partizipation empirisch bisher kaum 
untersucht. Zu den wenigen Ausnahmen gehören Studien über die Effekte des 
Format dialogorientierter (z.B. Ewen u.a. 2013, Fournier 2011; Grönlund, 
Bächtiger und Setälä 2014) und direktdemokratischer Beteiligungsverfahren 
auf den politischen Prozess (Bowler und Glazer 2008; Vetter und Hoyer 2016; 
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Gabriel 2019). Die im Planungsrecht enthaltenen Regelungen legen nur Mini-
malbedingungen für die Öffentlichkeits- und Betroffenenbeteiligung fest. Eine 
Information der Öffentlichkeit über geplante Vorhaben ist Standard, das glei-
che gilt für die Anhörung Betroffener. Sehr viel zurückhaltender ist das deut-
sche Planungsrecht bei der Institutionalisierung von Verfahren, die der Öffent-
lichkeit eine aktive Einflussnahme auf die Entscheidung über Infrastrukturpro-
jekte erlauben (ausführlich hierzu: Ziekow 2012; speziell im Kontext der Ener-
giewende: Huge und Roßnagel 2018; Kamlage, Nanz und Fleischer 2014; Kam-
lage, Richter und Nanz 2018; Peters 2015; Ziekow 2018; Zschiesche 2014). 
Diese sind überwiegend allgemein formuliert und lassen den lokalen Entschei-
dungsträgern einen relativ großen Spielraum bei der Gestaltung der Beteili-
gungspraxis. Aus dem Zusammenspiel von minimalistischen rechtlichen Vor-
gaben und unterschiedlichen lokalen Beteiligungskulturen ergibt sich eine 
große Variationsbreite der Praxis der Bürgerbeteiligung an der Planung von 
Durchführung von Infrastrukturvorhaben (Kamlage, Nanz und Fleischer 2014; 
Kamlage, Richter und Nanz 2018; Nanz und Fritsche 2012; Newig und Fritsche 
2009; Richter 2016; Richter u.a. 2016).  

Für den Ablauf von Beteiligungsprozessen sind die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen und die informellen Muster und Spielregeln in dreierlei Hinsicht re-
levant. Zunächst einmal müssen Beteiligungsverfahren angeboten werden, 
damit die handlungsbereiten Teile der Bürgerschaft sie zur Einflussnahme auf 
die zu treffenden Entscheidungen nutzen können. Wenn Bürgerbegehren und 
–entscheide in einem politischen System nicht vorgesehen oder bei der Ent-
scheidung über bestimmte Themen nicht zulässig sind, kann man sich ihrer 
nicht bedienen. Bei der Bürgerbeteiligung an öffentlichen Planungen erweist 
sich dies als eine deutliche Restriktion, denn die in den Gemeindeordnungen 
der meisten Bundesländer enthaltenen Negativkataloge führen die Bauleitpla-
nung unter den Themenfeldern auf, in denen direkt-demokratische Verfahren 
nicht zur Anwendung gelangen dürfen (Gabriel 2019). Auch die Wirksamkeit 
dialogorientierter Beteiligungsverfahren hängt von einer klaren Einbindung in 
das lokale Institutionengefüge ab, weil nur dies eine Beschäftigung der Planer 
und Entscheider mit den im Rahmen der Bürgerbeteiligung erarbeiteten Vor-
schlägen gewährleistet. Zweitens macht die Art der institutionellen Ausgestal-
tung von Beteiligungsverfahren einen Unterschied für deren Nutzung. Beteili-
gungsfreundliche Verfahren setzen stärkere Partizipationsanreize als restrik-
tive Arrangements. Als ein dritter Faktor beeinflusst auch die Handhabung der 
Beteiligungsverfahren durch  die politischen Führungsgruppen deren Nutzung 
durch die Öffentlichkeit.  
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Dem Überblick über die in Gemeinden und Regionen von der Bürgerschaft 
wahrgenommenen Beteiligungsangebote sind einige Bemerkungen voranzu-
stellen. Sechs Prozent der Befragten gaben an, in ihrer Gemeinde oder Region 
gebe es keine Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien, so dass dort 
auch keine Beteiligungsverfahren angeboten wurden. Darüber hinaus entfiel 
ein auffallend hoher Anteil der Antworten auf die Frage nach den Beteiligungs-
angeboten auf die Kategorien „weiß nicht“ bzw. „keine Angabe“ (19 %). Eine 
Interpretation dieser Angaben ist schwierig, denn sie können einerseits ein 
durch fehlendes Interesse oder durch eine mangelhafte Informationspraxis 
der lokalen und regionalen Entscheidungsträger induzierte Informationslü-
cken der Bürgerschaft, andererseits aber auch fehlende Angebote indizieren. 
Um die aus diesem Sachverhalt resultierende Unschärfe in der Wahrnehmung 
der Beteiligungsangebote erkennbar zu machen, weist Abbildung 4 jeweils 
zwei Werte aus, nämlich erstens den Anteil der perzipierten Beteiligungsan-
gebote an den gültigen Angaben und den zweitens Anteil an allen Angaben in 
Gemeinden, in denen EE-Anlagen existieren. 

Wie die Daten in Abbildung 5 zeigen, nimmt eine breite Mehrheit der Be-
fragten in ihrer Region oder Gemeinde Verfahren oder Einrichtungen wahr. 
Diese beziehen neben den formell Entscheidungsberechtigten weitere Ak-
teure, auch die interessierte und betroffene Bürgerschaft, in die Planung über 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien ein. Nur jeder Fünfte gab an, in 
seiner Region bzw. Gemeinde würden keine derartigen Informations- oder 
Mitwirkungsangebote unterbreitet. Nicht alle Einrichtungen und Verfahren 
sind allerdings explizit darauf ausgerichtet, eine Einflussnahme der Bürger-
schaft auf politische Entscheidungen über die örtliche Umsetzung der Energie-
wende zu ermöglichen. Am häufigsten nannten die Befragten Informations-
veranstaltungen (56 bzw. 45 %) und schriftlichen Informationen (48 bzw. 
39 %) als Beteiligungsformate. Dies entspricht weitgehend der Rechtslage, 
dient der Transparenz der Entscheidungsprozesse und schafft Voraussetzun-
gen für eine effektive politische Partizipation, darf aber nicht mit einer Ein-
flussnahme auf Entscheidungen gleichgesetzt werden. Effektivere Einfluss-
chancen eröffnen Anhörungen (34 bzw. 27 %) bzw. Dialogverfahren (Work-
shops und ähnliche Verfahren). Über deren Durchführung berichteten die Be-
fragten allerdings wesentlich seltener als über Aktivitäten mit dem Zweck der 
Informationsvermittlung, bei denen die Öffentlichkeit und die Betroffenen auf 
eine passive und rezeptive Rolle beschränkt bleiben. Auf Anhörungen entfie-
len 27 bzw. 34 Prozent der Nennungen, die noch etwas aufwändigeren und 
anspruchsvolleren Dialogverfahren wurden von 18 bzw. 22 Prozent der Be-
fragten genannt. Die in der Befragung als Stimuli benutzten Oberbegriffe „An-



39 

 

 

hörungen“ und „Workshops und ähnliches“ können in der Praxis sehr unter-
schiedlich ausgestaltet werden, so dass die mit ihnen verbundenen Möglich-
keiten bürgerschaftlicher Einflussnahme stark variieren (Nanz und Fritsche 
2012; Richter 2016; Richter u.a. 2016). Anderen Zwecken als dem Ausbau der 
Bürgerbeteiligung dient die Einrichtung von Expertenkommissionen (17 bzw. 
14 %) und Koordinierungsstellen (12 bzw. 9 %). Sie sollen vor allem die Effek-
tivität von Verfahren steigern und den Sachverstand der Entscheidungsträger 
erhöhen. Allerdings wurden diese Institutionen nur von wenigen Befragten 
genannt. Weitere Verfahrenselemente, nach denen in einer offenen Frage ge-
nannt wurde, spielten in der Wahrnehmung der Befragten keine Rolle.   

Unsere Daten bestätigen eine in der Literatur immer wieder geäußerte Kri-
tik an der Praxis der Bürgerbeteiligung an der Infrastrukturplanung, ihre Ver-
kürzung auf einen Austausch von Informationen zwischen den beteiligten Ak-
teuren. Nur die wenigsten lokalen Beteiligungsangebote scheinen aktive, ein-
flussorientierte Beteiligungsformate wie Workshops oder Arbeitskreise zu 
enthalten, die Planungen auf eine breitere Basis stellen, neben der Perspek-
tive der Planer und Entscheider auch die der Laien einbeziehen und sich für 
das gemeinsame Erarbeiten von Problemlösungen durch Politiker, Experten, 
Laien, Interessierte und Betroffene eignen. Sie sind vielseitig nutzbar und grei-
fen, anders als direktdemokratische Verfahren, nicht tief in das Kompetenzge-
füge repräsentativer Demokratien ein. Vermutlich ist ihre geringe Nutzung vor 
allem auf zwei Faktoren zurückzuführen. Wirksame Dialogverfahren versu-
chen relativ hohe Kosten und eignen sich zudem nicht zur Massenbeteiligung, 
weil sie ihre Potenziale nur im Austausch innerhalb relativ kleiner Gruppen 
entfalten können.  
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Abbildung 4: Beteiligungsangebote bei Entscheidungen über Anlagen zur 
Erzeugung erneuerbarer Energien in deutschen Gemeinden, 
2015 

 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. Die Werte in der Kategorie „alle rele-
vanten Angaben“ beziehen sich auf die den Standortgemeinden von 
Windenergieanlagen (N 4234). Die Werte in der Kategorie „gültige 
Angaben“ beziehen sich auf Befragte in den Gemeinden, die min-
destens eines der Beteiligungsverfahren anboten. Die Daten sind 
demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile.  

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „Bei der Planung und Errichtung von Anlagen für er-
neuerbare Energien gibt es viele Möglichkeiten, interessierte und betroffene Bürger zu be-
teiligen. Welche der folgenden Veranstaltungen gab es in Ihrer Gemeinde oder Region?“ 
(0) es wurde nichts veranstaltet (nicht vorlesen), (1) Informationsveranstaltungen, (2) An-
hörungen, (3) Aktive Beteiligungsverfahren wie Workshops, Arbeitskreise, Runde Tische u. 
ä., (4) Expertenkommissionen, (5) Einrichtung einer Koordinierungsstelle, (6) Schriftliche 
Informationen der Gemeinde oder Region, (7) Sonstiges. 

Nur wenige Befragte beobachten in ihrer Gemeinde oder Region ein breites 
Spektrum angebotener Beteiligungsformen. Knapp die Hälfte nannten ein o-
der zwei Beteiligungsformen, bei denen es sich überwiegend um die Erfüllung 
von Informationspflichten handelt. Immerhin ein Drittel berichtete über das 
Angebot von drei bis fünf Verfahren oder Einrichtungen. Mehr als fünf parallel 
angebotene Formate bilden die absolute Ausnahme und wurden nur von drei 
Prozent der Befragten genannt (tabellarisch nicht ausgewiesen). 
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6.2  Die aktive Einflussnahme der Bürgerschaft auf die  
Gestaltung der Energiewende 

In der empirischen Partizipationsforschung werden die Begriffe politische Par-
tizipation, politische Teilnahme oder politisches Engagement üblicherweise 
genutzt, um die aktive, intentionale und freiwillige Einflussnahme von Privat-
personen auf politische Entscheidungen oder die direkte Mitwirkung an die-
sen zu charakterisieren (Kaase 1997: 160). Dies ist auch bei der Analyse bür-
gerschaftlicher Mitwirkung an der Gestaltung der Energiewende sinnvoll.  

Die von der Partizipationsforschung untersuchten Verhaltensformen wa-
ren im Zeitverlauf einem Perspektivenwandel unterworfen. Stand in der 
Frühphase der Forschung vor allem die Intensität des Engagements im Blick-
punkt (Milbrath 1965), so richteten die klassischen Studien der 1970er Jahre 
ihr Interesse auf qualitativ verschiedenartige Versuche der politischen Ein-
flussnahme. Verba und Nie (1972) nahmen eine Unterscheidung zwischen der 
Wahlbeteiligung, der Teilnahme an Wahlkampf- und Parteiaktivitäten, der 
Mitwirkung an lokalen Initiativen und dem vom Eigeninteresse getriebenen 
individuellen oder kollektiven Engagement vor. Barnes u.a. (1979) widmeten 
sich ihrer vergleichenden Untersuchung dem Vergleich sogenannter konven-
tioneller (wahl- und parteibezogenen) und unkonventioneller Formen politi-
scher Beteiligung (legaler und nicht legaler Protest). Seit der Jahrtausend-
wende spielen darüber hinaus dialogorientierte, direkt-demokratische, digi-
tale und mit der Konsumentenrolle verknüpfte Formen des politischen Enga-
gements eine wichtige Rolle in der Politik. Diese Erweiterung der Forschungs-
perspektive spiegelt, wenn auch mit unterschiedlicher Gewichtung einzelner 
Aktivitäten, die vielfältig  gewordene Partizipationslandschaft wider (Bertels-
mann-Stiftung und Staatsministerium Baden-Württemberg 2014; Teorell, 
Montero und Torcal 2007; van Deth 2009). 

Über die rechtlich vorgesehenen und in der politischen Praxis etablierten 
Verfahren hinaus ist der Einsatz typischer Beteiligungsformen wie das Kontak-
tieren von Politikern, die Einflussnahme durch Mitarbeit in Parteien, Interes-
senverbänden und Bürgerinitiativen und  die Beteiligung an Demonstrationen 
und Petitionen auch in denjenigen Willensbildungs- und Entscheidungsprozes-
sen möglich, die auf die Gestaltung der Energiewende  ausgerichtet sind (Hein-
richs 2013; Ohlhorst 2018). Neben dem im engeren Sinne politischen Engage-
ment besteht schließlich die Möglichkeit, die Energiewende durch wirtschaft-
liche Aktivitäten wie den Bezug von Ökostrom oder den Erwerb von Anteilen 
an Anlagen zur Erzeugung alternativer Energien zu unterstützen. Die zuletzt 
genannten Aktivitäten gleichen der in der neueren empirischen Forschung 
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stark beachteten Konsumentenpartizipation (Stolle und Micheletti 2013, van 
Deth und Zorell 2019). Somit kann die Bevölkerung in verschiedenen Rollen an 
der Gestaltung der Energiewende auf der lokalen und regionalen Ebene mit-
wirken. Dies ist in vielen Fällen unabhängig davon, ob die Gemeinden Beteili-
gungsangebote unterbreiten oder dies unterlassen. Die Aktivitäten der Bevöl-
kerung können unter anderem darauf zielen, mehr und bessere lokale und re-
gionale Beteiligungsangebote zu initiieren.  

Wie unsere Befunde über das Angebot politischer Mitwirkungsmöglichkei-
ten gezeigt hatten (Abbildung 5), scheinen die Planer und Entscheidungsträger 
ihren Informationspflichten zumindest so weit zu genügen, dass die entspre-
chenden Angebote die Wahrnehmungsschwelle eines großen Teils der Bürge-
rinnen und Bürger überschreiten. Dialogorientierte Beteiligungsformen gelan-
gen in der Wahrnehmung der Betroffenen seltener zum Einsatz. Bis zu einem 
gewissen Grade korrespondieren diese Angebotsstrukturen den von der Be-
völkerung gewählten Formen politischer Aktivität (Abbildung 6). Die weitaus 
meisten Bürgerinnen und Bürger beschränken ihre Mitwirkung auf kommuni-
kative Aktivitäten wie die Diskussion mit Freunden und Bekannten (64 %) und 
die Nutzung der Massenmedien (57 %). Neben der Beteiligung an Dialogver-
fahren (24 %) engagiert sich eine starke Minderheit in der Konsumentenrolle 
und bezieht entweder Ökostrom (30 %) oder betreibt selbst eine Photovolta-
ikanlage (16 %). Alle anderen Formen des Engagements werden nur einem 
von sehr kleinen Teil der Befragten praktiziert. Erstaunlicherweise nennen 
neun Prozent die Beteiligung an einem Bürgerbegehren oder Bürgerentscheid 
(9 %) als Formen der Einflussnahme, obwohl die Gemeindeordnungen der 
meisten Bundesländer dies explizit ausschließen. Demonstrationen für oder 
gegen eine Anlage zur Erzeugung erneuerbarer Energien, die Initiierung einer 
Bürgerinitiative oder eine Mitarbeit in dieser, der Erwerb von Anteilen oder 
eine berufliche Involvierung in den Prozess der Energiewende wurden von ma-
ximal fünf Prozent genannt. Insgesamt lässt sich nicht feststellen, dass die – 
wenn auch begrenzte – Schaffung institutionell geregelter Möglichkeiten zur 
Mitwirkung an der Gestaltung der Energiewende eine massenhafte Beteili-
gung ausgelöst hätte, und auch die informellen Einflusschancen werden nur 
von einer Minderheit der Bürger genutzt. 
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Abbildung 5: Involvierung in die Gestaltung der Energiewende auf der lo-
kalen Ebene in deutschen Gemeinden, 2015 

 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. Befragte mit EE-Anlagen in Gemeinde 
oder Nachbargemeinde (N 4234) bzw. mit Beteiligungsangeboten 
(N 2873). Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Prozentanteile Aktiver. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, sich an An-
lagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien zu beteiligen. Man kann sich an der Planung 
beteiligen oder man kann sich an der Finanzierung beteiligen. Bitte sagen Sie mir, was auf 
Sie zutrifft. (0) Sie haben sich nicht beteiligt (nicht vorlesen), (1) Haben Sie sich auf Grund 
Ihres Berufes beteiligt? (2) Sind Sie Mitbegründer oder Mitglied einer Bürgerinitiative? (3) 
Haben Sie sich an einem Bürgerbegehren oder einem Bürgerentscheid beteiligt? (4) Haben 
Sie Anteile einer Anlage in Ihrer Gemeinde gekauft? (5) Haben Sie Anteile einer Anlage au-
ßerhalb Ihrer Gemeinde gekauft? (6) Haben Sie sich an Demonstrationen gegen Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien beteiligt? (7) Haben Sie sich an Demonstrationen für 
Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien beteiligt? (8) Haben Sie an Workshops, In-
formationsveranstaltungen o.ä. teilgenommen? (9) Haben Sie mit Freunden und Bekann-
ten über das Thema diskutiert? (10) Haben Sie die Medienberichterstattung zum Thema 
aufmerksam verfolgt? (11) Sind Sie Kunde eines Ökostromanbieters? (12) Besitzen Sie eine 
Photovoltaik-Anlage? (13) Gibt es andere Wege, wie Sie sich beteiligt haben? Welche? weiß 
nicht, keine Angabe.“ 

Gemeinden, die durch Beteiligungsangebote die Mitwirkung der Bevölkerung 
an der Gestaltung der Energiewende stimulieren, lösen dennoch positive Wir-
kungen auf das politische Engagement aus. Durchweg engagieren sich die 
Menschen in diesen Gemeinden stärker als in sämtlichen Standortgemeinden 
von Anlagen zur Erzeugung alternativer Energien. Besonders deutlich zeigt 
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sich dieser Effekt bei den im Angebotskatalog der Kommunen am stärksten 
vertretenen Informations- und Dialogformaten sowie bei der Beteiligung an 
direktdemokratischen Verfahren. Kleinere Unterschiede treten bei den übri-
gen Beteiligungsformen auf. Der Grad der Betroffenheit der Gemeinde von 
den Standortentscheidungen im Rahmen der Energiewende wirkt sich dage-
gen im Allgemeinen nicht auf das Beteiligungsniveau aus. Die einzigen Aus-
nahmen bilden die Teilnahme an Dialogverfahren, die in stark betroffenen Ge-
meinden bei 36 Prozent, in wenig oder moderat betroffenen dagegen nur 
knapp über 20 Prozent liegt. Diskussionen mit Freunden und Bekannten wer-
den mit dem Grad  der Betroffenheit ebenfalls häufiger (geringe Betroffen-
heit: 53 %, mittlere Betroffenheit: 57 %, starke Betroffenheit: 76 %, tabella-
risch nicht ausgewiesen).  

Betrachtet man das gesamte Ausmaß der Involvierung in den energiepoli-
tischen Willensbildungs-, Entscheidungs- und Implementationsprozess, dann 
geben 85 Prozent der Befragten eine irgendwie geartete Mitwirkung an. Der 
weitaus größte Teil (42 %) beteiligt sich an einer oder zwei Aktivitäten, unter 
denen die verschiedenen Formen politischer Kommunikation besonders stark 
vertreten sind. Mehr als jeder Dritte (36 %) berichtet über eine Beteiligung an 
drei bis fünf Aktivitäten und nur ein sehr kleiner Anteil von sieben Prozent ist 
nach eigenen Angaben noch stärker in den Prozess eingebunden. In Kommu-
nen, die aktiv Beteiligungsangebote unterbreiten, liegen die betreffenden 
Quoten etwas höher (tabellarisch nicht ausgewiesen). 

Die Tatsache, dass nur wenige Menschen den größten Teil der ihnen zu-
gänglichen Beteiligungsmöglichkeiten nutzen, aber auch nur wenige völlig in-
aktiv bleiben, ist aus der Partizipationsforschung bekannt (z.B. Gabriel 2013a). 
Im Falle der Mitgestaltung der Energiewende lässt sich dieser Sachverhalt je-
doch besonders gut nachvollziehen, weil es sich bei den zuvor beschriebenen 
Formen der Involvierung um qualitativ sehr unterschiedliche Aktivitäten han-
deln. Einige von ihnen gehören zur Gruppe der konventionellen Partizipations-
formen bzw. zum politischen Protest, andere sind nicht durch die Mobilisie-
rung politischer, sondern ökonomischer Ressourcen zum Zweck der politi-
schen Einflussnahme charakterisiert.   

Die Differenzierung in unterschiedliche Beteiligungssysteme bestätigt sich 
in einer explorativen Faktorenanalyse. Dieses statistische Analyseverfahren 
verfolgt den Zweck, eine mehr oder minder große Menge von Eigenschaften 
auf eine begrenzte Zahl zu reduzieren und dabei diejenigen Eigenschaften zu-
sammenzufassen, die auf einer gemeinsamen Dimension liegen. In unserem 
Falle ergab die explorative Faktorenanalyse eine höchst plausible Gruppierung 
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der Aktivitäten zu drei Dimensionen. Die erste Dimension wird durch vier Ak-
tivitäten repräsentiert, die im Sinne einer Stakeholder-Rolle ökonomische In-
teressen der Befragten zum Ausdruck bringen, jedoch nicht direkt als Formen 
politischen Handelns zu klassifizieren sind. Hierbei handelt es sich um den Kauf 
von Anteilen an Anlagen in der Gemeinde oder außerhalb existierender Anla-
gen, eine berufsbedingte Involvierung in die Energiewende sowie den Besitz 
einer Photovoltaik-Anlage. Abweichend von den Erwartungen wurde der Be-
zug von Ökostrom nicht dieser Dimension zugeordnet. Er bildete aber auch 
keinen eigenen Faktor, der sich als Konsumentenpartizipation interpretieren 
ließe. Die beiden anderen Dimensionen spiegeln die aus der allgemeinen Par-
tizipationsforschung bekannte Differenzierung zwischen kommunikativen und 
einflussorientierten politischen Handlungen wider. Gespräche über die Ener-
giewende und die Nutzung einschlägiger, massenmedial vermittelter Informa-
tionen bilden einen gemeinsamen Faktor mit der Beteiligung an Informations-
veranstaltungen und Dialogverfahren. Diese Verhaltensform lädt aber nahezu 
gleich stark auf den Faktoren Kommunikation und Aktivismus, was darauf zu-
rückzuführen sein dürfte, dass sowohl die Frage sowohl die Beteiligung an In-
formationsveranstaltungen als auch an stärker einflussorientierten Dialogfor-
mate abdeckte. Letzteres bestimmt den dritten Faktor, der direktdemokrati-
sche Aktivitäten, legale Protestaktionen und – in abgeschwächter Form – die 
Beteiligung an Dialogverfahren repräsentiert (Tabelle 11).  
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Tabelle 11: Struktur der Involvierung in die lokale Umsetzung der Energie-
wende in deutschen Gemeinden, 2015 

 
Stake Hol-

ding  
Informa-

tion 
Politischer 

Einfluss 

Kauf von Anteilen außerhalb der Gemeinde ,61   

Kauf von Anteilen in der Gemeinde ,60   

berufsbedingte Involvierung ,34   

Besitz einer Photovoltaik-Anlage ,22   

Bezug von Ökostrom    

Diskussion mit Freunden und Bekannten  -,67  

Mediennutzung  -,59  

Informationsveranstaltungen und Dialogverfahren  -,31 ,24 

Beteiligung an Bürgerbegehren/Bürgerentscheid   ,46 

Mitbegründer/Mitglied einer Bürgerinitiative?   ,41 

Teilnahme an Demonstrationen gegen Anlagen   ,37 

Teilnahme an Demonstrationen für Anlagen ,22  ,36 

Eigenwert 2,50 1,32 1,21 

Erklärte Varianz 20,8 11,0 10,6 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015, Befragte mit EE-Anlagen in Gemeinde 
oder Nachbargemeinde (N 4234). Die Daten sind demografisch ge-
wichtet. 

Erläuterung: Angaben: Faktorladungen einer Hauptachsenanalyse mit schiefwinkliger Ro-
tation der Faktoren. Die Ladungen zeigen die Stärke der Verbindung zwischen den durch 
die Analyse identifizierten theoretischen Konstrukten und den einzelnen Verhaltensfor-
men. Ein Wert von -1 bedeutet eine stark negative Beziehung, ein Wert von 0 bedeutet 
keine Beziehung und ein Wert von 1 bedeutet eine stark positive Beziehung. 

Frage: s. Abbildung 6. 

Fasst man die Beteiligung an den für die drei Partizipationssysteme (Stake Hol-
ding, Information und politische Einflussnahme) charakteristischen Aktivitä-
ten zu Sammelindizes zusammen, dann sind die kommunikativen Aktivitäten 
mit großem Abstand am weitesten verbreitet. Drei Viertel der Befragten 
(76 %) berichten über ihre Beteiligung an Diskussionen, über ihre Mediennut-
zung und die Teilnahme an Informationsveranstaltungen, Workshops, runden 
Tischen und ähnlichen Verfahren. Ein deutlich kleinerer, aber insgesamt doch 
beachtlich großer Teil der Bevölkerung (31 %) unternimmt den Versuch, aktiv 
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auf die im Rahmen der Energiewende zu treffenden politischen Entscheidun-
gen einzuwirken. In der Rolle von Stakeholdern sind 22 Prozent in den Prozess 
der Energiewende involviert. In beteiligungsaktiven Gemeinden liegen die An-
teile erwartungsgemäß höher und belaufen sich für das Stake-Holding auf 28 
Prozent, die aktive politische Einflussnahme auf 41 Prozent und die politische 
Kommunikation auf 82 Prozent (Daten nicht tabellarisch ausgewiesen).  

Die drei Formen politischen Verhaltens sind schwach bis mäßig miteinan-
der verbunden. Am stärksten fällt der Zusammenhang zwischen kommunika-
tiven und einflussorientierten Aktivitäten aus (r ,33, p ,000), letztere und die 
Stakeholder-Aktivität stehen in einer etwas schwächeren Beziehung zueinan-
der (r ,22, p ,000), und der schwächste Zusammenhang besteht zwischen der 
politischen Kommunikation und einer ökonomischen Involvierung in den Pro-
zess der Energiewende (,16, p ,000). 

Bei der Einbindung der Bürgerschaft in die politischen Entscheidungspro-
zesse über die Neuausrichtung der Energiepolitik auf der lokalen Ebene schei-
nen die Angebots- und Nachfragestrukturen einander weitgehend zu entspre-
chen. Viele Befragte perzipieren lokale und regionale Angebote von Informa-
tionen über die Energiewende und geben an, diese zu nutzen. Über Möglich-
keiten zu einer aktiven politischen Einflussnahme auf den Prozess berichten 
sie wesentlich seltener und nutzen sie dem entsprechend auch seltener. Da 
ein relativ kleiner Personenkreis sich unabhängig von den unterbreiteten Par-
tizipationsangeboten politisch engagiert, geht von der Energiewende ein be-
achtliches politisches Mobilisierungspotenzial aus. Dennoch stimulieren Ge-
meinden, die durch sich durch Partizipationsangebote aktiv darum bemühen, 
die Bürgerschaft in die Gestaltung der Energiewende vor Ort einzubinden, das 
politische Engagement der Bevölkerung, insbesondere was die politische 
Kommunikation und die Mitwirkung an Dialogverfahren betrifft. 

6.3  Die Bewertung der demokratischen Qualität der Beteiligungsprozesse 
durch die Bevölkerung 

Politische Beteiligung erweist sich in pluralistischen Gesellschaften notwendi-
gerweise als ein schwieriges Unternehmen. Menschen, die sich engagieren, 
tun dies aus unterschiedlichen Motiven und verfolgen unterschiedliche Ziele. 
Allein auf Grund der Pluralität von Interessen und Ideen, die das politische 
Engagement leiten, kann Partizipation nicht immer und für alle zum Ziel füh-
ren. Der Erfolg bestimmter Akteure ist gleichbedeutend mit dem Scheitern an-
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derer Akteure. Im Vergleich mit anderen politischen Regimen bieten freiheit-
liche, pluralistische Demokratien jedoch wesentlich bessere Voraussetzungen 
dafür, dass von Fall zu Fall unterschiedliche Akteure in politischen Entschei-
dungsprozessen mit ihren Vorstellungen zum Zuge kommen. 

Wie bei anderen politischen Streitfragen existiert auch über die Energie-
wende und ihre Gestaltung kein Konsens in der Gesellschaft. Ungeachtet der 
mehrfach dokumentierten breiten Unterstützung für eine Neuausrichtung der 
Energiepolitik ist dieser Prozess in seinen Details umstritten. Standortent-
scheidungen gehören zu denjenigen Themen, die besonders starke Kontrover-
sen auslösen (Devine-Wright 2014; Messinger-Zimmer und Zilles 2016; Hoeft, 
Messinger-Zimmer und Zilles 2017). Darüber hinaus variiert die Aufgeschlos-
senheit der lokalen Führungsgruppen für eine breitere Einbindung der Bürger 
in lokale Entscheidungsprozesse (ausführlich: Gabriel und Kersting 2014). 
Diese Überlegungen machen es sinnvoll, nicht nur das Angebot an Partizipati-
onsmöglichkeiten und das Ausmaß der Mitwirkung an der Gestaltung der  
Energiewende zu beleuchten, sondern einen Blick darauf zu werfen, wie die 
Öffentlichkeit die Qualität der regionalen und lokalen Partizipationsangebote 
bewertet. Analog zu den vorigen Abschnitten beschränken sich die folgenden 
Ausführungen auf die Befragten, in deren Wohnortgemeinden bzw. Regionen 
Beteiligungsprozesse durchgeführt wurden. 

Gemäß der in der empirischen Partizipationsforschung vorherrschenden 
Sicht politischer Beteiligung als Instrument (erfolgreicher) Einflussnahme auf 
politische Entscheidungen bemisst sich die Qualität von Beteiligungsverfahren 
nicht zuletzt an den mit ihnen verbundenen Chancen zur politischen Einfluss-
nahme. Diese hängen ihrerseits mit bestimmten Merkmalen des politischen 
Prozesses, z.B. seiner Offenheit und Transparenz, seiner Inklusivität, der Qua-
lität von Debatten usw. zusammen (Geissel und Newton 2012; Smith 2009; 
Goldschmidt, Selke und Renn 2014; Kubicek, Lippa und Koop 2011). Im Ver-
gleich mit anderen Aspekten politischer Beteiligung liegen über die Partizipa-
tionserfahrungen der Öffentlichkeit nur wenige brauchbare empirische Daten 
vor, jedenfalls soweit es um Ergebnisse bundesweit repräsentativer Studie 
geht (Studien einzelner Gemeinden bzw. Verfahren: Ewen u.a. 2013; Faas und 
Huesmann 2017; Gabriel und Kersting 2014; Goldschmidt, Selke und Renn 
2014). Eine von der Bertelsmann Stiftung im Jahr 2013 durchgeführte Gemein-
destudie enthielt eine allgemein gehaltene Frage nach der Bewertung des Er-
folges der Teilnahme an direktdemokratischen, deliberativen und für die re-
präsentative Demokratie typischen Verfahren. Dabei stellte sich heraus, dass 
die Teilnehmer ihr Engagement eher als erfolgreich denn als erfolglos einstuf-
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ten und dass diese Bewertung einen relativ starken Einfluss auf die Bereit-
schaft zu einem erneuten politischen Engagement ausübte (Gabriel und 
Kersting 2014: 57 ff.). 

Da Aussagen über die Bewertung von Beteiligungsprozessen nur dann 
sinnvoll sind, wenn sie auf entsprechenden Erfahrungen basieren, berichten 
die folgenden Ausführungen ausschließlich über die Einstellungen der Bürger 
in den Standortgemeinden von Windenergieanlagen, die im Kontext der Stan-
dortentscheidungen tatsächlich Beteiligungsverfahren durchgeführt haben. 
Die Bewertungen betreffen die wichtigsten, in der einschlägigen Literatur dis-
kutierten Qualitätsstandards partizipativer Verfahren, zum Beispiel die Trans-
parenz der Verfahren, die Berücksichtigung von Bürgerinteressen, die für das 
Verfahren verfügbare Zeit usw. (vgl. Abbildung 6). Um die als Problem bei der 
Einstellungsmessung bekannte Ja-Sage-Tendenz der Befragten abzuschwä-
chen, wurde den Befragten eine annähernd gleiche Zahl positiv und negativ 
formulierter Items vorgegeben. Die Daten in Abbildung 6 geben positive Be-
wertungen der elf Merkmale des Beteiligungsprozesses wieder, also eine Zu-
stimmung zu positiv formulierten Aussagen und eine Ablehnung negativer 
Aussagen. 

Auch wenn die Bevölkerung der hier untersuchten Gemeinden einzelne 
Charakteristika des Beteiligungsprozesses unterschiedlich bewertet, zieht sie 
in der Summe eine positive Bilanz. Besonders positiv schätzen die Befragten 
die Offenheit und Transparenz der durchgeführten Beteiligungsverfahren ein. 
Sie sehen auch die Interessen der Bürgerschaft in den Verfahren angemessen 
berücksichtigt. Die Qualität der bereitgestellten Informationen, die Sachlich-
keit der Diskussionen, die gleichberechtigte und rechtzeitige Einbeziehung der 
Bürger, die Offenheit beim Austausch von Argumenten, die verfügbare Zeit 
und die Aufgeschlossenheit gegenüber den Bürgern werden annähernd gleich  
gut bewertet. Demgegenüber stehen die Befragten der Umsetzung des wich-
tigsten Anliegens von politischer Beteiligung, der (erfolgreichen) Einfluss-
nahme auf den politischen Output, zwar mehrheitlich positiv gegenüber, arti-
kulieren hier aber deutlich skeptischere Bewertungen als bei den anderen Pro-
zessmerkmalen. 
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Abbildung 6: Bewertung einzelner Charakteristika der Entscheidungspro-
zesse über die Standorte von Anlagen zur Erzeugung erneu-
erbarer Energien in deutschen Gemeinden, 2015 

 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Werte für die Standortgemeinden von 
EE-Anlagen, in denen Beteiligungsverfahren stattfanden (N 2650). 
Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Mittelwert der Angaben auf einer Skala von 0 (sehr negative Bewer-
tung) bis 6 (sehr positive Bewertung),  

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: „Jetzt möchten wir gerne von Ihnen erfahren, wie Sie 
das Verfahren bei der Planung und Errichtung der Anlagen für erneuerbare Energien in ih-
rer Gemeinde oder Region bewerten? Bitte verwenden Sie für alle folgenden Aussagen die 
Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass Sie dieser Aussage voll und ganz zustimmen, 7 bedeutet, 
dass Sie diese Aussage strikt ablehnen. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr Urteil 
abstufen.“ Die Originalwerte wurden auf den Bereich 0 (sehr negativ) bis 6 (sehr positiv) 
rekodiert. „Das Verfahren war von Anfang bis Schluss offen und transparent (+), die Sorgen 
und Interessen der Bürger wurden berücksichtigt (+), die Bürger wurden nicht ausreichend 
informiert (-), die Diskussionen waren nicht sachlich genug (-), alle Betroffenen konnten bei 
der Entscheidung gleichberechtigt mitwirken (+), die Bürger wurden zu spät miteinbezogen 
(-), es gab keinen offenen Austausch aller Argumente (-), es war zu wenig Zeit, um sich 
einzubringen (-), die Bürger wurden von den Entscheidern als störend empfunden (-), die 
von den Bürgern entwickelten Lösungen haben eine maßgebliche Rolle bei der Entschei-
dung gespielt (+), die Bürger konnten selbst Lösungen entwickeln, wie die Umstellung ab-
laufen sollte (+).“ (-) Ablehnung indiziert positive Bewertung, (+) Zustimmung indiziert po-
sitive Bewertung. 

Die Bewertungen der einzelnen Prozessmerkmale streuen nicht stark und 
spiegeln eine vergleichsweise homogene Einstellungsstruktur wider. Dies un-
terstreichen auch die überwiegend starken Korrelationen zwischen den Be-
wertungen der einzelnen Prozessmerkmale. In einer Skalenanalyse erweisen 
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sich alle elf Items als relevant für die Messung der Einstellungen zur demokra-
tischen Qualität des Beteiligungsprozesses (Tabellarisch nicht ausgewiesen). 
Einzig die Aussagen über die Bedeutung des bürgerschaftlichen Engagements 
für die erarbeiteten Lösungen fallen etwas aus dem Gesamtmuster heraus. 
Dies ist dadurch bedingt, dass eine Zustimmung zu diesem Item die Beteili-
gung der Bürgerschaft an der Erarbeitung von Lösungen voraussetzt, was nach 
Einschätzung der Befragten aber nicht generell gegeben war.  

Alle diese Befunde stehen unter dem Vorbehalt einer sehr großen Zahl feh-
lender Angaben. Dies dürfte zum Teil durch fehlende Partizipationserfahrun-
gen und damit verbundene Wissenslücken, zum Teil aber auch durch das Des-
interesse eines großen Teils der Befragten  am Thema zu tun haben. Diese 
Sachverhalte haben nicht allein zur Folge, dass sich die Zahl der auswertbaren 
Fälle stark verringert, sondern sie begründen auch Zweifel an der Validität der 
Messung dieser Einstellungen. Aus diesen Gründen wird die Prozessbewer-
tung nicht in die folgenden Analysen der Bestimmungsfaktoren der politischen 
Einstellungen und Verhaltensformen im Kontext der Energiewende einbezo-
gen. Diese Entscheidung ist im Hinblick auf die Annahmen über die legitimi-
tätsstärkende Wirkung demokratischer Verfahren zwar zu bedauern, sie er-
scheint aber auch deshalb gerechtfertigt, weil sie sich in sämtlichen durchge-
führten Modellschätzungen nicht als relevante Bestimmungsfaktoren der uns 
interessierenden Einstellungen und Verhaltensweisen herausstellten. 

7.  Bestimmungsfaktoren der Bevölkerungseinstellungen zur 
Wichtigkeit der Energiewende  

Wie die bisher vorgestellten Ergebnisse zeigen, weisen nicht alle Bundesbür-
ger die gleichen Einstellungen zur Energiewende auf, sie engagieren sich in 
unterschiedlicher Form und in unterschiedlichem Ausmaß im Prozess der Ent-
scheidung über die Planung und Errichtung von Windenenergieanlagen, und 
sie beurteilen die demokratische Qualität dieser Entscheidungsprozesse un-
terschiedlich. Dabei handelt es sich keineswegs um ein Spezifikum der Ausei-
nandersetzung über die Energiepolitik und über die Notwendigkeit energiepo-
litischer Innovationen, sondern um ein typisches Erscheinungsbild fast aller 
Aspekte des Verhältnisses der Menschen zur Politik. Die auftretenden Unter-
schiede in den Einstellungen und Verhaltensweisen der Menschen stellen die 
empirische Forschung vor die Aufgabe, Erklärungen dieser Sachverhalte zu lie-
fern. Diesem Zweck dienen die in vielen Forschungsfeldern entstandenen Ein-
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stellungs- und Verhaltenstheorien, deren theoretische Fundierung und empi-
rische Leistungsfähigkeit jedoch von Untersuchungsfeld zu Untersuchungsfeld 
mehr oder weniger deutlich variiert. Während beispielsweise in der Partizipa-
tions- und in der Wahlverhaltensforschung etliche theoretisch stimmige, er-
klärungskräftige und einander ergänzende Theorien mittlerer Reichweite exis-
tieren (vgl. z.B. Dalton 2014; Gabriel, Faas und Maier 2020), liegen über an-
dere Aspekte der politischen Einstellungen und Verhaltensweisen weder von 
einer breiteren wissenschaftlichen Community anerkannte theoretische Kon-
zepte noch empirische Erkenntnisse über deren Bewährungsgrad vor. Abge-
sehen von den Einstellungen zum Wohlfahrtsstaat und zur Außen- und Sicher-
heitspolitik gilt dies nicht zuletzt für das breite Feld der Policy-Orientierungen 
(Trüdinger 2020) und damit auch für die Einstellungen zur Energiewende. 
Auch wenn zu diesem Thema etliche Studien vorliegen, basieren sie nicht auf 
einer in der Profession allgemein anerkannten theoretischen Grundlage. Eine 
ähnliche Feststellung betrifft die Bewertung politischer Planungs- und Ent-
scheidungsprozesse. Soweit sie empirisch untersucht wurden, liefern sie vor-
wiegend Informationen beschreibender Art.   

In den folgenden Abschnitten gehen wir der Frage nach, welche Faktoren 
die Einstellungen zur Bedeutsamkeit der Energiewende beeinflussen. Zu-
nächst beschreiben wir die Verteilungen dieser Einstellungen in bestimmten 
Populationen. Einige der analysierten Unterscheidungsmerkmale, zum Bei-
spiel die Art der Parteibindung, das politische Interesse und die Zufriedenheit 
mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland, gehören zu den allge-
meinen Determinanten politischer Orientierungen und Verhaltensweisen. An-
dere Größen, wie die Betroffenheit durch Anlagen zur Erzeugung alternativer 
Energien, ergeben sich aus Besonderheiten des hier untersuchten Politikfel-
des. In einem zweiten Schritt versuchen wir, ein auf den Ergebnissen der biva-
riaten Analysen aufbauendes integriertes Modell zur Erklärung der Einstellun-
gen zur Energiewende zu entwickeln und zu testen. Wie in den Sozialwissen-
schaften üblich, eignen sich derartige Analysen nicht zu einem eindeutigen 
Nachweis von Ursache-Wirkungsbeziehungen. Was als unabhängige und was 
als abhängige Variable behandelt wird, ergibt sich meist nicht aus der Natur 
der Sache, sondern aus dem unsere Analyse leitenden Erkenntnisinteresse. 
Dieser Sachverhalt ist auch dafür maßgeblich, dass der Status einzelner Vari-
ablen in unseren Erklärungsmodellen wechselt und dass bestimmte Größen in 
einigen Analysen als abhängige und in anderen Analysen als unabhängige Va-
riablen fungieren. 
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7.1  Demografische Hintergrundfaktoren der Einstellungen  
zur Energiewende 

In Deutschland gehört die Energiewende aktuell zu den wichtigsten Themen 
auf der politischen Agenda. Nur elf Prozent der in unserer Gemeindestudie 
befragten Personen stuften sie als ganz unwichtig oder eher unwichtig ein. 
Dieser Gruppe standen 58 Prozent Befragte gegenüber, die in ihr ein wichtiges 
oder sehr wichtiges Anliegen sahen. Ungeachtet des durch diese Daten doku-
mentierten hohen Stellenwertes, den eine breite Mehrheit der Bundesbürger 
der Neuausrichtung der Energiepolitik zuweist, existiert eine relativ starke 
Minderheit, die das Thema nicht für besonders bedeutsam hält oder ihm in-
different gegenübersteht. Zwar zielte die zur Messung dieser Einstellung ein-
gesetzte Frage ihrem Wortlaut nach nicht explizit auf die Unterstützung der 
Energiewende. Da die Salienz dieses Themas jedoch positiv mit dem Votum 
für eine verstärkte Nutzung regenerativer Energien zusammenhängt, kann 
man die Antwortmuster zugleich als Ausdruck einer Unterstützung für eine 
Neuausrichtung der Energiepolitik sehen.  

Nach den in Tabelle 12 enthaltenen Daten unterscheidet sich die Einschät-
zung der Bedeutsamkeit der Energiewende in einzelnen demografischen 
Gruppen nur graduell, in der prinzipiellen Ausrichtung der Einstellungen sind 
keine großen Unterschiede zwischen verschiedenen sozialen Gruppen erkenn-
bar. Die Mehrheit der Männer wie der Frauen, der alten und der jungen sowie 
der formal gut gebildeten und der weniger gut gebildeten Bundesbürger hält 
die Energiewende eher für eine wichtige als für eine unwichtige politische 
Frage und unterstützt sie implizit. Sämtliche Gruppenmittelwerte indizieren 
eine neutrale bis leicht positive Einstellung zur Neuausrichtung der Energie-
politik. Einige Gruppen weichen von diesem Muster ab: Im Vergleich mit den 
anderen Gruppen schätzen Personen mit einem niedrigen formalen Bildungs-
abschluss (2,56) und ältere Menschen (2,59) die Energiewende als weniger 
dringlich ein. Die formal gut Gebildeten (2,92) und die 60 bis 64jährigen (2,86) 
bilden die Gegengruppe. Frauen und Männer unterscheiden sich in ihren Ein-
stellungen zur Notwendigkeit der Energiewende praktisch nicht. 

In einer simultanen Betrachtung des Einflusses aller genannten demogra-
fischen Faktoren erweist sich nur das Bildungsniveau der Befragten als statis-
tisch signifikant. Um die Effektstärken der einzelnen Prädiktoren direkt mitei-
nander vergleichen zu können, haben wir die Werte aller abhängigen und un-
abhängigen Variablen auf einen Bereich von 0 bis 1 rekodiert. Bei der Messung 
der Einstellungen zur Energiewende repräsentiert der Wert 0 ihre Einschät-
zung als völlig unwichtig für die Bevölkerung. Der Wert 1 wird dagegen dann 
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indiziert, wenn alle Befragten dieses Anliegens als sehr wichtig einstufen. Die 
Skalenmitte von 0,5 indiziert eine neutrale oder ambivalente Einstellung sämt-
licher Befragten oder gleich große Gruppen von Befürworter und Gegnern bei 
einem beliebigen Anteil Neutraler. Wenn man das Lebensalter und das Ge-
schlecht der Befragten konstant hält, weisen die Personen mit einem pri-
mären Bildungsabschluss der Energiewende auf dieser Skala einen Wert von 
0,64 zu und stufen sie damit als eher wichtig ein. In der Befragtengruppe mit 
tertiärem Bildungsabschluss liegt dieser Wert bei 0,78 Punkten (A: 0,64 + B: 
0,14) und kommt damit einer durchschnittlichen Einstufung der Energie-
wende als sehr wichtig relativ nahe.  
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Tabelle 12: Demografische Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zur Be-
deutsamkeit der Energiewende in deutschen Gemeinden, 2015 

 
 

MW SD N Eta B beta 

Geschlecht 
Weiblich 2,74  1,08 2228 

,02n.s. -,02c -,03 
Männlich 2,69 1,04 2187 

Alter, kategorisiert 

18 – 29 2,69 1,10 623 

,09a ,01n. s ,02 

30 – 39 2,71 0,97 583 

40 – 49 2,79 1,00 816 

50 – 59 2,79 1,03 888 

60 – 64 2,86 1,03 362 

65 Jahre u. ä.  2,59 1,14 1125 

Bildung, kategori-
siert 

Niedrig 2,56 1,12 1951 

,14a ,10a.  ,14a Mittel 2,78 ,99 1455 

Hoch 2,92 1,00 1010 

Konstante     0,64a 

R2 
korrigiert     ,02a 

gültige N     4397 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Die Daten sind demografisch gewichtet.  

Erläuterung: Angaben: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (gar keine Bedeutung) bis 4 (sehr 
große Bedeutung), Standardabweichungen, bivariate Assoziationsmaße (eta) sowie  un-
standardisierte und standardisierte Regressionskoeffizienten. Signifikanzniveau der F-Tests 
des Mittelwertvergleichs und der T-Tests der Regressionsanalysen: a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p 
≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Um den Vergleich der Effekte zu erleichtern, wurden in den Regressionsanalysen alle 
Variablen – bei Wahrung gleicher Abstände zwischen den Merkmalsausprägungen – auf 
einen Wertebereich von 0 bis 1 rekodiert. 

Fragewortlaut und Antwortvorgaben: Wichtigkeit der Energiewende wie in Tabelle 1. Bil-
dungsniveau: niedrig: Keine abgeschlossene Schulausbildung oder maximal Hauptschulab-
schluss oder polytechnische Oberschule mit Abschluss 8.oder 9. Klasse, mittel: Mittelschule 
oder polytechnische Oberschule mit Abschluss 10. Klasse, hoch: Fachhochschulreife oder 
Abitur oder erweiterte Oberschule.  

Dennoch tragen die hier untersuchten demografischen Faktoren in ihrer 
Summe nur sehr wenig zur Erklärung der Einstellungen zur Dringlichkeit der 
Energiewende bei. In ihrer Einschätzung dieses Anliegens stimmen die wich-
tigsten gesellschaftlichen Gruppen weitgehend miteinander überein. Wie die 
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in der repräsentativen Bevölkerungsbefragung erhobenen Einstellungen zur 
künftigen Nutzung von Wind, Sonne, Kohle und Atomkraft als künftigen Ener-
giequellen zeigen, kann man mit guten Gründen von einem energiepolitischen 
Konsens zwischen den Geschlechtern, Altersgruppen und Bildungsschichten 
sprechen. Jeder dieser Gruppen votiert durchweg mit großer Deutlichkeit für 
einen Ausbau der Wind- und der Solarenergie und für ein Zurückfahren der 
Nutzung der Kohle und der Kernkraft. Statistisch signifikante Unterschiede 
zwischen den von einzelnen Gruppen gewünschten Nutzungsmustern beste-
hen nur ausnahmsweise, und dort, wo sie auftreten, stellen sie sich als 
schwach und substanziell nicht interpretierbar heraus (tabellarisch nicht aus-
gewiesen). 

7.2  Allgemeine politische Einstellungen als Bestimmungsfaktoren der 
Einstellungen zur Energiewende 

Neben den demografischen Größen gibt es in der politikwissenschaftlichen 
Einstellungs- und Verhaltensforschung eine Reihe von Standardvariablen, die 
sich in vielen Analysen bei der Erklärung verschiedener Aspekte des Verhält-
nisses der Bevölkerung zur Politik bewährt haben. Im Interesse der Anschluss-
fähigkeit unserer Untersuchung an die in der politikwissenschaftlichen Einstel-
lungs- und Verhaltensforschung geführten Debatten über die Bestimmungs-
faktoren politischer Orientierungen und Verhaltensweisen wurden einige die-
ser Größen in unseren Umfragen erhoben. Hierbei handelt es sich um Indika-
toren des kognitiven Engagements der Bevölkerung (politisches Interesse, po-
litisches Wissen), ihrer Zufriedenheit mit den vorherrschenden politischen Be-
dingungen (Demokratiezufriedenheit), ihrer politischen Wertorientierungen 
(Materialismus-Postmaterialismus) und um ihre Bindung an politische Par-
teien. Über den Einfluss dieser Merkmale auf die Einstellung zur Bedeutsam-
keit der Energiewende liegen in der einschlägigen Literatur keine theoretisch 
fundierten Annahmen und kaum empirische Erkenntnisse vor. Drei Hypothe-
sen über die Wirkung politischer Einstellungen auf die Bewertung der Wich-
tigkeit der Energiewende erscheinen jedoch plausibel. Demnach dürften Per-
sonen mit postmaterialistischen Wertorientierungen und Anhänger ökologi-
scher und linker Parteien einer Neuausrichtung der Energiepolitik aufge-
schlossener gegenüberstehen als Materialisten und Anhänger liberaler, kon-
servativer sowie rechtspopulistischer Parteien. Die Relevanz der Wertorien-
tierungen für die Einstellungen zur Energiewende ergibt sich daraus, dass um-
weltpolitische Innovationen zu den Kernanliegen der von Postmaterialisten 
eingeforderten Neuen Politik gehören (Baker, Dalton und Hildebrandt 1981; 
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Dalton 2014: 104 ff.). Die Präferenz der Anhänger ökologischer Parteien für 
die Energiewende ist evident und bedarf keiner detaillierten Begründung. 
Dass Anhänger linker Parteien eine Neuausrichtung der Energiepolitik eben-
falls für bedeutsam halten, lässt sich auf die relativ große Affinität der Linken 
zum politischen und sozialen Wandel zurückführen (Fuchs und Klingemann 
1990). 

Etwas schwerer fällt die Formulierung plausibler Annahmen über den Ein-
fluss des kognitiven Engagements und der Demokratiezufriedenheit auf die 
Einstellungen zur Energiewende. In der Wohlfahrtsstaatsforschung gibt ge-
wisse Hinweise darauf, dass Befragte, die sich für Politik interessieren und 
über gewisse politische Kenntnisse verfügen, reformfreudiger sind als kognitiv 
wenig engagierte Menschen (Gabriel 2013b). Über die Beziehung zwischen 
der Demokratiezufriedenheit und der Einstellung zur Energiepolitik lassen sich 
keine inhaltlich überzeugenden Annahmen formulieren. Auf der einen Seite 
besteht die Möglichkeit, dass Menschen, die das existierende politische Sys-
tem unterstützen, Policy-Reformen eher akzeptieren oder befürworten als 
Systemkritiker (Gabriel 2013b; Trüdinger und Gabriel 2013). Auf der anderen 
Seite sprechen aber Argumente für die Überlegung, dass sich unzufriedene 
Menschen besonders nachdrücklich für einen Politikwechsel engagieren. Der 
Analyse dieser Zusammenhänge ist schließlich der Vorbehalt voranzustellen, 
dass es sich in keinem Fall um eindeutige Ursache-Wirkungsrelationen han-
delt. Die Behandlung der Einstellung zur Energiewende als abhängige Variable 
liegt keineswegs in der Natur der Sache, sondern sie ist durch unserer For-
schungsfrage bestimmt. 

Obgleich die genannten politischen Größen nur mäßig mit den Einstellun-
gen zur Dringlichkeit der Energiewende zusammenhängen, bestätigen die in 
Tabelle 13 wiedergegebenen Daten überwiegend die zuvor formulierten Hy-
pothesen. In den bivariaten und multivariaten Analysen erweisen sich das po-
litische Interesse, die Parteibindung und die Wertorientierungen als die wich-
tigsten Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zur Energiewende. Danach 
folgt das politische Wissen. Der Grad der Demokratiezufriedenheit schließlich 
hat den geringsten Einfluss darauf, ob Menschen die Energiewende als dring-
lich betrachten oder nicht. Alle hier untersuchten politischen Einflussfaktoren 
sind statistisch signifikant.   
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Tabelle 13: Politische Einstellungen als Bestimmungsfaktoren der Einstel-
lungen zur Bedeutsamkeit der Energiewende in deutschen Ge-
meinden, 2015 

  MW SD N Eta B Beta 

Materialismus-
Postmaterialismus 

Materialist 2,49 1,10 513 

,14a ,11a ,13 Mischtyp 2,70 1,04 2358 

Postmaterialist 2,95 1,04 948 

Parteineigung 

keine Partei  2,69 1,07 1237 

,15a 

  

CDU/CSU 2,69 ,99 1039 -,03c -,05 

SPD 2,77 ,98 647 -,01n. s.  -,02 

Bündnis 
90/Grüne 

3,00 1,11 319 
,04c ,04 

Die Linke 2,69 1,05 243 -,04c -,04 

FDP  2,40 1,10 164 -,11a -,08 

AfD  2,03 1,25 85 -,19a -,11 

andere 2,45 1,17 62   

Politisches Inte-
resse 

sehr gering 2,36 1,33 244 

,17a ,12a ,12 

gering 2,50 1,09 533 

teils-teils 2,67 1,00 1709 

groß 2,83 1,01 1248 

sehr groß 3,02 1,07 595 

Politisches Wissen  

keines  2,54 1,10 1466 

,12a ,05a ,08 mittleres 2,82 1,01 1646 

großes  2,78 1,06 1303 

Demokratiezufrie-
denheit 

sehr gering 2,73 1,21 316 

,07a ,05c 0,05 

gering 2,62 1,14 642 

teils-teils 2,70 1,04 1943 

groß 2,82 0,96 1092 

sehr groß 2,85 1,04 272 

Konstante     ,52a 

R2 
korrigiert     ,07a 

gültige N     3037 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (gar keine Bedeutung) bis 4 (sehr 
große Bedeutung), Standardabweichungen, bivariate Assoziationsmaße (eta) sowie  un-
standardisierte und standardisierte Regressionskoeffizienten. Signifikanzniveau der F-Tests 
des Mittelwertvergleichs und der T-Tests der Regressionsanalysen: a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p 
≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 
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Um den Vergleich der Effekte zu erleichtern, wurden in den Regressionsanalysen alle 
Variablen– bei Wahrung gleicher Abstände zwischen den Merkmalsausprägungen – auf ei-
nen Wertebereich von 0 bis 1 rekodiert. 

Fragewortlaute und Antwortvorgaben: Materialismus-Postmaterialismus: „Auch in der Po-
litik kann man nicht alles auf einmal haben. Auf dieser Liste finden Sie einige Ziele, die man 
in der Politik verfolgen kann. Wenn Sie zwischen diesen verschiedenen Zielen wählen müss-
ten, welches Ziel erschiene IHNEN PERSÖNLICH am wichtigsten? Und welches Ziel am 
zweitwichtigsten?“ (1) Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem Land (M), (2) 
Mehr Einfluss der Bürger auf Entscheidungen der Regierung (PM), (3) Kampf gegen die stei-
genden Preise (M), (4) Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung (PM). Und welches 
Ziel am zweitwichtigsten?“ Materialismus: Erste/zweite Präferenz für Items 1 und 3 Post-
materialismus: Erste/zweite Präferenz für Items 2 und 4, Mischtyp andere Kombinationen. 
Parteineigung: „Viele Leute neigen längere Zeit einer bestimmten politischen Partei zu, ob-
wohl Sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen? Neigen Sie, ganz 
allgemein gesprochen, einer bestimmten Partei zu und wenn ja, welcher? (1) Sie neigen 
keiner Partei zu (2) CDU/CSU (3) SPD (4) Bündnis 90/ Die Grünen (5) Die Linke (6) FDP (7) 
AfD (8) Andere: ALFA, Piraten andere Partei, und zwar:…(98) weiß nicht (99) keine Angabe.“ 
Diese Merkmalsausprägungen wurden in Dummy-Variablen transformiert (0/1). Politisches 
Interesse: „Interessieren Sie sich für Politik im Allgemeinen sehr stark (1), eher stark (0,75), 
mittelmäßig (0,5), weniger stark (0,25) oder überhaupt nicht (0)? (8) weiß nicht, (9) keine 
Angabe.“ Politisches Wissen: „Wie viel Prozent des Stroms soll entsprechend dem Erneu-
erbare-Energien-Gesetz bis 2050 aus erneuerbaren Energien stammen? Sind es (1) 30 Pro-
zent (falsch), (2) 50 Prozent (falsch), (3) 80 Prozent (richtig)? (8) weiß nicht, (9) keine An-
gabe.“ „Und ungefähr wie viel Prozent der Stromerzeugung stammen schon heute aus er-
neuerbaren Energien? Sind es (1) ungefähr 15 Prozent (falsch), (2) ungefähr 25 Prozent 
(richtig) (3) ungefähr 35 Prozent (falsch)? (8) weiß nicht, (9) keine Angabe. (0) Keine richtige 
Antwort, (0,5) eine richtige Antwort, (1) zwei richtige Antworten. Demokratiezufriedenheit: 
„Wie zufrieden sind Sie – alles in allem – mit der Art und Weise, wie die Demokratie in 
Deutschland funktioniert? Sind Sie da sehr zufrieden, eher zufrieden, teils zufrieden/teils 
unzufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufrieden?“ (1) sehr zufrieden (0,75) eher zu-
frieden (0,5) teils zufrieden/teils unzufrieden (0,25) eher unzufrieden (0) sehr unzufrieden 
(8) weiß nicht, (9) keine Angabe.  

Die Richtung des Einflusses entspricht ebenfalls in den meisten Fällen den Er-
wartungen. Die Befürwortung der Energiewende steigt mit dem politischen 
Interesse, sie ist bei Postmaterialisten, Grünen und SPD-Anhängern besonders 
stark, bei Materialisten, FDP-Anhängern und vor allem bei Sympathisanten 
der AfD besonders schwach. Personen mit wenig Wissen über die Energie-
wende unterstützen diese weniger als Personen mit einem größeren Wissen. 
Die Beziehung zwischen der Demokratiezufriedenheit und der Einstellung zur 
Energiewende fällt nicht allein schwach aus, sie lässt auch kein eindeutiges 
Muster erkennen. In den Einstellungen zur Energiewende zeigt sich eine poli-
tische Konfiguration, die – auch auf anderen Politikfeldern – das seit den 
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1970er Jahren zu beobachtende Aufkommen einer neuen politischen Konflik-
tachse indiziert. Sie trennt die Modernisierungsgewinner von den subjektiven 
Modernisierungsverlierern und wird im deutschen Parteiensystem vor allem 
durch den Gegensatz zwischen den GRÜNEN und der AfD repräsentiert (zu-
nächst Inglehart 1977, 1990; Klages 1984; aktuell: Kriesi u.a. 2012).  

Da die in die Schätzung einbezogenen Einflussgrößen miteinander zusam-
menhängen, verändern sich in der multivariaten Analyse einige der zuvor be-
schriebenen Muster. Dies betrifft in erster Linie den Einfluss der Parteibindun-
gen auf die Einstellungen zur Energiewende. In den multivariaten Analysen er-
weisen sich die betreffenden Zusammenhänge mit wenigen Ausnahmen als 
schwach (CDU-/CSU- und Linke-Präferenz) oder sogar als statistisch insignifi-
kant (Grüne, SPD). Erhalten bleibt jedoch der statistisch hoch signifikante ne-
gative Effekt einer AfD- und einer FDP-Präferenz auf die Einstufung der Ener-
giewende als dringliches politisches Anliegen. 

Nimmt man alle relevanten politischen Determinanten der Einstellung zur 
Wichtigkeit der Energiewende gemeinsam in den Blick, dann zeigen sich deut-
liche politische Unterschiede zwischen den Befürwortern und den Gegnern ei-
ner Neuausrichtung der Energiepolitik. Für Materialisten, politisch Desinteres-
sierte, Personen ohne Kenntnisse von Aspekten der Energiepolitik und mit 
dem Funktionieren der Demokratie Unzufriedene schätzt das Modell einen 
Wert von 0,52 auf der Skala zur Bewertung der Bedeutsamkeit der Energie-
wende. Dies entspricht einer neutralen oder ambivalenten Einstellung. Perso-
nen, die im Hinblick auf ihre politischen Wertorientierungen, ihre Demokra-
tiezufriedenheit und ihr Wissen, ihr politisches Interesse und ihre Präferenz 
für die Partei der Grünen dem Bevölkerungsdurchschnitt entsprechen, weisen 
der Energiewende eine geringfügig größere Bedeutung zu als der Durchschnitt 
der Befragten, stufen sie also neutral bis weniger wichtig ein (0,70). Eine Uni-
onspräferenz verringert diesen Wert um 0,03 Punkte. Bei einer Präferenz für 
die FDP ergibt sich ein Wert von 0,59 und bei einer AfD-Präferenz liegt er nur 
bei 0,51 und indiziert einen mäßigen Stellenwert der Energiewende. 

Die Gegengruppe bilden postmaterialistisch eingestellte Personen mit ei-
nem guten Wissen über energiepolitische Fragen, sehr großer Demokratiezu-
friedenheit, sehr stark ausgeprägtem politischen Interesse und einer Präfe-
renz für die Grünen. Für diese Gruppe schätzt das Modell den hohen Wert von 
0,89, was ein nahezu uneingeschränktes Votum für die Energiewende indi-
ziert. Ungeachtet der statistischen Signifikanz fast aller Schätzer bleibt die Er-
klärungskraft des Gesamtmodells mit einem Anteil von sechs Prozent gebun-
dener Varianz in den Einstellungen zur Energiewende bescheiden.   
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7.3  Betroffenheit und Nutzenerwartungen als Bestimmungsfaktoren der 
Einstellungen zur Energiewende 

Während sich die in einzelnen gesellschaftlichen Gruppen vorhandenen Ein-
stellungen zur Bedeutsamkeit der Energiewende nur wenig voneinander un-
terscheiden, übt die subjektive Betroffenheit durch Windenergieanlagen ei-
nen ähnlich starken Einfluss auf diese Einstellungen aus wie die zuvor unter-
suchten politischen Präferenzen und Neigungen. Als Indikatoren der objekti-
ven Betroffenheit wurden zwei Größen benutzt: die Leistungskraft der vor Ort 
installierten Windenergieanlagen (vgl. dazu Abschnitt 2) und das Wohneigen-
tum der Befragten, da sich dessen Wert sich durch den Betrieb von Windener-
gieanlagen verringern kann. Zusätzlich wurden die Effekte von zwei Maßen 
der subjektiven Betroffenheit untersucht, die Wahrnehmung der Zahl der vor-
handenen Anlagen und ihres Abstand von der Wohnung der Befragten sowie 
das Sehen und das Hören der Anlage und das Beschattet Werden der Woh-
nung durch diese Anlagen. Diese Einstellungen wurden jeweils durch einen 
aus zwei bzw. drei Einzelindikatoren gebildeten Index gemessen. Drei weitere 
Indikatoren beziehen sich auf die durch die Windenergieanlagen für die Be-
fragten, ihre Wohngemeinde sowie betroffene Nachbargemeinden generier-
ten Vor- und Nachteile (genauere Angaben in Abschnitt 5). Diese Analysen 
sind nur für Befragte aus solchen Gemeinden sinnvoll, in denen bzw. in deren 
Umfeld Anlagen zur Erzeugung alternativer Energie vorhanden sind. 

In den bivariaten Analysen erweisen sich alle zuvor genannten Merkmale 
als bedeutsam für die Einstellungen der Bundesbürger zur Wichtigkeit der 
Energiewende. Von Windenergieanlagen stark Betroffene stufen die Energie-
wende im Vergleich mit mäßig oder gering betroffenen als wichtiger ein, 
Wohneigentümer weisen ihr einen etwas höheren Stellenwert zu als Nichtei-
gentümer. Mit der Erwartung eines individuellen oder kollektiven Nutzens aus 
dem Bau und Betrieb von Windenergieanlagen steigt der Stellenwert, den 
Menschen der Energiewende zuweisen. Diese Zusammenhänge treten nicht 
überraschend auf. Unerwartet ist allerdings der schwache und wenig syste-
matische Zusammenhang zwischen der Einstellung zur Energiewende und den 
Indikatoren subjektiver Betroffenheit.  Weder die wahrgenommene Präsenz 
von Anlagen noch die durch sie ausgelöste Beeinträchtigung steht in einem 
klar erkennbaren Zusammenhang mit der Einstellung zur Dringlichkeit der 
Energiewende. Dies ist möglicherweise darauf zurückzuführen, dass die vor 
Ort existierenden objektiven Bedingungen die subjektiven Wahrnehmungen 
prägen und dass bei einer simultanen Betrachtung aller dieser Größen der Ein-
fluss subjektiver Faktoren zurückgedrängt wird.  
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Tabelle 14: Objektive und subjektive Betroffenheit als Bestimmungsfakto-
ren der Einstellungen zur Bedeutsamkeit der Energiewende in 
deutschen Gemeinden, 2015 

  MW SD N Eta B Beta 

Objektive Betrof-
fenheit 

gering 2,65 1,04 2678 
,19a ,11a ,16 mittel 2,65 1,11 843 

groß 3,20 ,95 629 

Wohneigentum 
nein 2,65 1,05 1542 

,06c ,02n. s.. ,03 
ja 2,78 1,07 2553 

Zahl/Abstand WEA 

keine  2,71 1,00 581 

,09a ,03 n. s. ,04 
wenige 2,65 1,03 828 
einige 2,73 1,07 782 
viele 2,81 1,08 748 
sehr viele 2,92 1,09 748 

Beeinträchtigung 
durch WEA (optisch, 
akustisch) 

nein 2,69 1,04 2177 

,06a ,03n. s.  ,03 
wenig 2,77 1,05 1239 
stark 2,89 1,10 468 
sehr stark 2,80 1,24 110 

Vorteile aus WEA 
für Befragte 

große Nachteile 2,45 1,34 122 

,16a ,23a ,17 
Nachteile 2,44 1,22 287 
neutral 2,69 1,03 2404 
Vorteile 2,92 ,96 741 
große Vorteile 3,19 ,94 225 

Vorteile aus WEA 
für Gemeinde 

große Nachteile 2,66 1,09 87 

,15a ,09b ,06 
Nachteile 2,59 1,17 301 
neutral 2,66 1,07 2239 
Vorteile 2,94 ,93 918 
große Vorteile 3,16 ,97 199 

Vorteile aus WEA 
für andere Gemein-
den 

große Nachteile 2,59 1,28 79 

,07c ,02n. s. ,01 
Nachteile 2,65 1,13 369 
neutral 2,72 1,04 2091 
Vorteile 2,79 1,02 883 
große Vorteile 2,98 1,01 238 

Konstante     ,45a 

R2 
korrigiert     ,07a 

Gültige N     2881 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Befragte mit EE-Anlagen in Gemeinde 
oder Nachbargemeinde (N 4234). Die Daten sind demografisch ge-
wichtet. 

Erläuterung: Angaben: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (gar keine Bedeutung) bis 4 (sehr 
große Bedeutung), Standardabweichungen, bivariate Assoziationsmaße (eta) sowie un-
standardisierte und standardisierte Regressionskoeffizienten. Signifikanzniveau der F-Tests 
des Mittelwertvergleichs und der T-Tests der Regressionsanalysen: a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p 
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≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. Um den Vergleich der Effekte zu erleichtern, wurden in den Regressions-
analysen alle Variablen– bei Wahrung gleicher Abstände zwischen den Merkmalsausprä-
gungen – auf einen Wertebereich von 0 bis 1 rekodiert. 

Fragewortlaute und Antwortvorgaben: Nutzenbewertung wie in Tabelle 7. Objektive Be-
troffenheit: siehe Abschnitt 2. Wohneigentum:  „Wohnen Sie derzeit zur Miete oder in Ih-
rem Eigentum?“(0) zur Miete (1) in Ihrem Eigentum. Zahl und Abstand WEA: „Wie viele 
Windräder werden in Ihrer Gemeinde oder Ihren Nachbargemeinden betrieben? Bitte 
schätzen Sie die Anzahl. Sind es…?“ (0) Keine (1) 1 bis 5 (2) 6 bis 10 (3) 11 bis 20 (4) Über 
20. „Bitte schätzen Sie die Entfernung von Ihrer Wohnung oder Ihrem Haus zu den nächsten 
Windrädern in Metern?“ Ca… m. „Wie viele Windräder sehen Sie von Ihrer Wohnung oder 
Ihrem Haus aus? Wenn Sie es nicht genau wissen, bitte schätzen Sie.“ (0) Keine (1) 1 bis 5 
(2) 6 bis 10 (3) 11 bis 20 (4) Über 20.“ Zum Zweck der Indexbildung wurden alle Werte auf 
den Bereich 0 bis 1 rekodiert und die Summe durch die Zahl der einbezogenen Items divi-
diert. Die Summenwerte wurden auf der Basis von Quintilen zu Gruppen zusammengefasst. 
Beeinträchtigung: „Welche der folgenden Aussagen treffen auf Sie zu?“ (Mehrfachantwor-
ten möglich) (1) Sie sehen die Windräder von zuhause aus (1) ja (0) nein (2). Sie hören die 
Windräder von zuhause aus (1) ja (0) nein (3). Ihre Wohnung bzw. Ihr Haus wird von den 
Windrädern beschattet (1) ja (0) nein.“ Zum Zweck der Indexbildung wurden die Werte ad-
diert und die Summe durch die Zahl der Items dividiert. 

Für diese Annahme spricht auch der Umstand, dass sich die Indikatoren sub-
jektiver Betroffenheit in der multivariaten Analyse nicht länger als statistisch 
signifikante Schätzer der Einstellung zur Energiewende erweisen. Dies gilt 
auch für das Wohneigentum und für den erwarteten Nutzen für die Bewohner 
von Umlandgemeinden. Bei einer Kontrolle sämtlicher mit der Betroffenheit 
verbundener Einstellungen spielen die objektive Leistungskraft der vor Ort be-
triebenen Anlagen und die individuellen Nutzenerwartungen die weitaus 
größte Rolle für die Einstellung zur Dringlichkeit der Energiewende. 

Die Erwartung eines individuell zurechenbaren Vorteils durch den Bau und 
Betrieb der Anlagen, die Hoffnung auf einen vergleichbaren Vorteil für die ei-
gene Wohngemeinde sowie die Leistungskraft der vor Ort vorhandenen Anla-
gen üben zusammengenommen einen relativ großen Einfluss darauf aus, ob 
die Befragten die Energiewende für wichtig oder für eher unwichtig halten. 
Für die in einer Gemeinde mit leistungsstarken Windenergieanlagen lebenden 
Personen, die für sich und für die eigene Wohngemeinde einen Vorteil durch 
den Bau und Betrieb dieser Anlagen erwarten, schätzt das Modell auf der be-
kannten, von 0 (ganz unwichtig) bis 1 (sehr wichtig) reichenden Skala einen 
Wert von 0,88 in der Einstellung zur Wichtigkeit der Energiewende. Substan-
tiell betrachtet bedeutet dies, dass die betreffenden Personen die Energie-
wende als sehr wichtig einschätzen. Beim Fehlen dieser drei Merkmale ist der 
durch das Modell durchschnittlich geschätzte Wert nur halb so hoch (0,45). 
Eine durchschnittliche Ausprägung dieser drei Schätzer führt zu einem Effekt 
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(0,66), der dem empirisch gemessenen Bevölkerungsmittelwert in der Einstel-
lung zur Energiewende (0,69) sehr nahe kommt. Diese Schätzergebnisse deu-
ten auf eine mit dem Grad der Betroffenheit qualitativ unterschiedliche Ein-
stufung der Wichtigkeit der Energiewende hin. Bei geringer Betroffenheit und 
entsprechenden Nutzenerwartungen herrschen tendenziell neutrale Ein-
schätzungen vor, hohe Betroffenheit führt in Verbindung mit der Erwartung 
eines Nutzens für sich und die Wohngemeinde dazu, dass die Menschen eine 
Neuausrichtung der Energiepolitik als sehr wichtig bewerten. Die Erklärungs-
leistung des Modells fällt bei einem gebundenen Varianzanteil von lediglich 
sieben Prozent enttäuschend aus. Die geringe Erklärungskraft einzelner Vari-
ablen ist auf inhaltliche Schnittmengen mit anderen Schätzgrößen zurückzu-
führen.   

7.4  Der Einfluss der wahrgenommenen Charakteristika des 
Entscheidungsprozesses  

Aus politikwissenschaftlicher Sicht verdient die Beschäftigung mit der Frage, 
wie die Öffentlichkeit den energiepolitischen Entscheidungsprozesses bewer-
tet und wie sich dies auf die Einstellung der Öffentlichkeit zur Dringlichkeit der 
Energiewende auswirkt, mindestens so große Aufmerksamkeit wie die Be-
schäftigung mit der materiellem Dimension der Energiewende. Die starke Aus-
differenzierung der Disziplin und ihre verstärkte Hinwendung zur Policy-For-
schung haben die Aussage von Lasswell und Kaplan (1950: XIV), die Kernauf-
gabe der Politikwissenschaft bestehe in der Analyse von Prozessen der Macht-
ausübung und -verteilung zwar relativiert, aber keineswegs obsolet gemacht.   

Entgegen dem Votum von Lasswell und Kaplan gehört die Analyse der 
Machtverteilung und  -ausübung ebenso wenig zu den Standardthemen der 
politikwissenschaftlichen Einstellungsforschung wie das Studium der Akzep-
tanz von Inhalt und Zustandekommen politischer Einstellungen. Wenn man 
sich die mitunter heftigen Kontroversen bei Entscheidungen über die Stand-
orte von Infrastruktureinrichtungen vor Augen führt, wäre eine genauere 
Durchleuchtung der Einstellungen zu diesen Prozessen nicht zuletzt im Hin-
blick auf das praktische Ziel eines Akzeptanzgewinns von großem Interesse. 
Die wenigen auf diesem Themenfeld vorliegenden Studien (vgl. die Hinweise 
weiter oben) liefern weder allgemeine Annahmen über die für die Einstellun-
gen der Bevölkerung zu politischen Entscheidungsprozessen maßgeblichen 
Faktoren noch über Zusammenhänge zwischen den politics- und den policy-
Aspekten der Energiewende. Aus diesen Gründen dienen die folgenden Aus-
führungen der Sondierung eines vergleichsweise neuen Forschungsfeldes, 
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aber nicht der Überprüfung durch die empirische Forschung mehr oder min-
der gut bestätigter Hypothesen.  

Entsprechende empirische Analysen können allerdings an eine mit den Na-
men Luhmanns (1983) und Scharpfs (1997) verbundene theoretische For-
schungstradition anknüpfen, die fairen und sachgerechten Entscheidungsver-
fahren eine positive Wirkung auf die Akzeptanz politischer Entscheidungen zu-
schreibt. Nach den in der Diskussion über partizipative Reformen der moder-
nen Demokratien (vgl. die Hinweise weiter oben) formulierten Erwartungen 
leisten nicht zuletzt die Partizipationsangebote der Politik an die Bürgerschaft 
und deren Nutzung durch die interessierten und betroffenen Teile der Öffent-
lichkeit einen wichtigen Beitrag zur Akzeptanz inhaltlich kontroverser Ent-
scheidungen. Demnach müsste die Unterstützung der Energiewende steigen, 
wenn die Bevölkerung wahrnimmt, dass die Politik sie angemessen am Ent-
scheidungsprozess beteiligt, wenn sich die Bevölkerung über die mit diesen 
Innovationen verbundenen Probleme informieren kann und sie diskutiert und 
wenn die Beteiligungsangebote Abnehmer finden. Auf Grund der bereits er-
wähnten Zweifel an der Validität der Messung müssen weitere interessante 
Prozessaspekte wie die Einflussverteilung zwischen relevanten Akteuren und 
die Bewertung der demokratischen Qualität der Beteiligungsprozesse leider 
außerhalb der Betrachtung bleiben.  

Bei den wahrgenommenen Beteiligungsangeboten und deren Nutzung 
handelt es sich überwiegend um wichtige Prädiktoren der Einstellungen zur 
Wichtigkeit der Energiewende. Je breiter das von den Bürgern wahrgenom-
mene Partizipationsangebot vor Ort ausfällt und je stärker sie sich im Kontext 
der Energiewende politisch engagieren, desto nachdrücklicher unterstützen 
sie dieses Ziel. Allerdings ist die Annahme, dass die Einstellung zur Bedeutsam-
keit der Energiewende Menschen zum politischen Engagement veranlasst, 
mindestens ebenso plausibel.  

Die noch in der bivariaten Analyse erkennbaren Einflüsse des aktiven poli-
tischen Engagements verschwinden bei einer simultanen Berücksichtigung al-
ler prozessbezogenen Größen. Aktiv politisch Partizipierende weisen der Ener-
giewende die gleiche Dringlichkeit zu wies ihre passiven Mitbürger. Dagegen 
zeigt sich ein deutlicher Einfluss der wahrgenommenen Partizipationsange-
bote, einer aktiven Einbindung in energiepolitische Kommunikationsprozesse 
und, mit deutlichen Abstrichen, der Stakeholder-Partizipation. Befragte, die 
ein bescheidenes Angebot an lokalen Partizipationsmöglichkeiten wahrneh-
men und die vorhandenen Informations- und Partizipationschancen nicht nut-
zen, stehen der Energiewende neutral oder ambivalent gegenüber (0,54). Im 
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Falle eines als breit wahrgenommenen Partizipationsangebotes und einer ak-
tiven Rolle im Prozess der politischen Kommunikation steigt dieser Wert deut-
lich an (0,87) und indiziert einen hohen Stellenwert der Energiewende auf der 
politischen Agenda. Für Personen mit einer durchschnittlichen Ausprägung al-
ler einbezogenen Variablen schätzt das Modell einen Wert von 0,69. Offenbar 
fördern eine aktive lokale Beteiligungspolitik und die Nutzung der damit ver-
bundenen Kommunikationsangebote durch die Bevölkerung die Einstufung 
der Energiewende als dringlich. Ungeachtet dieser deutlichen Unterschiede in 
der Bewertung der Energiewende in verschiedenen Gruppen erklärt das 
Schätzmodell die Unterstützung der Energiewende nur geringfügig besser als 
die zuvor präsentierten Analysemodelle und bleibt damit in seiner Erklärungs-
leistung sehr begrenzt. 
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Tabelle 15: Bewertung von Entscheidungsprozesscharakteristika als Be-
stimmungsfaktoren der Einstellungen zur Bedeutsamkeit der 
Energiewende in deutschen Gemeinden, 2015 

  MW SD N Eta B Beta 

 keine 2,50 1,10 721 

,21a ,19a ,17 Partizipationsange-
bote 

ein oder zwei 2,72 1,03 1561 

drei oder vier 2,98 0,94 828 

fünf und mehr 3,29 0,92 236 

Stakeholder 
nicht gemacht 2,65 1,03 3283 

,12a ,03b ,05 
gemacht 2,97 1,00 947 

Informationsbe-
schaffung 

nicht gemacht 2,40 1,11 1065 
,17a ,10a ,15 

gemacht 2,82 1,03 3259 

Einflussnahme 
nicht gemacht 2,62 1,06 2973 

,14a ,01n.s. ,02 
gemacht 2,94 1,07 1334 

Konstante     ,55a 

R2 
korrigiert     ,08a 

gültige N     3162 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Befragte mit EE-Anlagen in Gemeinde 
oder Nachbargemeinde (N 4234). Die Daten sind demografisch ge-
wichtet. 

Erläuterungen: Angaben: Mittelwerte auf einer Skala von 0 (gar keine Bedeutung) bis 4 
(sehr große Bedeutung), Standardabweichungen, bivariate Assoziationsmaße (eta) sowie  
unstandardisierte und standardisierte Regressionskoeffizienten. Signifikanzniveau der F-
Tests des Mittelwertvergleichs und der T-Tests der Regressionsanalysen: a p ≤ ,001, b p ≤ 
,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. Um den Vergleich der Effekte zu erleichtern, wurden in den Re-
gressionsanalysen alle Variablen– bei Wahrung gleicher Abstände zwischen den Merkmals-
ausprägungen – auf einen Wertebereich von 0 bis 1 rekodiert. 

Fragewortlaute und Antwortgaben: Partizipationsangebote wie in Abbildung 4. Aus den be-
treffenden Items wurde ein Summenindex gebildet. Die Werte wurden wegen der teilweise 
kleinen Fallzahlen entsprechend den Angaben in Tabelle 15 rekodiert. Beteiligung wie in 
Tabelle 11 und Abbildung 5.  
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7.5  Das Zusammenspiel der verschiedenen Einflussfaktoren auf die 
Einstellungen zur Energiewende  

Wie die bisher präsentierten Untersuchungsergebnisse zeigen, beeinflussen 
demografische Faktoren, allgemeine politische Einstellungen, die Betroffen-
heit von Windenergieanlagen und die bei der lokalen Implementation der 
Energiewende ablaufenden Beteiligungsprozesse die von den Befragten wahr-
genommene Wichtigkeit einer Neuausrichtung der Energiepolitik. Allerdings 
sind nicht alle unter diesen Sammelbegriffen zusammengefasste Größen 
gleichermaßen wichtig dafür, ob die Menschen die Energiewende als dringlich 
oder als weniger dringlich einstufen. Zudem wurden die vier Komplexe von 
Variablen, demografische Faktoren, die Betroffenheit von Windenergieanla-
gen, allgemeine politische Überzeugungen und die Rolle der Befragten im Pro-
zess der Entscheidung über die lokale Umsetzung der Energiewende, bisher 
nicht in ihrem Zusammenspiel betrachtet. Dies ist aber schon allein deshalb 
sinnvoll und notwendig, weil die vier Erklärungsansätze einander nicht aus-
schließen. Um abschließend zu klären, welche der bisher behandelten Einstel-
lungs- und Verhaltensvariablen sich in einer Gesamtbetrachtung als Determi-
nanten der Einstellungen zur Wichtigkeit der Energiewende erweisen, wurden 
diese Größen in ein einziges Erklärungsmodell integriert. Dieses soll diejenigen 
Größen identifizieren, die sich bei Kontrolle aller relevanten Randbedingun-
gen als die wichtigsten Determinanten eines Votums für eine Neuausrichtung 
der Energiepolitik erweisen. 

Dieses integrierte Modell wurde schrittweise entwickelt. Zunächst wurden 
sämtliche bisher berücksichtigten Variablen simultan in ein Schätzmodell ein-
bezogen. Wie auf der Basis der Ergebnisse der bivariaten Analysen zu erwar-
ten war, leisteten einige der in das erste Modell einbezogenen Variablen kei-
nen statistisch signifikanten Beitrag zur Erklärung der Einstellungen zur Ener-
giewende. Diese Größen wurden aus der weiteren Analyse ausgeschlossen, so 
dass im Endergebnis ein sparsames Modell identifiziert werden konnte. 

Im Vergleich mit den zuvor dargestellten Einzelmodellen weist dieses zehn 
Prädiktoren einschließende Modell eine deutlich bessere Erklärungsleistung 
auf und verringert die Streuung der abhängigen Variablen um 18 Prozent ge-
genüber den lediglich acht Prozent des leistungsfähigsten Einzelmodells. Von 
den demografischen Variablen behalten der Bildungsabschluss der Befragten 
und ihre Altersgruppenzugehörigkeit auch bei einer Kontrolle der Betroffen-
heit sowie allgemeiner und prozessspezifischer politischer Einstellungen und 
Verhaltensweisen einen leicht positiven Einfluss auf die Einstellungen zur Be-
deutsamkeit der Energiewende. Von den Indikatoren der Betroffenheit gehen 
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die Leistung der vor Ort installierten Windenergieanlagen (objektive Betrof-
fenheit) sowie die von den Befragten perzipierten persönlichen Vorteile dieser 
Anlagen in das endgültige Schätzmodell ein. Mit steigenden individuellen Vor-
teilserwartungen und objektiver Betroffenheit nimmt die der Energiewende 
zugeschriebene Bedeutsamkeit zu. Der Komplex der allgemeinen politischen 
Einstellungen ist durch die Variablen Materialismus-Postmaterialismus, politi-
sches Interesse sowie durch die Bindung an einzelne Parteien (FDP, Linke) im 
Gesamtmodell repräsentiert. Anhänger der Linken und der FDP halten die 
Energiewende für weniger dringlich als parteipolitisch ungebundene Men-
schen oder Personen mit anderen Parteiloyalitäten. Politisches Interesse und 
postmaterialistische Wertvorstellungen fördern die Sicht der Energiewende 
als dringlich. Von den Prozessvariablen fungieren lediglich die Wahrnehmung 
des Partizipationsangebots und die aktive Beschaffung von Informationen als 
Promotoren der subjektiven Bedeutsamkeit der Energiewende. 

Tabelle 16: Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zur Bedeutsamkeit der 
Energiewende in deutschen Gemeinden (Integriertes Modell), 
2015 

  B Beta 

Bildungsabschluss ,09a ,13 
Altersgruppe ,08a ,11 
Objektive Betroffenheit ,11a ,17 
Vorteile aus Windenergieanlagen für Befragte ,25a ,19 
Materialismus-Postmaterialismus ,08a ,09 
Politisches Interesse ,07c ,06 
Parteibindung LINKE -,04c -,06 
Parteibindung FDP -,10a -,08 
Partizipationsangebote ,14a ,12 
Politische Kommunikation ,10a ,14 

Konstante ,25a   
R2 angepasst ,18a  
Gültige N 2345  

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. Befragte mit EE-Anlagen in Gemeinde 
oder Nachbargemeinde (N 4234). Befragte mit EE-Anlagen in Ge-
meinde oder Nachbargemeinde (N 4234). Die Daten sind demogra-
fisch gewichtet. 

Angaben: Unstandardisierte und standardisierte Regressionskoeffizienten. Alle Variablen 
wurden – bei Wahrung gleicher Abstände zwischen den Merkmalsausprägungen – auf ei-
nen Wertebereich von 0 bis 1 rekodiert. 
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Bei einer Summierung sämtlicher Einflussfaktoren ergibt sich der folgende Ef-
fekt auf die Einstellung zur Dringlichkeit der Energiewende. Ältere Befragte 
mit einen tertiären Bildungsabschluss, die im Umfeld hoch leistungsfähiger 
und dicht platzierter Windenergieanlagen leben, für sich selbst Vorteile aus 
dem Bau und Betrieb solcher Anlagen erwarten, postmaterialistische Werte 
unterstützen, sich weder mit der Linkspartei noch mit der FDP identifizieren, 
politisch stark interessiert sind, ein breites Partizipationsangebot in ihrer Ge-
meinde oder Region wahrnehmen und die verfügbaren Informationen über 
die Windenergie aktiv und umfassend nutzen, halten die Energiewende für ein 
außerordentlich wichtiges Thema. Auf Grund der die Realität vereinfachenden 
Linearitätsannahme übersteigt der vom Modell geschätzte Wert dieser Ein-
stellung den höchstmöglichen empirischen Skalenwert von 1,0 (1,17). Bei der 
Interpretation der Ergebnisse kann man diesen statistischen Fehler allerdings 
vernachlässigen, denn  die wichtigste Erkenntnis liegt darin, dass Personen mit 
den oben genannten Merkmalen die Energiewende ohne jede Einschränkung 
als hochrangiges politisches Projekt einschränken. Der weitaus größte Einfluss 
auf diese Einstellung geht vom erwarteten Nutzen der Windenergieanlagen 
für die Befragten aus, gefolgt von der Einschätzung der lokalen Partizipations-
angebote. Bereits wenn nur diese beiden Merkmale den maximal möglichen 
Wert erreichen, steigt die der Energiewende zugeschriebene Bedeutsamkeit 
von 0,25 auf 0,64 Skalenpunkte. Dies bedeutet, dass die Nutzenerwartungen 
und die Perzeption regionaler Beteiligungsangebote die Einstellung zur Ener-
giewende qualitativ verändern. Sie wird von einem nachrangigen zu einem 
wichtigen politischen Thema. Kommt eine starke Betroffenheit durch Wind-
energieanlagen hinzu, dann steigt dieser Wert nochmals um 0,11 Skalen-
punkte auf 0,75 an.  

Eine dem Bevölkerungsmittelwert entsprechende Unterstützung der Ener-
giewende ergibt sich, wenn alle genannten Größen den statistischen Mittel-
wert aufweisen (0,72). Dagegen wird dieses Projekt unter den ungünstigsten 
Bedingungen, dem Fehlen aller oben genannten Antriebskräfte der Bedeut-
samkeit der Energiewende zu einem nachrangigen politischen Thema (0,25). 
Bindungen an die FDP oder die Linke verringern in der Gruppe der Skeptiker 
die Einstufung der Energiewende als wichtig nochmals auf 0,21 bzw. 0,18 Ska-
lenpunkte und bewirken, dass die Befragten die Energiewende unter sonst 
gleichen Bedingungen als unwichtig bis völlig unwichtig einstufen.  

Beachtung verdienen nicht allein die Faktoren, die zu einer unterschiedli-
chen Einschätzung der Bedeutsamkeit der Energiewende führen, sondern 
auch diejenigen Größen, für die dies nicht gilt. Zu diesen gehören einige Indi-
katoren der subjektiven Betroffenheit von Anlagen zur Erzeugung alternativer 
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Energien, deren potenzieller Einfluss vermutlich durch die objektive Betrof-
fenheit überlagert wird und deshalb nicht direkt zum Tragen kommt. Die Ein-
stellung zur Dringlichkeit der Energiewende wird zudem nur durch individuelle 
Nutzenkalküle, aber nicht durch die Erwartung eines Nutzens für die Ge-
meinde oder andere Gemeinden beeinflusst. Dieses Ergebnis ist deshalb be-
merkenswert, weil das Wählerverhalten oder die Unterstützung politischer In-
stitutionen und Akteure eher durch kollektive als durch individuelle Nutzener-
wägungen bestimmt sind. Ein weiterer Umstand entspricht nicht unseren Er-
wartungen. Weder der Versuch einer individuellen Einflussnahme auf Stand-
ortentscheidungen noch eine Stakeholder-Rolle noch die perzipierte Vertei-
lung von Einfluss in diesem Prozess sind maßgeblich dafür, ob die Bevölkerung 
die Energiewende als dringlich einstuft. In einer gesonderten Auswertung des 
Einflusses der Bewertung der demokratischen Qualität des Beteiligungspro-
zesses und der Angemessenheit der Einflussverteilung erwiesen sich auch 
diese Größen als irrelevant für die Einstellung zum materiellen Problem der 
Energiewende (tabellarisch nicht ausgewiesen). Somit liefern unsere Untersu-
chungsergebnisse nur bedingt Hinweise auf den Erfolg von Versuchen, durch 
demokratische Verfahren die Unterstützung der Energiewende auf eine brei-
tere Grundlage zu stellen. Die Wahrnehmung breiter Beteiligungsangebote 
fördert die Unterstützung der Energiewende, aktives Engagement und eine 
positive Bewertung wichtiger Charakteristika des politischen Entscheidungs-
prozesses entfalten eine solche Wirkung dagegen nicht. 

8.  Bestimmungsfaktoren der Mitgestaltung der Energiewende  
durch die Bevölkerung 

Anders als in autoritären politischen Systemen muss die politische Führung in 
Demokratien bei wichtigen, auf die Gestaltung der Lebensbedingungen der 
Menschen ausgerichteten politischen Entscheidungen eine möglichst breite 
Akzeptanz der Bürgerschaft suchen. Dies ist sowohl aus normativen Gründen 
als auch im Hinblick auf das Erfordernis einer Durchsetzung allgemein verbind-
licher Entscheidungen angezeigt. Normativ ergibt sich dies aus dem demokra-
tischen Grundsatz, dass wichtige politische Entscheidungen im Prinzip für die 
Bevölkerung zumutbar sein müssen, auch wenn sie nicht alle Präferenzen 
gleichermaßen berücksichtigen können. Funktional ist die Beschaffung von 
Akzeptanz für die Durchsetzung verbindlicher Entscheidungen unter anderem 
deshalb notwendig, weil die Alternative dazu in der Anwendung von Zwang 
besteht.  
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Bei ihrem Werben um Akzeptanz setzt die politische Führung auf unter-
schiedliche Mittel, zum Beispiel auf Information und Kommunikation, auf Ap-
pelle, auf finanzielle Anreize oder auf die Beteiligung der Öffentlichkeit – ins-
besondere der von den Entscheidungen speziell Betroffenen – in den Willens-
bildungs-, Entscheidungs- und Implementationsprozess. Gemäß dem Motto 
„Was alle betrifft, soll auch von allen entschieden werden“ nimmt die bürger-
schaftliche Partizipation in der aktuellen Debatte über die Reform der Demo-
kratie einen prominenten Platz ein (vgl. die Literaturhinweise weiter oben).  

Da es sich beim Bau von Anlagen zur Erzeugung neuer Energien um eine in 
der Öffentlichkeit umstrittene Frage handelt, kann ein offener, bürgernaher 
Entscheidungsprozess dem Zweck dienen, frühzeitig Widerstände gegen eine 
Neuorientierung der Energiepolitik zu erkennen und ihnen durch entspre-
chende Beteiligungsangebote entgegenzuwirken. Durch ihr aktives Engage-
ment können Befürworter wie Gegner der Energiewende ihre Vorstellungen 
in den politischen Entscheidungsprozess einbringen. Auf diese Weise infor-
mieren sie die politischen Führungsgruppen über ihre Präferenzen. Zusätzlich 
soll der von der Öffentlichkeit ausgeübte Druck dafür sorgen, dass die politi-
schen Eliten bei den Entscheidungen über die lokale Gestaltung der Energie-
wende die Präferenzen der verschiedenen Gruppen aufnehmen, sie fair ab-
wägen und dass die am Ende des Prozesses beschlossenen Lösungen mög-
lichst Vielen gerecht werden (ausführlicher: Ewen u.a. 2013; Gabriel 2014). 

Dennoch führt politische Partizipation nicht notwendigerweise zu für Alle 
vorteilhaften, breit akzeptierten Entscheidungen. Verzerrungen bei der Arti-
kulation von Interessen und Akzeptanzprobleme können nicht zuletzt durch 
die empirisch nachgewiesene ungleiche Wahrnehmung der Möglichkeiten zur 
aktiven politischen Mitwirkung durch die Mitglieder der politischen Gemein-
schaft entstehen. Dieser Sachverhalt war auch in unseren Gemeinden zu be-
obachten, in denen maximal jeder Dritte versuchte, auf politischem Wege Ein-
fluss  die Gestaltung der Energiewende zu nehmen. Bei den wirtschaftlich aus-
gerichteten Stakeholder-Aktivitäten belief sich dieser Anteil sogar lediglich auf 
elf Prozent. Die politisch Aktiven befinden sich in allen demokratischen Gesell-
schaften nicht nur in einer Minderheitenposition, sie repräsentieren zudem 
keineswegs die Gesamtbevölkerung. Vielmehr unterscheiden sie sich in ihrer 
sozialen Herkunft und in ihren politischen Einstellungen mehr oder minder 
deutlich vom Bevölkerungsdurchschnitt, insbesondere von den politisch inak-
tiven Teilen der Bevölkerung (u.a. Allerbeck 1980; Hooghe und Quintelier 
2013; Schlozman, Verba und Brady 2012). Vor diesem Hintergrund lohnt es 
sich, die Charakteristika jener Befragten genauer zu beleuchten, die sich auf 
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verschiedenen Wegen aktiv an der politischen Gestaltung der Energiewende 
auf der lokalen Ebene beteiligen. 

Beim Versuch, die Entscheidung für ein Engagement auf dem Felde der 
Energiepolitik zu erklären, kann man zwischen großen zwei Komplexen von 
Einflussfaktoren unterscheiden. Zur ersten Gruppe gehören diejenigen Grö-
ßen, die generell die politische Aktivität von Individuen erklären. Die zweite 
Gruppe umfasst diejenigen Einflussfaktoren, die speziell mit der Energie-
wende zu tun haben.  

Das in der Partizipationsforschung besonders populäre „Civic Voluntarism-
Modell“ von Verba, Schlozman und Brady (1995) führt die individuelle politi-
sche Partizipation auf drei Komplexe von Variablen zurück, das Können, das 
Wollen und das Gefragt werden. Die Ausstattung von Individuen mit Ressour-
cen verschiedener Art entscheidet über das Können, die Art und Intensität von 
Handlungsmotiven bestimmt über das Wollen und die Einbindung in soziale 
Netzwerke mobilisiert durch Loyalität, Druck, Information und andere kohäsi-
onsfördernde Mechanismen zum politischen Engagement. Demnach ist bei 
ressourcenstarken, sozial gut vernetzten Personen mit partizipationsfördern-
den Einstellungen ein stärkeres Engagement für oder gegen die Energiewende 
zu erwarten als bei Bürgerinnen und Bürger, die diese Eigenschaften nicht auf-
weisen (vgl. u.a.: Gabriel und Völkl 2005; Steinbrecher 2009; van Deth, Mon-
tero und Westholm 2007; van Deth 2009).  

Da sich empirisch leistungsfähige Theorien auf unterschiedlichen Anwen-
dungsfeldern bewähren müssen, sollten die Annahmen der allgemeinen Par-
tizipationstheorie einen Beitrag zur Beantwortung der Frage nach den Bedin-
gungen des energiepolitischen Engagements der Bevölkerung liefern. Einige 
in unseren Umfragen erhobene Standardvariablen der empirischen Partizipa-
tionsforschung werden nachfolgend in ihrer Bedeutung für die Beteiligung der 
Bürger an der Umsetzung der Energiewende analysiert. In diesem Bereich 
kann die folgende Untersuchung unmittelbar an die in der empirischen Parti-
zipationsforschung vorliegenden Erkenntnisse anschließen. 

Beim zweiten Variablenkomplex, den Spezifika des Feldes der Energiepoli-
tik, ist dies weniger der Fall. Die Frage, ob in welcher Weise Partizipationsan-
gebote, institutionelle Regelungen, Charakteristika des politischen Prozesses 
und Besonderheiten des Politikfeldes, auf dem sich Menschen engagieren, das 
Beteiligungsverhalten beeinflussen, spielte in der empirischen Partizipations-
forschung bisher keine große Rolle. Zwar wurden in den letzten Jahren ver-
mehrt Studien veröffentlicht, die die gängigen partizipationstheoretischen Er-
klärungsansätze um Makrovariablen ergänzen (z.B. Bühlmann 2006; Norris 
2001; Roller und Rudi 2008). Dennoch bietet die bisherige Forschung wenig 



74 

 

 

Anknüpfungspunkte für die Entwicklung eines um die oben genannten Variab-
len angereicherten Modells zur Erklärung der Partizipation an energiepoliti-
schen Entscheidungsprozessen. Auch die wenigen vorliegenden Studien über 
das Verhalten der Bevölkerung bei der Neuausrichtung der Energiewende sind 
in dieser Hinsicht wenig hilfreich. Einige von ihnen sind zwar kausalanalytisch 
angelegt und enthalten ökonometrische Schätzungen des Verhaltens von Bür-
gern oder Konsumenten, sie lassen aber viele für eine politikwissenschaftliche 
Analyse relevante Variablen unberücksichtigt (Bertsch u.a. 2016; Chang und 
Berdiev 2011; Dobers u.a. 2015; Hübner 2012, Sardianou und Genoudi 2013; 
Schubert, Meyer und Moest 2015). Aus diesem Grunde müssen die prozess- 
und politikfeldbezogenen Analysen sich auf Exploration möglicher Hinter-
grundfaktoren der betreffenden Verhaltensweisen beschränken. Als politik-
feldspezifische Determinanten politischer Partizipation führen wir die Einstel-
lungen zur Energiewende und die Betroffenheit durch sie ein. Nach dem po-
licy-bezogenen Erklärungsmodell müssten Betroffenheit und als nachteilig be-
wertete Auswirkungen der Energiewende ein überdurchschnittlich starkes po-
litisches Engagement begünstigen. Als prozessuale Komponenten finden die 
Wahrnehmung der lokalen und regionalen Partizipationsangebote, die kom-
munikativen Aktivitäten und die Ausübung anderer als der jeweils untersuch-
ten partizipativen Aktivität Berücksichtigung. 

Die beiden hier identifizierten Formen der politischen Partizipation, die 
sich im Rahmen der Auseinandersetzungen über die Energiewende entwickel-
ten, sind Stakeholder-Aktivitäten und politische Einflussnahme im Sinne der 
klassischen Partizipationsforschung. Diese beiden Formen der Mitwirkung an 
der Gestaltung der Energiewende unterscheiden sich in den Wegen, auf de-
nen die Aktiven versuchen, ihren Einfluss geltend zu machen. Die Stakeholder-
Partizipation ähnelt der Konsumentenpartizipation, die in der neueren For-
schung zunehmend Aufmerksamkeit fand. Bei den betreffenden Aktivitäten 
geht es um die Nutzung wirtschaftlicher Ressourcen wie des Besitzes oder der 
beruflichen Expertise. Die klassischen Formen des politischen Engagements 
schließen eine Reihe unterschiedlicher Formen politischer Einflussnahme ein. 
Sie basieren auf der Mobilisierung politischer Ressourcen (Macht, öffentlicher 
Druck, Information) und umfassen Aktivitäten wie Demonstrationen, die Mit-
arbeit in Bürgerinitiativen oder die Teilnahme an direktdemokratischen Ver-
fahren.  
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8.1  Klassische partizipationstheoretische Einflussfaktoren 

Zur Erklärung dieser beiden Beteiligungsformen werden in den folgenden Ab-
schnitten jeweils drei Schätzmodelle getestet. Das erste enthält die der klassi-
schen Partizipationsforschung zuzurechnenden Erklärungsvariablen. Zu den 
wichtigsten demografischen Erklärungsfaktoren politischer Beteiligung zählt 
die empirische Forschung das Geschlecht und das Alter als Sozialisationsindi-
katoren sowie das Bildungsniveau als Element der Ressourcenausstattung. 
Hinzu kommt in unserer Studie das Wohneigentum als ein weiterer Statusfak-
tor. Partizipationsrelevante politische Einstellungen sind materialistische bzw. 
postmaterialistische Wertorientierungen, der Grad des politischen Interesses, 
die Nutzung von Angeboten zur politischen Information, das Wissen über po-
litische Zusammenhänge und das Ausmaß der Zufriedenheit mit der Demokra-
tie. Die zuerst genannten Faktoren motivieren Menschen zum politischen En-
gagement, mit zunehmendem Wissen, Interesse usw. steigt demnach die po-
litische Aktivität. Ein stimulierender Effekt geht auch von der Perzeption der 
auf lokaler und regionaler Ebene vorhandenen Partizipationsangebote und 
von der Beteiligung an anderen politischen Formen des sozialen und politi-
schen aus Engagements aus. Diese zuletzt genannt Zusammenhänge können 
als Hinweise auf die Relevanz der Angebotsseite für die Nachfrage nach Parti-
zipationsmöglichkeiten interpretiert werden. Die meisten dieser Effekte sind 
in der empirischen Partizipationsforschung gut dokumentiert (z.B.: Armingeon 
2007; Barnes u.a. 1979, Gabriel 2004; Gabriel und Völkl 2005). 

Weniger eindeutige Annahmen lassen sich über zwei weitere Größen ma-
chen, die mit politischer Partizipation in Verbindung stehen können, die De-
mokratiezufriedenheit und die Parteibindungen. Über den Einfluss der Demo-
kratiezufriedenheit auf das politische Engagement liegen – ebenso wie für das 
politische Vertrauen – keine einheitlichen Erkenntnisse vor. Einige Studien be-
legen eine überdurchschnittliche politische Aktivität unzufriedener Men-
schen, andere deuten auf eine besonders starke Mobilisierung Zufriedener hin 
und wieder andere konnten gar keine Zusammenhänge zwischen politischer 
Unterstützung und politischem Engagement nachweisen (vgl. zusammenfas-
send: Dalton 2004: 157 ff.; Dalton 2014: 63 ff.). Die Annahme, dass die Rich-
tung von Parteibindungen sich nicht einheitlich auf das politische Engagement 
auswirkt, ist schon auf Grund der Stellung der Parteien im politischen System 
plausibel. Anhänger von Regierungsparteien haben andere Anreize zum poli-
tischen Engagement als die Gefolgschaft von Oppositionsparteien. Nochmals 
andere Überlegungen gelten für die Anhänger extremistischer und populisti-
scher Gruppierungen. Es kommt hinzu, dass die Parteibindungen auf unter-
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schiedlichen Politikfeldern unterschiedliche Partizipationsanreize setzen kön-
nen. In unserem Falle ist ein besonders starkes Engagement der Parteianhä-
nger zu erwarten, die besonders entschiedene Positionen zur Energiewende 
vertreten. Dies gilt auf der einen Seite für die Grünen als Protagonisten der 
Energiewende und auf der anderen Seite für die Unterstützer der in dieser 
Hinsicht skeptisch bis abwartend auftretenden AfD und FDP. 

In den bivariaten Analysen der Bestimmungsfaktoren der Stakeholder-Par-
tizipation und der politischen Partizipation im engeren Sinne erwiesen sich die 
demografischen Variablen überwiegend als irrelevant oder schwach, was im 
Großen und Ganzen den Erkenntnissen der neueren Forschung entspricht (Ar-
mingeon 2007; Gabriel und Völkl 2005). Die Stakeholder-Partizipation steht 
zwar in einem statistisch signifikanten Zusammenhang mit allen hier unter-
suchten demografischen Größen. Die leicht überproportionale Partizipation 
von Männern, Angehörigen der mittleren Altersgruppe und Absolventen ter-
tiärer Bildungsgänge decken sich mit vielen aus der Partizipationsforschung 
vorliegenden Befunden, die zwischen den einzelnen sozialen Gruppen beste-
henden Unterschiede sind in unserem Fall aber schwach. Eine etwas stärkere 
Wirkung als die übrigen Größen löst das Verfügen über Wohneigentum aus. 
Während 26 Prozent der Eigentümer sich an Stakeholder-Aktivitäten beteili-
gen, liegt die Quote bei Nicht-Eigentümern um zehn Prozentpunkte niedriger 
(Tabelle 17).  

Für die klassische politische Partizipation lässt sich lediglich ein schwacher 
Ressourceneffekt nachweisen, die Sozialisationsvariablen dagegen erweisen 
sich als irrelevant. Mehr als ein Drittel der formal gut gebildeten und der Woh-
nungseigentümer versuchen, auf politischem Wege Einfluss auf die Gestal-
tung der Energiewende zu nehmen. Ein nicht ganz so hoher Anteil wird bei 
Nichteigentümern und formal weniger gut Gebildeten gemessen (Tabelle 17). 
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Tabelle 17: Demografische Bestimmungsfaktoren politischer Partizipation 
auf dem Feld der Energiepolitik in deutschen Gemeinden, 2015 

  
Stakeholder Cramér's V Einfluss Cramér's V 

Geschlecht 
weiblich 20 

,05a 
31 

,00n.s. 
männlich 24 31 

Alter, katego-
risiert 

18 – 29 Jahre 20 

,08a 

32 

,05n.s. 

30 – 39 28 28 

40 – 49 24 33 

50 – 59 23 33 

60 – 64 24 33 

65 Jahre u. ä.  19 28 

Bildung, kate-
gorisiert 

niedrig 20 

,06a 

29 

,04c mittel 24 31 

hoch 25 35 

Wohneigen-
tum 

nein 16 
,12a 

25 
,10a 

ja 26 34 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Befragte mit EE-Anlagen in Gemeinde 
oder Nachbargemeinde (N 4234). Die Daten sind demografisch ge-
wichtet. 

Erläuterungen: Angaben: Prozentanteile Aktiver, bivariates Assoziationsmaß Cramér’s V, 
Signifikanzniveau der Chi2-Tests: a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Fragewortlaute und Indizes wie in den Tabellen 11 und Abbildung 5. 

Im Einklang mit den vorliegenden Befunden der empirischen Forschung spie-
len die hier untersuchten Einstellungen und Verhaltensweisen eine wesentlich 
größere Rolle für die individuelle politische Partizipation als die über demo-
grafische Größen abgebildeten Sozialisations- und Ressourcenfaktoren. An-
ders als es bei den demografischen Faktoren beobachtet wurde, sind sie für 
die klassischen politischen Beteiligungsformen zumeist etwas wichtiger als für 
die Stakeholder-Partizipation. Wie die klassische Partizipation steigt diese mit 
dem politischen Interesse, dem Wissen, der Beteiligung an kommunikativen 
Aktivitäten und der Wahrnehmung eines breiten Partizipationsangebots. Be-
sonders starke, in ihrer Richtung  erwartete Beziehungen bestehen zwischen 
der politischen Partizipation im engeren Sinne auf der einen Seite und den 
kommunikativen Aktivitäten, der Wahrnehmung von Partizipationsangeboten 
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und der Ausübung der Stakeholder-Rolle (Tabelle 18). Auch die etwas schwä-
cher ausgeprägten Effekte übertreffen durchweg diejenigen der demografi-
schen Variablen.  

Die Unterstützung postmaterialistischer Werte und die Parteibindungen 
wirken sich unterschiedlich auf diese beiden Formen der Mitwirkung an der 
Gestaltung der Energiewende aus. Postmaterialisten engagieren sich politisch 
stärker als Mischtypen und Materialisten, zu den Stakeholder Aktivitäten ste-
hen die Wertorientierungen nicht in einer statistisch signifikanten Beziehung.  
Unter den Parteianhängern stechen die der Grünen hervor, die überdurch-
schnittlich stark beide Partizipationsformen nutzen. Anhänger der Linkspartei 
bedienen sich überdurchschnittlich der Mittel politischer Einflussnahme, Uni-
onsanhänger sind unter Stakeholder-Aktivisten besonders stark vertreten. 
Weniger aktiv als die übrigen Gruppierungen sind im Stakeholder Bereich Per-
sonen ohne Parteibindung und Anhänger der Linken. Bei den politischen Be-
teiligungsformen gilt dies für Anhänger der AfD. 
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Tabelle 18: Einstellungs- und Verhaltenskorrelate politischer Partizipation 
auf dem Feld der Energiepolitik in deutschen Gemeinden, 2015 

  Stakeholder Cramér's V Einfluss Cramér's V 

Werte 

Materialist 20 

,04n.s. 

28 

,05c 
Mischtyp 24 31 
Postmateri-
alist 

25 35 

Parteineigung 

keine Partei  19 

,08a 

30 

,15a 

CDU/CSU 26 27 
SPD 22 28 
Grüne 27 52 
Die Linke 17 35 
FDP  24 28 
AfD  22 22 
andere 26 32 

Politisches Interesse 

sehr gering 14 

,13a 

17 

,15a 
gering 17 25 
teils-teils 19 28 
groß 28 36 
sehr groß 31 44 

Politisches Wissen 
keines  18 

,09a 
25 

,11a mittleres 21 31 
großes  28 38 

Demokratiezufriedenheit 

sehr gering 28 

,07a 

40 

,07a 
gering 23 33 
teils-teils 20 29 
groß 24 32 
sehr groß 27 34 

Partizipationsangebote 

nichts  12 

,23a 

15 

,34a 
wenig 23 33 
mittel  36 53 
viel 47 70 

Kommunikation 
nein 9 

,17a 
4 

,34a 
Ja 26 40 

Pol. Einfluss/Stakeholder 
nein 16 

,23a 
26 

,23a 
ja 36 51 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Die Daten sind demografisch gewichtet.  

Erläuterungen: Angaben: Prozentanteile Aktiver, bivariates Assoziationsmaß Cramér’s V, 
Signifikanzniveau der Chi2-Tests: a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Fragewortlaute und Indizes: Partizipation wie in den Tabellen 11 und Abbildung 5. Andere 
Variable wie in Tabellen 13 und 15. 
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Die Zusammenhänge zwischen der Demokratiezufriedenheit und den beiden 
Aktionsformen lassen ein besonderes, aber plausibles, Muster erkennen. Hier 
sind vor allem die sehr unzufriedenen und die sehr zufriedenen politisch über-
durchschnittlich aktiv. Teilweise Zufriedene bzw. Unzufriedene weisen die 
niedrigste Mobilisierungsrate auf. Zwischen Stakeholdern und traditionell En-
gagierten besteht allerdings insofern ein Unterschied, als das Stakeholder-En-
gagement bei sehr Zufriedenen und sehr Unzufriedenen etwa gleich stark aus-
fällt, während Unzufriedenheit die Beteiligung an traditionellen politischen 
Aktivitäten etwas stärker stimuliert als Zufriedenheit. 

Der spezielle Fall der bürgerschaftlichen Partizipation an der Gestaltung 
der Energiewende bestätigt im Allgemeinen die Erkenntnis der neueren Parti-
zipationsforschung, dass Motivations- und Netzwerkfaktoren für das politi-
sche Engagement der Menschen eine weitaus größere Rolle spielen als die Zu-
gehörigkeit zu bestimmten sozialen Gruppen und die damit verbundene Sozi-
alisation und Ressourcenausstattung. Zugleich stützen unsere Daten die Sicht 
der politischen Partizipation als kumulative Aktivität. Wer bereits politisch ak-
tiv ist, nutzt auch überdurchschnittlich stark weitere, zum Beispiel neu ange-
botene, politische Einflussmöglichkeiten. 

Die bisher vorgestellten Ergebnisse beruhen auf einer Untersuchung des 
isolierten Einflusses jeder einzelnen Variablen auf das politische Verhalten der 
Bevölkerung und lassen mögliche Überlagerungen von Einflüssen unberück-
sichtigt. Ein Bild von den genuinen Effekten der hier zur Erklärung des bürger-
schaftlichen Engagements für oder gegen die Energiewende herangezogenen 
Größen ergibt sich allerdings erst dann, wenn man sämtliche Faktoren simul-
tan in ein Schätzmodell einbezieht. Mit dessen Hilfe können Aussagen darüber 
gemacht werden, wie gut alle potenziellen Einflussfaktoren gemeinsam die 
beiden Formen des bürgerschaftlichen Engagements erklären und welche Ein-
zelgrößen sich bei einer Kontrolle relevanter Drittvariablen weiterhin als er-
klärungskräftig erweisen.  

Im Hinblick auf das Ziel einer adäquaten Abbildung der Eigenschaften der 
Daten erschien es für dieses Betrachtung nicht sinnvoll, weiterhin auf das zu-
vor eingesetzte Verfahren der linearen Regressionsanalyse zurückzugreifen. 
Auch auf Grund der in der bivariaten Analyse mitunter festgestellten nicht mo-
notonen Zusammenhänge haben wir dem komplizierteren und schwerer dar-
stellbaren Modell der binär-logistischen Regression den Vorzug gegeben. An-
ders als die klassische linear-additive Regression setzt dieses Verfahren weder 
eine Normalverteilung der abhängigen und der unabhängigen Variablen noch 
lineare Zusammenhänge zwischen diesen voraus. Es wurde unter anderem zu 
dem Zweck entwickelt, das Auftreten binärer Eigenschaften zu erklären. Wie 
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die linear-additiven Regressionsmodelle schätzt die logistische Regression die 
Wahrscheinlichkeit, eines von zwei Merkmalen, und nicht das andere, aufzu-
weisen, durch die Kombination mehrerer Prädiktoren. In unserem Falle geht 
es also darum, zu ermitteln, wie die hier in die Schätzungen einbezogenen Er-
klärungsvariablen die Wahrscheinlichkeit verändern, zur Gruppe der Stakehol-
der bzw. der politischen Aktivisten statt zu derjenigen der Inaktiven zu gehö-
ren. Die Erhöhung dieser Wahrscheinlichkeit durch die einzelnen ins Schätz-
modell einbezogenen Prädiktoren – unter Berücksichtigung aller anderen Ein-
flussfaktoren – geben die die so genannten Odds-Ratios an. Sie informieren 
darüber, um welchen Faktor die Chance eines aktiven politischen Engage-
ments wächst oder sinkt, wenn der Wert einer Erklärungsvariablen sich um 
eine Einheit verändert. Anders als bei der linearen Regressionsanalyse ist es 
nicht möglich, den gemeinsamen Effekt mehrerer Einflussfaktoren durch eine 
Addition der Einzeleffekte zu ermitteln, und es ist ebenfalls schwierig, die 
Stärke der Effekte einzelner Variablen miteinander zu vergleichen. Deshalb 
steht die Interpretation einzelner Zusammenhänge im Mittelpunkt der folgen-
den Betrachtung. Die Erklärungskraft des Gesamtmodells misst der so ge-
nannte Pseudo-R2. Er ist ein Maß dafür, um welchen Anteil die Schätzgüte des 
Modells steigt, wenn die Ausprägungen sämtlicher Prädiktoren bekannt sind. 

Die Stakeholder-Aktivitäten lassen sich durch das partizipationstheoreti-
sche Standardmodell insgesamt schlechter schätzen (Pseudo R2 ,15) als die 
klassischen Formen politischer Einflussnahme (Pseudo R2 ,29, Tabelle 19). Dar-
über hinaus führt die simultane Berücksichtigung des Effekts sämtlicher po-
tenzieller Prädiktoren dazu, dass einige der in der isolierten Betrachtung noch 
nachweisbaren, wenn auch schwachen Effekte nunmehr statistisch insignifi-
kant werden. Für die zuvor bedeutsamsten Einflussgrößen stimmen die Ergeb-
nisse von bi- und multivariaten Analysen in ihrer Grundtendenz jedoch über-
ein. Die Wahrscheinlichkeit einer Beteiligung an Stakeholder-Aktivitäten steigt 
jeweils um das 1,6 bis 1,8fache, wenn Individuen sich klassischer Partizipa-
tionsformen bedienen, statt inaktiv zu bleiben, wenn sie aktiv politisch kom-
munizieren, wenn sie Anhänger der Union oder der FDP sind und wenn ihnen 
Wohneigentum zur Verfügung steht. Ein etwas schwächerer Effekt geht von 
der Perzeption zunehmender lokaler Partizipationsangebote aus (Faktor 1,5). 
Noch etwas geringer ist der Einfluss des politischen Interesses und des politi-
schen Wissens (Faktor 1,2). 

Im Grundsatz bestätigen die Ergebnisse der logistischen Regressionsschät-
zung auch die über die Hintergründe der klassischen politischen Partizipation 
vorliegenden Erkenntnisse. Motivations- und Netzwerkfaktoren sind für die 
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Entscheidung zur aktiven Einflussnahme auf energiepolitische Entscheidun-
gen wesentlich bedeutsamer als die Zugehörigkeit zu bestimmten sozialen 
Gruppen. Auf Grund der Wechselwirkung mit den bedeutsameren kognitiven 
Größen wird der Einfluss des Bildungsniveaus auf das politische Engagement 
leicht negativ, das gleiche gilt für die Zugehörigkeit zur Gruppe der Männer. 
Wenn man also die im kognitiven und im aktiven politischen Engagement der 
genannten Gruppen bestehenden Unterschiede in Rechnung stellt, sind 
Frauen etwas aktiver als Männer und Personen mit einem niedrigen formalen 
Bildungsabschluss aktiver als solche mit hohem. Zur Erklärung dieses etwas 
überraschenden, wenn auch nur schwachen Effekts könnte man verschiedene 
spekulative Annahmen heranziehen, dies erscheint aber nicht ergiebig. 

Interessanter erscheint eine genauere Betrachtung der wirklich erklä-
rungskräftigen Faktoren. Dabei erweist sich die überragende Bedeutung der 
Beteiligung an Prozessen der politischen Kommunikation für das politische En-
gagement der Bürgerinnen und Bürger. Allein diese Größe erhöht die Wahr-
scheinlichkeit, zur Gruppe der politisch Aktiven zu gehören, um das Elffache. 
Anhänger der Grünen und Personen, die ein breites Partizipationsangebot in 
ihrem Umfeld wahrnehmen, sind doppelt so häufig unter den politischen Ak-
tivisten zu finden als in der Gruppe der Inaktiven. Ähnlich stark stimuliert die 
Beteiligung an Stakeholder-Aktivitäten das klassische politische Engagement 
für oder gegen die Energiewende. Mit der 1,2 bis 1,3fachen Wahrscheinlich-
keit steigert zudem das Wohneigentum, ein zunehmendes politisches Inte-
resse und Wissen ein aktives politisches Engagement, wenn man alle hier be-
rücksichtigten partizipationsrelevanten Faktoren kontrolliert. Die noch in den 
bivariaten Analysen festgestellte überdurchschnittliche politische Mobilisie-
rung der mit der Demokratie besonders zufriedenen und unzufriedenen Bür-
gerinnen und Bürger hatte auch bei einer entsprechenden Modellierung die-
ser Variablen in einer zusätzlichen Analyse keinen Bestand (tabellarisch nicht 
ausgewiesen).  
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Tabelle 19: Klassische Bestimmungsfaktoren der politischen Partizipation 
an der Umsetzung der Energiewende auf der lokalen und regio-
nalen Ebene in deutschen Gemeinden, 2015 

 Stakeholder-Rolle Politischer Einfluss 
 

B Exp(B) B Exp(B) 

Alter -,05 ,95 -,02 ,98 

Gender ,17 1,19 -,20c ,82 (-1,22) 

Bildung ,16 1,17 -,25c ,78 (-1,28) 

Wohneigentum ,47a 1,60 ,20c 1,22 

Materialismus-Postmaterialismus ,05 1,05 -,00 1,00 

Politisches Interesse ,14b 1,15 ,19a 1,21 

Demokratiezufriedenheit -,05 ,95 -,08 ,93 

Wissen ,15c 1,16 ,24a 1,27 

Anhänger Union ,49a 1,63 -,35b ,70 (-1,43) 

Anhänger SPD ,20 1,22 -,21 ,81 

Anhänger Grüne ,19 1,21 ,72a 2,06 

Anhänger Linke -,25 ,78 ,26 1,30 

Anhänger FDP ,47c 1,60 -,11 ,90 

Anhänger AfD ,48 1,61 -,36 ,70 

Partizipationsangebot ,41a 1,51 ,67a 1,96 

Stakeholder/Politisch Engagiert ,57a 1,76 ,55a 1,74 

Informationsbeschaffung ,50a 1,65 2,39a 10,95 

Konstante -3,21a ,04 -4,00a ,02 

gültige N 3035 3035 

-2 LL 2853,39a 2919,71a 

Nagelkerke’s R2 ,15a ,32a 

Korrekt klassifizierte Fälle ( %) 77,5 73,4 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. Werte für die Standortgemeinden von 
EE-Anlagen (N 4234). Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: unstandardisierte logistische Regressionskoeffizienten und log Odds 
bzw. invertierte Log Odds der negativen Koeffizienten.  

Fragewortlaute und Indizes: Partizipation wie in den Tabellen 11 und Abbildung 5. Andere 
Variable wie in Tabellen 13 und 15. 
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8.2  Politikfeldspezifische Einflussfaktoren 

Das zweite Modell berücksichtigt die speziell mit der Energiewende verbun-
denen potenziellen Einflussfaktoren. Hierbei handelt es sich um die der Ener-
giewende zugeschriebene Bedeutsamkeit, die objektive Betroffenheit von 
Windenergieanlagen und die durch die Wahrnehmung der Zahl und Dichte der 
Anlagen sowie durch optische oder akustische Beeinträchtigungen ausgelöste 
subjektive Betroffenheit. Zudem wurden in unserer Studie die Erwartung von 
Vorteilen aus dem Betrieb der Anlagen für die Befragten, ihre Wohngemeinde 
und andere Gemeinden als mögliche Einflussfaktoren erhoben. 

Auch die politikfeldspezifischen Einflussgrößen spielen fast ausnahmslos 
eine Rolle dafür, ob Menschen als Stakeholder oder durch die Nutzung politi-
scher Kanäle versuchen, Einfluss auf die Gestaltung der Energiewende auszu-
üben. Erneut erweisen sich diese Faktoren im Vergleich mit den Stakeholder-
Aktivitäten als bedeutsamer für genuin politische Partizipation. Die Bezie-
hungsmuster zwischen diesen Größen sind allerdings nicht immer leicht zu in-
terpretieren.   

Die Überzeugung von der Wichtigkeit der Energiewende stimuliert sowohl 
die Stakeholder-Aktivitäten als auch die klassische politische Partizipation. 
Eine überraschend geringe Rolle für die Stakeholder-Aktivitäten spielen die 
objektive und die subjektiv perzipierten Betroffenheit durch Windenergiean-
lagen, für das klassische politische Engagement sind diese Faktoren etwas 
wichtiger. Die mit der Energiewende verbundenen Nutzenerwartungen wir-
ken sich auf die beiden Formen der Einflussnahme teils ähnlich, teils unter-
schiedlich aus. In dem Maße, in dem individuelle Vorteilserwartungen zuneh-
men, steigt das Engagement in der Stakeholder-Rolle. Dies macht sich aber vor 
allem dann bemerkbar, wenn die Befragten sich von der Energiewende beson-
ders große individuelle Vorteile versprechen. Die Erwartungen eines Nutzens 
für die Bürger der Wohngemeinde oder anderer Gemeinden haben ähnliche 
Effekte. Sie sind jedoch schwächer als im Fall der Erwartung individueller Vor-
teile. Anders stellt sich dieser Sachverhalt bei der klassischen politischen Par-
tizipation dar. Sie wird stärker durch die Erwartung kollektiver als individueller 
Nutzenerträge bestimmt. Zudem weisen die Beziehungen hier die Form einer 
U-Kurve auf. Parallel zu den Effekten der Demokratiezufriedenheit fördert so-
wohl die Erwartung großer Nachteile als auch die Spekulation auf große Vor-
teile besonders stark das politische Engagement. Diese Beziehungsmuster 
sind hochgradig plausibel und entsprechen den in anderen Teilen der Verhal-
tensforschung vorliegenden Erkenntnissen, die ebenfalls auf eine unter-
schiedliche Rolle altruistischer und egoistischer Handlungsmotive verweisen. 
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Als Beispiele seien Analysen des ökonomischen Wählens (Kieweit und Lewis-
Beck 2011; Lewis-Beck 1988; Lewis-Beck und Paldam 2000) und der Motive 
der Systemunterstützung genannt (Armingeon und Guthmann 2014; Dalton 
2004: 111-127; Magalhaes 2017; Zmerli, Newton und Montero 2007). Vor die-
sem Hintergrund überrascht es nicht, dass Stakeholder-Aktivitäten stärker mit 
persönlichen Nutzenerwartungen, traditionelle politische Aktivitäten dagegen 
stärker mit soziotropischen Motiven verbunden sind. Die Berücksichtigung po-
litikfeldspezifischer Faktoren könnte demnach einen Beitrag zur Verbesserung 
der klassischen partizipationstheoretischen Erklärungsmodelle leisten, denn 
die Einstellungen zur Energiewende, die Betroffenheit durch den Bau von 
Windenergieanlagen und individuelle sowie kollektive Nutzenerwartungen 
machen einen Unterschied dafür, ob und in welcher Weise Menschen aktiv 
werden, um Einfluss auf die lokale Umsetzung der Energiewende zu nehmen. 
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Tabelle 20: Einstellungs- und Verhaltenskorrelate politischer Partizipation 
auf dem Feld der Energiepolitik in deutschen Gemeinden, 2015 

  Stakehol-
der 

Cramér's 
V 

Einfluss 
Cramér's 

V 

Wichtigkeit der Ener-
giewende 

Völlig unwichtig  11 

,14a 

22 

,14a 
Weniger wichtig 21 25 
Teils-Teils 16 25 
Eher Wichtig 25 34 
Sehr Wichtig  30 40 

Objektive Betroffen-
heit 

Gering 22 
,04n.s. 

30 
,11a Mittel 23 29 

Stark 26 45 

Betroffenheit durch 
Zahl und Abstand 
WEA 

Sehr gering  21 

,07c 

24 

,17a 
Gering  21 27 
Mittel 22 32 
Stark 27 37 
Sehr stark 28 47 

Beeinträchtigung 
durch WEA 

Sehr gering  20 

,07a 

26 

,16a 
Gering  25 33 
Stark 27 48 
Sehr stark 30 52 

Persönliche Vorteile 

Sehr gering  19 

,20a 

56 

,18a 
Gering  21 41 
Mittel 20 27 
Groß 31 40 
Sehr groß 52 53  

Vorteile für Gemein-
debewohner 

Sehr gering  23 

,16a 

72 

,22a 
Gering  14 39 
Mittel 20 26 
Groß 32 43 
Sehr groß 39 49 

Vorteile für Bewoh-
ner anderer Ge-
meinde 

Sehr gering  22 

,11a 

56 

,14a 
Gering  20 41 
Mittel 21 28 
Groß 29 40 
Sehr groß 36 37 

Quelle: FÖV Gemeindestudie 2015. Werte für die Standortgemeinden von 
EE-Anlagen (N 4234). Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterungen: Angaben: Prozentanteile Aktiver, bivariates Assoziationsmaß Cramér’s V, 
Signifikanzniveau der Chi2-Tests: a p ≤ ,001, b p ≤ ,01, c p ≤ ,05, n. s. p ≥ ,05. 

Fragewortlaute und Indizes: Partizipation wie in den Tabelle 11 und Abbildung 5. Andere 
Variablen wie in Tabelle 14.  
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Obgleich policy-spezifische Faktoren in ihrer Summe nur wenig dazu beitra-
gen, Stakeholder-Aktivitäten und klassisches politisches Engagement zu erklä-
ren (Pseudo R2 jeweils ,07), sind die in dieser Hinsicht nicht ganz bedeutungs-
los. Darüber hinaus liefern die Ergebnisse der in Tabelle 21 wiedergegebenen 
Schätzungen sehr interessante und plausible Informationen über die Hinter-
gründe der Beteiligung an beiden Aktionsformen. Gemeinsam ist dem Stake-
holder-Engagement und der klassischen politischen Partizipation, dass ihre 
Wahrscheinlichkeit mit der Bedeutsamkeit der Energiewende für die Indivi-
duen steigt. Die Veränderung dieser Einstellung um einen Skalenpunkt erhöht 
die Wahrscheinlichkeit von Stakeholder-Aktivitäten um das 1,2 fache, die 
Wahrscheinlichkeit auf klassischem Weg politisch zu partizipieren, steigt um 
den Faktor 1,3. Darüber hinaus liegen den beiden Handlungsformen jedoch 
ganz unterschiedliche Antriebskräfte zu Grunde. Im Falle der Stakeholder-Ak-
tivitäten ist es die Erwartung eines persönlichen oder kollektiven Nutzens 
(Faktor 1,5 bzw. 1,2) aus dem Betrieb von Windenergieanlagen. Das klassische 
politische Engagement ist dagegen durch subjektive Betroffenheit motiviert. 
Es steigt jeweils um den Faktor 1,2 an, wenn die Befragten sich durch die Prä-
senz und die Wirkungen von Windenergieanlagen beeinträchtigt fühlen. 
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Tabelle 21: Policyspezifische Bestimmungsfaktoren der politischen Partizi-
pation an der Umsetzung der Energiewende auf der lokalen 
und regionalen Ebene in deutschen Gemeinden, 2015 

 Stakeholder-Rolle Politischer Einfluss 
 

B Exp(B) B Exp(B) 

Objektive Betroffenheit ,06 1,06 ,07 1,07 

Wichtigkeit der Energiewende ,15a 1,16 ,22a 1,24 

Betroffenheit durch Zahl und Ab-
stand WEA 

,07 1,07 ,17a 1, 19 

Beeinträchtigung durch WEA ,14c 1,15 ,20a 1,23 

Persönliche Vorteile ,40a 1,50 ,10 1,10 

Vorteile für Gemeindebewohner ,20b 1,22 -,02 ,99 

Vorteile für Bewohner anderer Ge-
meinde 

-,01 ,99 -,04 ,96 

Konstante -3,20a ,04 -2,01a ,13 

N 3099 3120 

-2 LL 3051,02a 3550,24a 

Nagelkerke’s R2 ,07a ,07a 

Korrekt klassifizierte Fälle ( %) 75,8 66,4 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. Werte für die Standortgemeinden von 
EE-Anlagen (N 4234). Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: unstandardisierte logistische Regressionskoeffizienten und log Odds 
bzw. invertierte Log Odds der negativen Koeffizienten.  

8.3  Integration der Erklärungsmodelle 

Da die beiden Erklärungsmodelle einander nicht ausschließen und es zudem 
eine theoretisch interessante Frage ist, zu prüfen, ob und in welchem die Ein-
beziehung politikfeldspezifischer Größen einen Beitrag zur Verbesserung der 
klassischen Erklärungsansätze der empirischen Partizipationsforschung leis-
ten könnte, fassen wir nunmehr die bisher isoliert getesteten Modelle zu ei-
nem Modell zusammen. In dieses beziehen wir zunächst alle bisher eingeführ-
ten Prädiktoren ein und schließen dann schrittweise alle insignifikanten Ef-
fekte aus, bis wir ein möglichst sparsames und zugleich erklärungskräftiges 
Modell erhalten. 
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Im Vergleich mit dem Standarderklärungsmodell politischer Partizipation 
bringt eine Berücksichtigung politikfeldspezifischer Faktoren keinen nennens-
werten Zuwachs an Erklärungsleistung, nämlich ein Prozent bei der Stakehol-
der-Partizipation und zwei Prozent bei der klassischen politischen Einfluss-
nahme. Zudem lässt sich das klassische politische Engagement mit einer Ver-
besserung der Schätzgenauigkeit um 31 Prozent erheblich besser erklären als 
die Stakeholder-Partizipation (16 Prozent). In der Gesamtbetrachtung macht 
die Integration der beiden Erklärungsmodelle keine grundlegende Korrektur 
der zuvor gemachten Aussagen über die Relevanz einzelner Erklärungsfakto-
ren erforderlich. Motivations- und Netzwerkfaktoren bleiben die wichtigsten 
Antriebskräfte der beiden hier untersuchten Formen politischen Engage-
ments. Ressourcenfaktoren spielen im Vergleich damit eine nachrangige Rolle. 
Die Berücksichtigung policy-spezifischer Faktoren bringt auch bei einem Blick 
auf einzelne Zusammenhänge nicht die erwartete Verbesserung des Modells. 
Allerdings legen unsere Ergebnisse die Schlussfolgerung nahe, dass die klassi-
schen Erklärungsansätze der Partizipationsforschung zwei Größen mehr Be-
achtung schenken sollte, nämlich der Angebotsseite des Partizipationsprozes-
ses einerseits und dem kumulativen Charakter eines aktiven Engagements: 
Partizipation bringt neue Partizipation hervor und breite Partizipationsange-
bote stimulieren, wenn sie ins Bewusstsein der Bevölkerung gelangen, politi-
sches  Engagement. 

Erwähnung verdient zudem die Rolle parteipolitischer Faktoren für das 
bürgerschaftliche Engagement für oder gegen die Energiewende. Unionsan-
hänger machen ihren Mitgestaltungsanspruch überdurchschnittlich stark 
dadurch geltend, dass sie Stakeholder-Rollen übernehmen. Diese ähneln den 
in den letzten Jahren neu entstandenen, sich rasch ausbreitenden  Formen der 
Konsumentenpartizipation und sind durch den Einsatz wirtschaftlicher Res-
sourcen zur Durchsetzung politischer Ziele charakterisiert. In eine ähnliche 
Richtung weist auch die positive Rolle des Wohneigentums für die Stakehol-
der-Partizipation. Ebenso unterstreicht der positive Effekt eines persönlichen 
Nutzens durch den Bau oder Betrieb von Windenergieanlagen die Bedeutung 
der Stakeholder-Partizipation als wirtschaftlich ausgerichtetes und motivier-
tes politisches Handeln. 

Klassische Einflussnahme durch den Einsatz politischer Ressourcen wird 
teils durch die gleichen und teils durch andere Antriebskräfte stimuliert als die 
Stakeholder-Partizipation. Zwei Faktoren stechen aus dem Bündel von Ein-
flussfaktoren hervor, die politische Kommunikation und die Bindung an die 
Partei der Grünen. Allein eine aktive Informationssuche und eine Beteiligung 
an Gesprächen über Energiepolitik lässt die Wahrscheinlichkeit, zur Gruppe 
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der politischen Aktivisten zu gehören, um das Zehnfache steigen. Dieser Effekt 
ist hoch plausibel, denn Partizipation beruht auf Kommunikation und bedient 
sich ihrer. In diesem Sinne hatten ältere Partizipationsstudien (z.B. Milbrath 
1965) – bis hin zur Political Action Studie (Barnes u.a. 1979) – die politische 
Kommunikation als Eingangsstufe zur politischen Partizipation gesehen.  

Auch die Erkenntnisse über das starke aktive Engagement der Grünen-An-
hänger für die Energiewende vermögen nicht zu überraschen. Anhänger der 
Grünen versuchen mit zweieinhalbmal so großer Wahrscheinlichkeit politi-
schen Einfluss auf die Energiepolitik auszuüben wie Nicht-Anhänger. Wie 
Neuman (1986: 82 ff.) für die USA schon früh gezeigt hatte, existieren in jeder 
politischen Gemeinschaft zahlreiche Issuepublika, die ihren Anliegen durch 
politische Aktivitäten Gehör zu verschaffen versuchen. Für die Anhängerschaft 
einer klassischen Umweltpartei wie es die Grünen sind, erscheint eine aktive 
Involvierung in die Gestaltung der Energiewende nahezu selbsterklärend. 
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Tabelle 22: Integriertes Modell  zur Erklärung der politischen Partizipation 
an der Umsetzung der Energiewende auf der lokalen und regio-
nalen Ebene in deutschen Gemeinden, 2015 

 Stakeholder-Rolle Politischer Einfluss 
 

B Exp(B) B Exp(B) 

Bildung   -,27c ,77 (-1,30) 

Wohneigentum ,51a 1,67   

Politisches Interesse   ,10c 1,11 

Wissen   ,24a 1,27 

Anhänger Union ,30b 1,35   

Anhänger Grüne   ,94a 2,56 

Partizipationsangebot ,44a 1,56 ,65a 1,91 

Stakeholder/Politisch Engagiert ,59a 1,81 ,52a 1,68 

Informationsbeschaffung ,55a 1,73 2,29a 9,84 

Betroffenheit durch Zahl und Abstand WEA   ,17a 1,19 

Persönliche Vorteile ,43a 1,54   

Konstante -3,77a ,02 -4,37a ,01 

gültige N 3232 3143 

-2 LL 3023,61a 3056,95a 

Nagelkerke’s R2 ,16a ,31a 

Korrekt klassifizierte Fälle ( %) 78,4 73,3 

Quelle:  FÖV Gemeindestudie 2015. Werte für die Standortgemeinden von 
EE-Anlagen (N 4234). Die Daten sind demografisch gewichtet. 

Erläuterung: Angaben: unstandardisierte logistische Regressionskoeffizienten und log Odds 
bzw. invertierte Log Odds der negativen Koeffizienten. 

Die Tatsache, dass politisches Wissen und politisches Interesse aktives Enga-
gement stimulieren, gehört zu den Standarderkenntnissen der empirischen 
Partizipationsforschung und bestätigt sich auch in unserem Falle, allerdings 
nicht für die Stakeholder-Partizipation. Ebenso wenig überrascht es, dass 
Menschen, die in ihrem Wohnumfeld zahlreiche Windenergieanlagen wahr-
nehmen, mit großer Wahrscheinlichkeit politisch aktiv werden. Überraschend 
ist allenfalls die Tatsache, dass Betroffenheit nicht noch stärker zum politi-
schen Engagement mobilisiert. Schließlich verdient Erwähnung, dass neben 
den demografischen Faktoren auch politische Unzufriedenheit bedeutungslos 
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für das politische Engagement im Energiesektor wird, sobald man andere re-
levante Faktoren kontrolliert.  

9.  Zusammenfassung und Folgerungen 

In Deutschland und anderen Demokratien hat sich die Energiewende in den 
letzten Jahrzehnten zu einem wichtigen politischen Thema entwickelt. Der Re-
aktorunfall in Fukushima und die schädlichen ökologischen Effekte einer wei-
teren Nutzung fossiler Energien haben in weiten Teilen der politischen Öffent-
lichkeit und in den Führungsgruppen der politischen Parteien das Bewusstsein 
dafür geschärft, dass ein Umstieg auf alternative Energiequellen wie Sonne, 
Wind und Wasser zu den Geboten der Stunde gehört. Dies bedeutet allerdings 
nicht, dass die Taktung der Schritte zu diesem Ziel, die Auswahl der zur seiner 
Verwirklichung notwendigen Maßnahmen und die Entscheidungen über die 
Standorte neuer Anlagen zur Erzeugung alternativer Energien in der Öffent-
lichkeit ebenso wenig kontrovers wären wie das generelle Ziel. Insbesondere 
Entscheidungen über die Standorte von Windrädern und überregionalen 
Stromleitungen lösen immer wieder gesellschaftliche und politische Konflikte 
aus und mobilisieren die Öffentlichkeit zum Engagement für oder gegen die 
Planung und den Betrieb von Anlagen. Auf Grund seiner Wichtigkeit und sei-
ner politischen Implikationen eignet sich das Thema „Energiewende“ in ho-
hem Maße für eine empirische Studie mit der Energiewende in Verbindung 
stehender Einstellungen und Verhaltensweisen der Bevölkerung. Dies ist nicht 
zuletzt deshalb der Fall, weil Untersuchungen dieses Themas bisher in der 
quantitativen empirischen Forschung keinen besonders prominenten Platz 
einnehmen.  

Auf der Grundlage einer bundesweit repräsentativen Bevölkerungsbefra-
gung und einer breit angelegten, vertiefenden Befragung in ausgewählten Ge-
meinden, die vom Bau und Betrieb von Windenergieanlagen in unterschiedli-
chem Maße betroffen sind, behandelte dieser Beitrag verschiedene Einstel-
lungen zur Energiewende sowie das politische Engagement der Bevölkerung 
auf diesem Felde. Im Mittelpunkt des Berichts stehen die folgenden Themen: 
Die generelle Einstellung der Öffentlichkeit zur Notwendigkeit einer Wende in 
der Energiepolitik, die Einstellungen zur Trägerschaft der Energieversorgung 
sowie zur Verteilung von Entscheidungskompetenzen und Einfluss bei Ent-
scheidungen über Standorte für Anlagen zur Erzeugung regenerativer Ener-
gien und schließlich die Wahrnehmung der vor Ort angebotenen Beteiligungs-
möglichkeiten und ihre Nutzung durch die Bevölkerung. 
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Wie viele andere Studien bestätigt auch diese Untersuchung, dass die 
deutsche Bevölkerung der Energiewende eine hohe Dringlichkeit attestiert. 
Damit machen die Befragten nicht nur eine Aussage über die Wichtigkeit die-
ses Themas, sondern sie dokumentieren zugleich ihre Unterstützung für eine 
verstärkte Nutzung regenerativer Energien. Die Vorstellung wird grundsätzlich 
von allen gesellschaftlichen Gruppen und von den Anhängern der meisten po-
litischen Parteien geteilt. Mit besonderem Nachdruck sprechen sich diejeni-
gen Bürgerinnen und Bürger für eine Energiewende aus, die sich davon indivi-
duelle Vorteile versprechen und die die Auffassung vertreten, dass die Ge-
meinden die Bürgerschaft durch breite Beteiligungsangebote in die Umset-
zung der Energiewende auf der lokalen Ebene einbeziehen. Auch die objektive 
Betroffenheit und eine intensive Kommunikation über energiepolitische The-
men fördern eine positive Einstellung zur Wende in der Energiepolitik. 

Ein relativ breiter Konsens besteht auch in der Einstellung zu der künftigen 
Trägerschaft der Energieversorgung. Nach Auffassung der Befragten darf sie 
nicht ausschließlich in den Händen privatwirtschaftlicher Unternehmen lie-
gen, sondern sollte eher staatlichen oder anderen gemeinwirtschaftlichen 
Trägern übertragen werden. Diese Präferenz resultiert nicht zuletzt aus der 
Wahrnehmung einer zu starken Gewinnorientierung privater Unternehmen. 
Staatliche Träger werden als Garanten einer sicheren Versorgung wahrge-
nommen, von Bürgern aus der Region getragene Unternehmen gelten als be-
sonders kundenorientiert. Die Vorbehalte gegen rein privatwirtschaftliche Lö-
sungen zeigen sich auch in der Überzeugung vieler Menschen, private Unter-
nehmen und wirtschaftliche Interessengruppen übten einen größeren Einfluss 
auf die Umsetzung der Energiewende aus als ihnen zustehe. Der tatsächliche 
Einfluss einzelner Bürger und von Umweltschutzgruppen bleibt demgegen-
über für viele hinter den Sollvorstellungen zurück. 

Skepsis äußert die Mehrheit der Befragten nicht allein gegen eine Privati-
sierung der Energieversorgung, auch gegen eine Zentralisierung der Kompe-
tenz für Standortentscheidungen. Stattdessen spricht sich die Mehrheit für 
eine dezentrale Entscheidungsstruktur aus. Die Entscheidungen sollten nach 
Meinung der meisten Bürger jedoch nicht allein durch die Standortgemeinde, 
sondern durch alle von der Entscheidungen betroffenen Gemeinden gefällt 
werden.  

Unter anderem haben dezentrale Lösungen den Vorzug, dass sich die Be-
teiligung der Bevölkerung an der Umsetzung der Energiewende leichter orga-
nisieren lässt als es bei zentralistischen Konstruktionen der Fall wäre. Dies 
scheint in der Vorstellung vieler Menschen die von der Mehrheit gewünschte 
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bürgernahe Gestaltung der Energiewende zu ermöglichen und rückt die bür-
gerschaftliche Mitwirkung an diesem Projekt in den Blickpunkt. Nach den Er-
gebnissen unserer Untersuchung sind die meisten Gemeinden, in denen in 
den vergangenen Jahren Planungen und Entscheidungen über den Bau und 
Betrieb von Anlagen zur Erzeugung alternativer Energien anstanden, dem 
Wunsch gefolgt, die Bevölkerung in diesen Prozess einzubinden. Nur eine Min-
derheit dieser Kommunen hat in der Sicht der Bevölkerung keinerlei Beteili-
gungsangebote unterbreitet. Zugleich folgen die lokalen Entscheidungsträger 
jedoch überwiegend der im Planungsrecht angelegten Ausrichtung der Bür-
gerbeteiligung auf Information und Kommunikation. Die Mehrheit der Bevöl-
kerung nimmt relativ umfassende Informationsinformationsangebote wahr 
und nutzt diese, insbesondere in den von der Umsetzung der Energiewende 
bereits relativ stark betroffenen Kommunen. Institutionalisierte Formen der 
Einflussnahme auf die Entscheidungen, etwa in der Form von Dialogverfahren, 
existieren offenbar in vielen Gemeinden, werden aber im Vergleich mit Infor-
mations- und Kommunikationsprozessen deutlich seltener angeboten. 

Aussagen über die Bewertung der bestehenden Beteiligungsangebote und 
Entscheidungsprozesse durch die Bevölkerung sind wegen Zweifeln an der Va-
lidität der hierüber erhobenen Daten schwierig. Wenn man die große Zahl 
meinungsloser Befragter aus der Betrachtung ausklammert, gewinnt man je-
doch den Eindruck, dass die verbleibenden Befragten wichtige Qualitätsstan-
dards eines demokratischen Beteiligungsverfahrens wie die Transparenz, die 
Berücksichtigung von Bürgerinteressen sowie die Rechtzeitigkeit und Qualität 
der Informationen eher gewahrt als verletzt sehen. Allerdings besteht ein gro-
ßer Bedarf an einer breiteren und intensiveren der Forschung über die Einstel-
lungen der Bevölkerung zu Prozess der Entscheidung über die lokale Umset-
zung der Energiewende. Die gegenwärtig vorliegenden Erkenntnisse erlauben 
keine auch nur halbwegs verlässliche Beantwortung der Frage, ob die Gestal-
tung der Entscheidungs- und Beteiligungsprozesse einen Beitrag dazu leisten 
könnte, die Akzeptanz der Energiewende durch die Öffentlichkeit zu fördern 
und welche Prozessmerkmale diesem Ziel besonders dienlich wären. 

Einen relativ breiten Raum nimmt in dieser Studie die Untersuchung der 
bürgerschaftlichen Beteiligung an der Umsetzung der Energiewende ein. Un-
geachtet der eher restriktiven Vorgaben des Planungsrechts haben sich in der 
Praxis zahlreiche Formen der politischen Mitwirkung etabliert, die sich hier zu 
drei Beteiligungsformaten gruppierten: Politische Kommunikation, die Nut-
zung im engeren Sinne politischer Ressourcen zum Zweck der Einflussnahme 
und die ökonomisch ausgerichtete Stakeholder-Partizipation. Für die meisten 
Befragten erschöpft sich die Involvierung in die Gestaltung der Energiewende 
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in der Ausübung von Informations- und Kommunikationsrechten. Sie findet 
somit auf einer Vorstufe von Partizipation statt, da sie keine direkten Versuche 
der Einflussnahme impliziert. Dennoch stellt eine Einbindung der Bürgerschaft 
in Informations- und Kommunikationsprozesse eine notwendige Vorausset-
zung politischer Einflussnahme dar. Dies unterstreichen unsere Untersu-
chungsergebnisse, nach denen politische Kommunikation die Nutzung politi-
scher und ökonomischer Ressourcen zum Zweck der Einflussnahme sehr stark 
beeinflusst.  

Politische Einflussnahme auf die lokale Umsetzung der Energiewende ist 
weniger weit verbreitet als politische Kommunikation, wird aber von mehr 
Menschen praktiziert als Stakeholder-Partizipation. Als wichtigste Antriebs-
kräfte dieser beiden Formen des Engagements erwiesen sich partizipations-
fördernde Motive und die Einbindung in politische Netzwerke, der Zugang zu 
sozioökonomischen Ressourcen spielt in dieser Hinsicht eine untergeordnete 
Rolle. Auch die Bindung an eine bestimmte politische Partei ist nicht unerheb-
lich dafür, ob und in welcher Form sich Menschen aktiv für oder gegen die 
Energiewende engagieren. Von überragender Bedeutung für politische Ein-
flussnahme ist die aktive Kommunikation über energiepolitische Themen, 
doch auch die perzipierten lokalen und regionalen Partizipationsangebote, die 
subjektive Betroffenheit und klassische Determinanten politischer Partizipa-
tion wie das politische Interesse und das politische Wissen spielen eine maß-
gebliche Rolle für die Entscheidung von Menschen, sich für oder gegen die 
Energiewende zu engagieren. Im Vergleich damit wird die Stakeholder-Parti-
zipation stärker von ökonomischen Parametern, zum Beispiel individuellen 
Nutzenerwartungen und von Eigentum geprägt.  

Welche Faktoren sind demnach geeignet, die Unterstützung der Energie-
wende zu fördern und welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang die bür-
gerschaftliche Beteiligung? Eine sinnvolle Antwort auf diese Frage ist nur dann 
möglich, wenn man zwischen verschiedenen Aspekten des Akzeptanzprob-
lems differenziert. Das allgemeine Ziel der Energiewende findet in der deut-
schen Gesellschaft eine breite Unterstützung, die sich tendenziell auf alle ge-
sellschaftlichen Gruppen und auf die Mehrzahl der politischen Lager erstreckt. 
Somit ist in diesem Bereich allenfalls eine graduelle Steigerung von Akzeptanz 
möglich. Strittiger sind Einzelheiten des Umstiegs von fossilen auf regenera-
tive Energien, von denen hier einige untersucht und andere ausgeblendet 
wurde. Die Anstrengungen zur Verbreiterung der Akzeptanz der Energie-
wende in der deutschen Gesellschaft müssen sich demnach in erster Linie auf 
die Art der Umsetzung dieses Prozesses, auch in den erforderlichen Standor-
tentscheidungen, richten. 
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Nach unseren Ergebnissen ist es für die Akzeptanz eines verstärkten Ein-
satzes erneuerbarer Energien wichtig, gemeinwirtschaftlichen Trägern in die-
sem Prozess eine wichtige Rolle zuzuweisen, um dem Bedürfnis der Bevölke-
rung nach Versorgungssicherheit und fairer Preisgestaltung Rechnung zu tra-
gen. Zudem wünscht die Bevölkerung eine stärkere Berücksichtigung ökologi-
scher gegenüber ökonomischen Belangen. Dennoch spielen für viele Men-
schen auch ökonomische Überlegungen, zum Beispiel der erwartete private 
und kollektive Nutzen aus der Produktion erneuerbarer Energien, eine wich-
tige Rolle für die Einstellung zur Energiewende.  

Ebenso wenig wie eine privatwirtschaftliche Trägerschaft wünscht die 
Mehrheit der Bundesbürger eine Zentralisierung von Kompetenzen zu Stan-
dortentscheidungen, unter anderem deshalb, weil sie dem Wunsch nach Bür-
gernähe entgegenstehen könnte. Wichtige Attribute einer bürgernahen Poli-
tik sind breite und effektive Beteiligungsangebote und eine transparente In-
formationspolitik. Zwar nehmen nicht alle Menschen die Beteiligungsange-
bote wahr und diejenigen, die dies tun unterscheiden sich in Art und Ausmaß 
ihres Engagements voneinander. Wie bei der politischen Beteiligung im Allge-
meinen geht es auch bei der Beteiligung an der Umsetzung der Energiewende 
nicht in erster Linie nicht um Ressourcen, also um das Können, sondern um 
Motive und Netzwerke, also das Wollen und das Gefragt werden. Diese Bedin-
gungen der Beteiligung lassen sich wesentlich leichter und kurzfristiger durch 
eine aktive Beteiligungspolitik beeinflussen als gesellschaftliche Strukturen, 
die über den Zugang zu partizipationsrelevanten Ressourcen entscheiden. Die 
Politik hat somit viele Möglichkeit in der Hand, die politischen Parameter zu 
beeinflussen, die über die Akzeptanz und Nichtakzeptanz der Umsetzung der 
Energiewende vor Ort entscheiden. 
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Intro 

„Guten Tag, mein Name ist … von der Universität Bamberg und wir führen im 
Auftrag des Deutschen Forschungsinstituts in Speyer eine Studie zu aktuellen 
Themen durch. Es geht dabei um Ihre persönliche Meinung. Wir möchten Sie 
herzlich bitten, uns diese mitzuteilen.“ 
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A Subjektive Bedeutung des Themas Energiewende und Präferenzen 
von Eigentümerschaft 

Frage nach subjektiver Bedeutung und Definition des Themas Energiewende: 

 

Frage 1:  

„Was ist Ihrer Meinung nach gegenwärtig das wichtigste Problem, das in 
Deutschland gelöst werden muss?“ 

Offene Frage! (FELDCODIERUNG) 
 

1) Steigende Preise/Inflation 

2) Deflation 

3) Arbeitslosigkeit 

4) Energiewende 

5) Staatsverschuldung  

6) Bildungssystem 

7) Renten 

8) Einwanderung 

9) Wirtschaftliche Lage 

10) Gesundheit/Krankenversicherung 

11) Eurokrise 

12) Kriminalität 

13) Steuern 

14) Wohnungsbau 

15) Sonstiges:… 

 

(98) weiß nicht 

(99) keine Angabe 
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Fragen zur persönlichen Einstellung in Bezug auf die Energiewende: 

 

Frage 2:  

„Wie wichtig ist für Sie persönlich die Energiewende: Sehr wichtig, eher wich-
tig, mittelmäßig wichtig, eher unwichtig oder völlig unwichtig?“ 

 
1) sehr wichtig 
2) eher wichtig 
3) mittelmäßig wichtig 
4) eher unwichtig 
5) völlig unwichtig 

 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Frage nach Eigentümerschaft: 

 

Frage 3:  

„In einigen Gemeinden und Regionen liegt die Stromversorgung hauptsächlich 
in den Händen privater Unternehmen, in anderen bei öffentlichen Unterneh-
men und in wieder anderen bei Unternehmen, die den Bürgern der Gemeinde 
oder Region gehören. Wie sollte die Stromversorgung in Ihrer Gemeinde oder 
Region erfolgen? Durch…?“ 

 
1) private Unternehmen  
2) öffentliche Unternehmen, z. B. Kommunen/Stadtwerke 
3) Unternehmen, die den Bürgern der Gemeinde oder Region gehören.  
4) ist Ihnen egal 
5) wissen Sie nicht 
 
(9) keine Angabe 
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Fragen nach Bewertung unterschiedlicher Eigentümerschaft:  

 

Frage 4:  

Welche der folgenden Eigenschaften sind Ihrer Meinung nach für ÖFFENTLI-
CHE Stromversorger typisch? Bitte verwenden Sie die Skala von 1 bis 7. 1 be-
deutet dabei, dass diese Eigenschaft voll und ganz zutrifft, 7 bedeutet, dass, 
diese Eigenschaft überhaupt nicht zutrifft. Mit den Werten dazwischen kön-
nen Sie Ihr Urteil abstufen.“  

(RANDOM) 
 

1) gewinnorientiert  
2) kundenorientiert 
3) Bürger haben Einfluss auf wichtige Geschäftsentscheidungen 
4) sichere Versorgung 
5) faire und gerechte Preise 
6) transparent 
7) wirtschaftlich rentabel 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Frage 5:  

„Und wie ist das mit PRIVATEN Unternehmen? Bitte verwenden Sie für Ihre 
Bewertung wieder die Skala von 1 (trifft voll und ganz zu) bis 7 (trifft überhaupt 
nicht zu).“ 

(RANDOM) 
 

1) gewinnorientiert 
2) kundenorientiert 
3) Bürger haben Einfluss auf wichtige Geschäftsentscheidungen 
4) sichere Versorgung  
5) faire und gerechte Preise 
6) transparent 
7) wirtschaftlich rentabel 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage 6:  

„Wie bewerten Sie es, wenn Unternehmen für die Stromversorgung verant-
wortlich sind, die Bürgern der Gemeinde oder Region gehören? Bitte verwen-
den Sie wieder die Skala von 1 bis 7 um zu bewerten, ob diese Eigenschaften 
voll und ganz oder überhaupt nicht zutreffen.“  

(RANDOM) 
 

1) gewinnorientiert 
2) kundenorientiert 
3) Bürger haben Einfluss auf wichtige Geschäftsentscheidungen 
4) sichere Versorgung 
5) faire und gerechte Preise 
6) transparent 
7) wirtschaftlich rentabel 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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B Situation in der Gemeinde, Einstellungen zur subjektiven Einstellung 
von Gerechtigkeit, Verteilung und Entschädigung, regenerativen Energien 

und persönliche Betroffenheit 

Fragen zur momentanen Situation in der Kommune: 

Frage 7:  

„Wie wichtig sollten die folgenden erneuerbaren Energieträger für die Strom-
erzeugung in ihrer Gemeinde oder Region, sein. Sollten Sie sehr wichtig (1), 
eher wichtig (2), mittelmäßig wichtig (3), eher unwichtig (4) oder völlig un-
wichtig (5) sein. Wie ist das bei…?“ 

(RANDOMISIEREN) 

 
1) Wind 
2) Sonne 
3) Wasser 
4) Biomasse 
5) Erdgas 
6) Kohle 
7) Kernkraft 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe  

 
 

Frage 8:  

„Werden in Ihrer Gemeinde oder Region Windanlagen betrieben?“ 
 

1) ja 
2) nein 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 



118 

 

 

Filter, wenn Frage 8 ja (1), dann Frage 9 

Filter, wenn Frage 8 alle anderen Antworten (2, 8 und 9), dann zu Frage 11 
 

Fragen zur persönlichen Betroffenheit: 
 

Frage 9:  

„Haben Sie persönlich durch diese Windanlagen Vorteile oder Nachteile? Ha-
ben Sie…?“  

 
1) große Vorteile 
2) eher Vorteile 
3) Vor- und Nachteile halten sich die Waage 
4) eher Nachteile 
5) große Nachteile 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Frage 10:  

„Wodurch fühlen Sie sich von diesen Windanlagen betroffen? Bitte verwen-
den Sie für Ihre Einschätzung die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass Sie sich 
sehr stark davon betroffen fühlen, 7 bedeutet, dass Sie sich überhaupt nicht 
davon betroffen fühlen. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr Urteil ab-
stufen.“ 

 
1) Das Landschaftsbild hat sich verschlechtert. 
2) Der Preis Ihres Grundstücks hat sich verringert. 
3) Die Lärmbelastung hat sich erhöht. 
4) Sie persönlich haben finanzielle Vorteile durch die Windanlagen. 
5) Ihre Stromversorgung wird unabhängiger von Energieimporten aus dem 

Ausland. 
6) Fühlen Sie sich von noch etwas Anderem betroffen (Offene Nennung)?  
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Fragen zur Einstellung von Gerechtigkeit/Entschädigung: 
 

Frage 11:  

„Was glauben Sie, hätten die Menschen in IHRER Gemeinde durch Windanla-
gen Vorteile oder Nachteile? Hätten die Menschen…?“  

 
1) große Vorteile 
2) eher Vorteile 
3) Vor- und Nachteile halten sich die Waage 
4) eher Nachteile 
5) große Nachteile 
8) wissen Sie nicht  
 
(9) keine Angabe 

 

Filter, wenn Frage 11, Antworten (3), (4) und (5), dann Frage 12 
Filter, wenn Frage 11, Antworten (1), (2), (8) und (9), dann Frage 13 

 

Frage 12:  

„Sind Sie der Ansicht, dass die Nachteile für die Menschen IHRER Gemeinde 
ausgeglichen werden sollten?“ 

 
1) ja 
2) nein 
3) ist Ihnen egal 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

wenn Position (1):  
„Wären Sie auch dann für einen Ausgleich der Nachteile, wenn Sie selbst 
dadurch einen höheren Strompreis zahlen müssten?“ 

 
1) ja 
2) nein 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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wenn Position (2):  
„Aber stellen Sie sich vor, dass Sie wegen einer solchen Entscheidung 

selbst Windanlagen direkt in Ihrer Nähe hätten. Was würden Sie dann von 
einem Ausgleich der Nachteile halten?“ 
 
1) Sie wären für einen Ausgleich der Nachteile. 
2) Sie wären weiterhin gegen einen Ausgleich der Nachteile. 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
 
 

Frage 13:  

„Ergeben sich aus Ihrer Sicht durch Windanlagen in einer Gemeinde oder Re-
gion Vorteile oder Nachteile für die Menschen BENACHBARTER Gemeinden? 
Hätten diese Menschen…?“  

 
1) große Vorteile 
2) eher Vorteile 
3) Vor- und Nachteile halten sich die Waage 
4) eher Nachteile 
5) große Nachteile 
8) wissen Sie nicht 
 
(9) keine Angabe 

 
 

Filter, wenn Frage 13, Antworten (3), (4) und (5), dann Frage 14 

Filter, wenn Frage 13, Antworten (1),(2) und (9), dann Frage 15 
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Frage 14:  

„Sollten die Nachteile für die Menschen aus benachbarten Gemeinden Ihrer 
Meinung nach ausgeglichen werden?“  

 
1) ja 
2) nein 
3) ist Ihnen egal 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Frage 15:  

„Wenn Sie an die Vor- und Nachteile denken, die auch durch Standortent-
scheidungen entstehen. Wer sollte dann darüber entscheiden, wo Windanla-
gen gebaut werden?“ 

 
1) nur die Gemeinde sollte entscheiden, in der Windanlagen gebaut wer-

den. 
2) alle Gemeinden sollten entscheiden, die von dem Bau von Windanlagen 

betroffen sind. 
3) das Bundesland sollte entscheiden, in dem die betroffenen Gemeinden 

liegen. 
4) der Bund sollte zentral über die Standorte entscheiden. 
5) wissen Sie nicht 
 
(9) keine Angabe 

 

Frage zur persönlichen Einstellung zur Verortung der Ewigkeitsrechte bei der 
Ernte von Erträgen aus der Stromerzeugung durch Wind: 

 

Frage 16:  

„Es gibt ja in der Öffentlichkeit verschiedene Vorstellungen darüber, wie die 
Gewinne von privaten Betreibern und Investoren, die durch die Planung und 
den Betrieb von Windanlagen entstehen, gerecht verteilt werden sollen. Ich 
lese Ihnen jetzt zwei gegensätzliche Meinungen darüber vor. Welcher davon 
stimmen Sie zu?“ 
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1) Private Investoren sollen den gesamten Gewinn erhalten, der aus der Pla-
nung und dem Betrieb von Windanlagen entsteht. 

2) Die Öffentlichkeit soll an den Gewinnen beteiligt werden, die aus der Pla-
nung und dem Betrieb von Windanlagen entstehen. 

3) ist Ihnen egal. 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 
 

Wenn Position (1):  

„Bitte bedenken Sie, dass der Wind kein privates Gut, sondern für alle 
Menschen da ist. Sind Sie dann immer noch dafür, dass die privaten In-
vestoren die vollen Gewinne, die aus der Planung und dem Betrieb von 
Windanlagen entstehen, erhalten sollen?“ 

 
1) Sie stimmen immer noch dieser Meinung zu. 
2) Sie stimmen dieser Meinung nicht mehr zu. 

 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 
 

Wenn Position (2):  

„Bitte bedenken Sie, dass die privaten Investoren die Kosten und Risiken 
für die Planung und den Betrieb von Windanlagen tragen und Ihre Ge-
winne versteuern. Sind Sie dann immer noch dafür, dass die Öffentlich-
keit an den Gewinnen, die aus der Planung und dem Betrieb von Wind-
anlagen entstehen, beteiligt werden soll?“ 

 
1) Sie stimmen immer noch dieser Meinung zu. 
2) Sie stimmen dieser Meinung nicht mehr zu. 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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C Einstellungen gegenüber und Akzeptanz von Beteiligungsverfahren 
beim Thema Erneuerbare Energien 

Fragen nach persönlicher Involvierung: 

 

Frage 17:  

„Gibt es in Ihrer Gemeinde oder Region Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien?“ 

 
1) Ja 
2) Nein 
 
(8) Weiß nicht 
(9) Keine Angabe 

 

Filter, wenn Frage 17 (1), dann Frage 18 

Filter, wenn Frage 17 (2; 8; 9) dann Frage 25 

 

Frage 18:  

„Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, sich an Anlagen zur Erzeugung erneu-
erbarer Energien zu beteiligen. Man kann sich an der Planung beteiligen oder 
man kann sich an der Finanzierung beteiligen. Wir haben einige Möglichkeiten 
aufgelistet. Was davon haben Sie gemacht? Sie haben sich beteiligt…“ 

(Mehrfachantworten) 
 

1) auf Grund Ihres Berufes 
2) als Mitbegründer oder Mitglied einer Bürgerinitiative 
3) an einem Bürgerbegehren oder einem Bürgerentscheid 
4) durch den Kauf von Anteilen an einer Anlage in Ihrer Gemeinde 
5) durch den Kauf von Anteilen an einer Anlage außerhalb Ihrer Gemeinde 
6) als Teilnehmer an Demonstrationen dagegen 
7) als Teilnehmer an Demonstrationen dafür 
8) als Teilnehmer an Workshops, Informationsveranstaltungen o.ä. 
9) durch Diskussionen mit Freunden und Bekannten 
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10) durch aufmerksames Verfolgen der die Medienberichterstattung 
11) Sonstiges:.... 

 
(98) weiß nicht 
(99) keine Angabe 

 
 

Frage nach Involvierung unterschiedlicher Akteure: 

 

Frage 19:  

„An der Entscheidung einer Gemeinde oder Region, Strom aus erneuerbaren 
Energien zu erzeugen, sind immer unterschiedliche Personen oder Gruppen 
beteiligt. Wie wichtig waren folgende Personen oder Gruppen bei der Ent-
scheidung für Strom aus erneuerbaren Energien in IHRER Gemeinde? Bitte 
verwenden Sie die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass dieser Akteur sehr wich-
tig war, 7 bedeutet, dass dieser Akteur völlig unwichtig war. Mit den Werten 
dazwischen können Sie Ihr Urteil abstufen.“  

(Mehrfachantworten) 
 

1) Politik und Verwaltung 
2) Wirtschaftsverbände, Unternehmen und Energieversorger 
3) Umweltverbände und Bürgerinitiativen 
4) Einzelne Bürger der Gemeinde 
5) Grundstücksbesitzer 
6) Sonstige:… 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage nach gewünschter Involvierung unterschiedlicher Akteure: 

 

Frage 20:  

„Und wer SOLLTE Ihrer Meinung nach bei der Entscheidung einer Gemeinde 
oder Region, Strom aus erneuerbaren Energien zu erzeugen, eine wichtige 
Rolle spielen? Bitte verwenden Sie die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass die-
ser Akteur sehr wichtig sein sollte, 7 bedeutet, dass dieser Akteur völlig un-
wichtig sein sollte. Mit den Werten dazwischen können Sie Ihr Urteil abstu-
fen.“  

(Mehrfachantworten) 
 

1) Politik und Verwaltung 
2) Wirtschaftsverbände, Unternehmen und Energieversorger 
3) Umweltverbände und Bürgerinitiativen 
4) Einzelne Bürger der Gemeinde 
5) Grundstücksbesitzer 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
 

Frage nach Bürgerbeteiligungsformaten: 

 

Frage 21:  

„Bei der Planung und Errichtung von Anlagen für erneuerbare Energien gibt es 
viele Möglichkeiten, interessierte und betroffene Bürger zu beteiligen. Welche 
der folgenden Veranstaltungen gab es während der PLANUNG der Anlagen in 
Ihrer Gemeinde oder Region?“  

 
1) Informationsveranstaltungen 
2) Anhörungen 
3) Aktive Beteiligungsverfahren wie Workshops, Arbeitskreise, Runde Ti-

sche u.ä. 
4) Expertenkommissionen 
5) Einrichtung einer Koordinierungsstelle 
6) Sonstiges:... 
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(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Filter, wenn Frage 21 (a)-(f), dann Frage 22 

Filter, wenn Frage 21 (8) und (9), dann Frage 25 
 

Frage 22:  

„Und welche dieser Veranstaltungen gab es während der ERRICHTUNG der 
Anlagen? Wie ist es mit…?“ 

 
1) Informationsveranstaltungen 
2) Anhörungen 
3) Aktive Beteiligungsverfahren wie Workshops, Arbeitskreise, Runde Tische 

u.ä. 
4) Expertenkommissionen 
5) Einrichtung einer Koordinierungsstelle 
6) Sonstigem:... 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Frage nach der Rolle der Bürger: 
 

Frage 23:  

„Jetzt möchten wir gerne von Ihnen erfahren, wie Sie das Verfahren bei der 
Planung und Errichtung der Anlagen für erneuerbare Energien in ihrer Ge-
meinde oder Region bewerten? Bitte verwenden Sie für alle folgenden Aussa-
gen die Skala von 1 bis 7. 1 bedeutet, dass Sie dieser Aussage voll und ganz 
zustimmen, 7 bedeutet, dass Sie diese Aussage strikt ablehnen. Mit den Wer-
ten dazwischen können Sie Ihr Urteil abstufen.“ 

(RANDOM) 
 

1) Das Verfahren war von Anfang bis Schluss offen und transparent. 
2) Alle Betroffenen konnten bei der Entscheidung gleichberechtigt mitwir-

ken. 
3) Die Sorgen und Interessen der Bürger wurden berücksichtigt. 
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4) Die Bürger konnten selbst Lösungen entwickeln, wie die Umstellung ab-
laufen sollte. 

5) (Filter, wenn (d) ja, dann auch (e) abfragen):  
Die von den Bürgern entwickelten Lösungen haben eine maßgebliche 
Rolle bei der Entscheidung gespielt.  

6) Es war zu wenig Zeit, um sich einzubringen.  
7) Die Bürger wurden von den Entscheidern als störend empfunden.  
8) Die Bürger wurden zu spät miteinbezogen. 
9) Die Diskussionen waren nicht sachlich genug. 
10) Die Bürger wurden nicht ausreichend informiert. 
11) Es gab keinen offenen Austausch aller Argumente. 
 
(98) weiß nicht 
(99) keine Angabe 

 
 

Fragen nach Evaluation des Verfahrens: 

 

Frage 24:  

„Sind Sie damit, wie die Planung und Errichtung der Anlagen von statten ging, 
alles in allem sehr zufrieden (1), eher zufrieden (2), teils zufrieden/teils unzu-
frieden (3), eher unzufrieden (4) oder sehr unzufrieden (5)?“ 

 
1) sehr zufrieden 
2) eher zufrieden 
3) teil zufrieden/teils unzufrieden 
4) eher unzufrieden 
5) sehr unzufrieden 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage 25:  

„Welche Bedingungen müssten gegeben sein, damit Sie dem Bau von Anlagen 
zur Erzeugung erneuerbarer Energien zustimmen könnten?“ 

(Mehrfachantworten) 
 

1) wenn Sie vor der Entscheidung der zuständigen Gremien darüber, OB die 
Anlage gebaut wird, mitreden können. 

2) wenn Sie vor der Entscheidung der zuständigen Gremien darüber, WO 
die Anlage gebaut wird, mitreden können. 

3) wenn Sie darüber abstimmen können, OB die Anlage gebaut wird. 
4) wenn Sie darüber abstimmen können, WO die Anlage gebaut wird. 
5) Wenn Sie durch den Kauf von Anteilen finanzielle Vorteile haben. 
6) wenn Sie durch niedrigere Strompreise finanzielle Vorteile haben. 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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D Einstellungen zur Dezentralisierung beim Thema Stromnetze und zur 
subjektiven Einstellung von Gerechtigkeit und Entschädigung 

Wir haben bislang über Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien gespro-
chen. Bei den folgenden Fragen würden wir gerne Ihre Einschätzungen zur Si-
tuation der Stromnetze wissen. 

 

Fragen nach Situation in der Gemeinde: 
 

Frage 26:  

„Wissen Sie, wer in Ihrer Gemeinde das Stromnetz betreibt?“ 
 

1) ja 
2) nein 
 
(9) keine Angabe 

 

Filter, wenn Frage 26 (1), dann Frage 27 

Filter, wenn Frage 26 (2) und (9), dann Frage 28 
 

Frage 27:  

„Wer betreibt das Stromnetz in Ihrer Gemeinde? Sind/Ist es…?“ 
 

1) nur private Unternehmen. 
2)  nur Ihre Gemeinde, bzw. gemeinsam mit anderen Gemeinden. 
3)  nur Unternehmen, die Bürgern aus der Gemeinde gehören. 
4)  mehrheitlich private Unternehmen. 
5)  mehrheitlich Gemeinden. 
6)  mehrheitlich Unternehmen, die Bürgern aus der Gemeinde gehören. 
7)  andere:… 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage über Vor- und Nachteile von Dezentralisierung: 

 

Frage 28:  

„Viele Gemeinden kaufen derzeit das Stromnetz von privaten Anbietern zu-
rück. Welche Auswirkungen hat das Ihrer Meinung nach für die Bürger und 
Kunden? Bitte verwenden Sie für alle folgenden Aussagen die Skala von 1 bis 
7. 1 bedeutet, dass Sie dieser Aussage voll und ganz zustimmen, 7 bedeutet, 
dass Sie diese Aussage strikt ablehnen. Mit den Werten dazwischen können 
Sie Ihr Urteil abstufen.“  

(RANDOM) 
 

1) Die Bürger können über die Verwendung der Gewinne mitentscheiden. 
2) Die Bürger können mit fairen Preisen rechnen. 
3) Ihre Gemeinde wird in der Zukunft mehr Geld für wichtige Investitionen 

zur Verfügung haben, wie den Ausbau von KITAs, die Renovierung von 
Schulen und Schwimmbädern etc. 

4) Für die Bürger wird sich der Service bei Verbraucheranfragen verbessern, 
weil es einen Ansprechpartner vor Ort gibt. 

5) Durch die Übernahme des Stromnetzes durch die Gemeinde oder Region 
wird der Strom teurer. 

6) Die Übernahme des Stromnetzes durch die Gemeinde oder Region ver-
ringert den Wettbewerb. 

7) Durch die Übernahme des Stromnetzes wird in Ihrer Gemeinde die Ver-
sorgung unsicherer. 

8) Durch den Rückkauf fehlt Ihrer Gemeinde das Geld für andere wichtige 
kommunale Aufgaben.  

9) Offene Nachfrage: Gibt es darüber hinaus noch etwas...? 
 
(98) weiß nicht 
(99) keine Angabe 
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Fragen zur persönlichen Einstellung der Trägerschaft 
 

Frage 29:  

„Wem sollten Ihrer Meinung nach die Stromnetze Ihrer Gemeinde oder Re-
gion gehören? Sollten es sein ...?“ 

 
1) private Unternehmen. 
2) öffentliche Unternehmen, z. B. Kommunen/Stadtwerke. 
3) Unternehmen, die den Bürgern der Gemeinde oder Region gehören.  
4) oder ist Ihnen egal. 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Fragen zur Einstellung von Gerechtigkeit/Entschädigung: 

 

Frage 30:  

„Wenn Ihre Gemeinde das Stromnetz von privaten Anbietern zurückkauft, 
könnte der Strom unter Umständen für Sie teurer oder billiger werden. Wie 
ist Ihre Meinung dazu?“ 

 
1) Sie wären nur dann für einen Rückkauf, wenn dadurch der Strom für Sie 

billiger würde. 
2) Sie wären auch dann für einen Rückkauf, wenn dadurch der Strom für Sie 

teurer ürde. 
3) Es wäre Ihnen egal 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 
 

Filter, wenn Frage 30 (1) dann Frage 31 

Filter, wenn Frage 30 (2), (3), (8) und (9), dann Frage 34 
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Frage 31:  

„Wären Sie auch dann für einen Rückkauf des Stromnetzes, wenn der Strom 
dadurch für Sie persönlich billiger, für die Einwohner der Nachbargemeinden 
aber teurer würde.“ 

 
1) Sie wären weiterhin für einen Rückkauf. 
2) Sie wären gegen einen Rückkauf. 
3) Es wäre Ihnen egal. 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Filter, wenn Frage 31 (1), dann Frage 32 
Filter, wenn Frage 31 (2), (3), (8) und (9), dann Frage 34 

 

Frage 32:  

„Sollten die finanziellen Nachteile Ihrer Meinung nach ausgeglichen werden?“ 
 

1) ja 
2) nein 
3) ist Ihnen egal 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Filter, wenn Frage 32 (1), dann Frage 33 
Filter, wenn Frage 32 (2), (3), (8) und (9), dann Frage 34 

 

Frage 33: 

„Wären Sie persönlich dazu bereit, sich daran zu beteiligen?“ 
 

1) ja 
2) nein 
3) ist Ihnen egal 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage 34:  

„Gab es in Ihrer Gemeinde oder Region einen Rückkauf des Stromnetzes von 
einem privaten Anbieter oder haben Sie davon gehört, dass ein Rückkauf ge-
plant ist?“ 

 
1) nein 
2) ja, in Ihrer Gemeinde 
3) ja, in Ihrer Region 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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E Einstellungen zum politischen System und Wissen 

Nun wollen wir Ihnen noch einige wenige allgemeine Fragen zum Thema Ener-
giewende stellen.  

 

Fragen zum Wissen: 

 

Frage 35:  

„Wie viel Prozent des Stroms soll entsprechend dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz bis 2050 aus erneuerbaren Energien stammen? Sind es…?“ 

 
1) 30 Prozent (falsch) 
2) 50 Prozent (falsch) 
3) 80 Prozent (richtig) 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 

Frage 36:  

„Und ungefähr wie viel Prozent der Stromerzeugung stammen schon heute 
aus erneuerbaren Energien? Sind es…?“ 

 
1) ungefähr 15 Prozent (falsch) 
2) ungefähr 25 Prozent (richtig, Quelle: statistisches Bundesamt 2014: A-

GEE-Stat und AGEB: 24 %; Bundesregierung 9/2014: 27,7%) 
3) ungefähr 35 Prozent (falsch) 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage nach politischem Interesse 
 

Frage 37:  

„Interessieren Sie sich für Politik im Allgemeinen sehr stark, eher stark, mittel-
mäßig, weniger stark oder überhaupt nicht?“ 

 
1) sehr stark 
2) eher stark 
3) mittelmäßig 
4) weniger stark 
5) überhaupt nicht 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 

 
 

Frage nach Demokratiezufriedenheit: 
 

Frage 38:  

„Wie zufrieden sind Sie – alles in allem – mit der Art und Weise, wie die De-
mokratie in Deutschland funktioniert? Sind Sie da sehr zufrieden, eher zufrie-
den, teils zufrieden/teils unzufrieden, eher unzufrieden oder sehr unzufrie-
den?“ 

 
1) sehr zufrieden 
2) eher zufrieden 
3) teils zufrieden/teils unzufrieden 
4) eher unzufrieden 
5) sehr unzufrieden 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Fragen nach Parteineigung 

 

Frage 39:  

„Viele Leute neigen längere Zeit einer bestimmten politischen Partei zu, ob-
wohl Sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen? 
Neigen Sie, ganz allgemein gesprochen, einer bestimmten Partei zu und wenn 
ja, welcher?“ 

 
(1) Sie neigen keiner Partei zu 
(2) CDU/CSU 
(3) SPD 
(4) Bündnis 90/ Die Grünen 
(5) Die Linke 
(6) FDP 
(7) AfD 
(8) Piraten 
(9) andere Partei, und zwar:… 
 
(98) weiß nicht 
(99) keine Angabe 

 

Frage nach Postmaterialismus – Materialismus (Werte) 

 

Frage 40 A:  

„Auch in der Politik kann man nicht alles auf einmal haben. Auf dieser Liste 
finden Sie einige Ziele, die man in der Politik verfolgen kann. Wenn Sie zwi-
schen diesen verschiedenen Zielen wählen müssten, welches Ziel erschiene 
IHNEN PERSÖNLICH am wichtigsten? Und welches Ziel am zweitwichtigsten?“ 

 
1) Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem Land (M) 
2) Mehr Einfluss der Bürger auf Entscheidungen der Regierung (PM) 
3) Kampf gegen die steigenden Preise (M) 
4) Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung (PM) 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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Frage 40 B:   

„Und welches Ziel am zweitwichtigsten?“ 

(nicht noch einmal die gleiche Antwortmöglichkeit möglich) 
 

1) Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung in diesem Land (M) 
2) Mehr Einfluss der Bürger auf Entscheidungen der Regierung (PM) 
3) Kampf gegen die steigenden Preise (M) 
4) Schutz des Rechts auf freie Meinungsäußerung (PM) 
 
(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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F Demographische Angaben 

Frage nach Geburtsjahr 

 

Frage 41:  

„In welchem Jahr wurden Sie geboren?“ 
 

1) Jahr vierstellig eintragen:…. 
 
(9) keine Angabe 

 
 

Frage nach Geschlecht 

 

Frage 42:  

(Nur im Zweifelsfall nachfragen) 
 

1) weiblich 
2) männlich 
 

 

Frage nach Schulabschluss 

 

Frage 43:  

„Was ist der höchste allgemeinbildende Schulabschluss, den Sie haben? Ha-
ben Sie…?“ 

 
1) die Grundschule nicht beendet 
2) Schule beendet ohne Abschluss einer weiterführenden Schule 
3) einen Volks-/Hauptschulabschluss (oder auch Polytechnische Oberschule 

mit Abschluss 8. oder 9. Klasse) 
4) die Mittlere Reife bzw. einen Realschulabschluss (oder auch Polytechni-

sche Oberschule mit Abschluss 10. Klasse) 
5) die Fachhochschulreife (Abschluss einer Fachoberschule etc.) 
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6) das Abitur (oder auch erweiterte Oberschule mit Abschluss 12. Klasse) 
7) einen anderen Schulabschluss, und zwar: … 
8) oder sind Sie noch Schüler 
 
(98) weiß nicht 
(99) keine Angabe 
 

Fragen nach Haushaltsstand 

 

Frage 44:  

„Darf ich Sie nach Ihrem gegenwärtigen Familienstand fragen? Sind Sie/Haben 
Sie eine…?“ 

 
1) Verheiratet 
2) eingetragene Lebenspartnerschaft 
3) getrennt lebend 
4) geschieden 
5) verwitwet 
6) ledig 
 
(9) keine Angabe 

 

Frage 45:  

„Haben Sie Kinder und wenn ja, wie viele?“ 
 

1) … 
2) Nein 
 
(9) keine Angabe 
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Fragen nach Wohnregion: 

 

Frage 46:  

„In welchem Bundesland leben Sie?“ 
 

1) Baden-Württemberg 
2) Bayern 
3) Berlin 
4) Brandenburg 
5) Bremen 
6) Hamburg 
7) Hessen 
8) Mecklenburg-Vorpommern 
9) Niedersachsen 
10) Nordrhein-Westfalen 
11) Rheinland-Pfalz 
12) Saarland 
13) Sachsen 
14) Sachsen-Anhalt 
15) Schleswig-Holstein 
16) Thüringen 
 
(9) keine Angabe 

 
 

Frage 47:  

„In welcher Gemeinde leben Sie?“ 
 

… 
 

(8) weiß nicht 
(9) keine Angabe 
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